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147 Verordnung 


betreffend die Verkehrsordnung für die Beförderung von Gütern auf den Eiſenbahnen 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig. 
Vom 19. September 1938. 


Auf Grund des Artikels I des Geſetzes betreffend die Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung vom 24. Ok⸗ 
tober 1928 wird die ab 1. Dezember 1931 geltende Verkehrsordnung für die Beförderung von Gütern 
auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig (G. Bl. 1931, Nr. 64, Seite 799) mit Aus⸗ 
nahme der Anlage A, die einſtweilen in Geltung bleibt, mit Wirkung vom 1. Oktober 1938 abgeändert 
und durch die anliegende Faſſung erſetzt. 


Danzig, den 19. September 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
P. A. V. 4 5 Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 28. 9. 1938.) 


Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. - Druck von A. Schroth in Danzig. 


Se وسور‎ OS nod هی 8 صسوووحاوه ګموو‎ 
she a : S 1 dns ss EE وو‎ * 


m 2 un دت ات‎ qay AEE sid sat gunndsckrgstt®t sid nF torsi Sker © or 
L ! JEV 


tup Re e 30818 — = ia pH É‏ دي dim (POT se. 28 SE Eer‏ وب 
renege GEE sede i mug p grum TCC seine 17€ emp"‏ 
pmi 25 een 26 gud gun‏ د يچ 


Anlage zum Gefetzblatt Dr. 59 0011 20. September 1938. 


Inbaltsverzeichnis 


Titel 1. 38 und Geltungsbereich der 6 
$ 1. Eiſenbahnen und Sendungen, auf welche die Verkehrsordnung Anwendung findet 3 
8 2. Ausführungsbeſtimmungen, Abweichungen 3 
8 3. Von der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtändeee ده‎ nn 3 
8 4. Bebingungsweile zur Beförderung zugelaſſene Gegenſtände GE 4 
و‎ 5. Beförderungspflicht. Durchgehende Beförderung. Reihenfolge ber Beförderung 4 


Titel II. Frachtvertrag. 
Kapitel I. Form und Bedingungen des Frachtvertrages. 


$ 6. Inhalt und Form des Frachtbrief EG 
8 7. Haftung für die Eintragungen im 5757 
; Frachtzuſchläge. Maßnahmen bei Qu if LE E alts de Semana. 8 
'8 8. Abſchluß bes Frachtvertrages. Stadgtbrisfhoppel . . . . . oS... d 
8 9. Tarife. Verbot von Gonberabmadungen سه‎ 2 a a sooo s s. 12 
8 10. Berechnung der Fracht. Beförderungsweg BA SERE EE SES bn n5. II) 
$ 11. Lieferfriſten JJ EE بب وغ‎ RS را‎ 
8 12. Zuſtand ber Gabino: Verpacker ib Bezeichnung der Güter == 16 
8 13. Begleitpapiere für die Abfertigung durch die Zoll, Steuer⸗, Finanz, Peel. unb fov 
ſtigen Verwaltungsbehörden. Zollverſchluß. Beförderungsſtatiſtit 17 
er is II. Ausführung bes N 
8 14. I. Auflieferung EE 8 
II. Beſtellung der Wagen JJ ꝰð 
III. Verladung EK ME BERE IK) 
IV. Verwendung gebedier Ser offener Magen == EN) 
V. Feſtſtellung des Gewichts, der Stückzahl und des ien De Soden. el 
VI. umladung 22 
8 15. Erfüllung der Zoll, Steiler⸗ A odis 100 N Mage e 22 
816. I. Benachrichtigung von der Ankunft der Sendung es 23 
II. Einlöfung des Frachtbriefs. Ablieferung ot رواو‎ 24 
III. Entladung چاو به و‎ amta Me Era AG 
IV. Nachprüfung der Sendung auf dem ۸1 71 1 ول ګ‎ EE 2 
V. Zuführung ber Sendung ins Haus شوب بپ ټک‎ SE تم‎ Er 
VI. Abnahme⸗ und Entladefriſte n 28 
§ 17. Zahlung der Koſten A ĩð x 9 
8 18. Frachtnachzahlung und IS JJ ET NE AE SEE 
§ 19. Nachnahmen und Barvorſchüſſũſmſq nn. 30 
8 20. Verpflichtungen der Empfangsbaa gs 23 31 
Kapitel III. Abänderung des Frachtvertrages. 
821. Recht zur Abänderung des Frachtvertrageetee . 31 
8 22. Ausführung ber nachträglichen an EE EE E) 
8 23. Beförderungshinderniſſe eo EE ĩð v ELE DE 
8-24. Mblieferungshindernilfe . © - e e oom ot o nn 8 35 


Kapitel IV. Sicherſtellung der Rechte der . 
8 25. Pfandrecht der Eiſenbah . - EE MI 


Titel III. Haftung der Eiſenbahnen. Reklamationen. Klagen. Andere Vorſchriften. 
Kapitel I. Haftung. 
8 26. Haftungsgemeinſchaft der Eiſenbahne·nunnaXnnnn‚n‚nn. 38 
8 27. Umfang der Haftung 38 
8 28. Beſchränkung der Haftung für Schäden, die aus "-Belonbeten Arſachen dieet tier. 88 
8 29. Höhe ber Entſchädigung bei gänzlichem oder teilweiſem Verluſt ber Sendung . 39 
8 30. Vermutung für den Verluſt ber Sendang. Wiederauffinden ber Sendung. 99 
8 31. Beſchränkung der Haftung bei Gewichtsverluſten SEE RE SAO 
8 32. Höhe ber Entſchädigung bei ber Beſchädigung ber Sendung . . . gg 41 
$ 33. Höhe der Entſchädigung bei Überfhreitung ber Lieferftilt . . . . s ss ss 41 


8 34. Beſchränkung der Entſchädigung bei beſtimmten Tarifen 


8 35. Angabe des Intereſſes an der Lieferung 


8 36. Höhe der Entſchädigung bei Vorſatz oder grober ٢1115 der Eisenbahn 


8 37. Verzinſung der Entſchädigung وتک خو‎ 
38. Rückerſtattung der Entſchädigung 


$ 39. Haftung der Eiſenbahn für ihre Leute 


Kapitel II. Reklamationen. Klagen. Verfahren und Verjährung bei Streitigkeiten aus dem 


Frachtvertrag. 
8 40. Reklamationen 
841. Bur Erhebung ber Klage a die IER erech gte VPerſößen 
8 42. Eiſenbahnen, gegen welche die Klagen zu richten [inb =; 
8 43. Feſtſtellung eines teilweilen Verluſts oder einer Beſchädigung der Sefdung 
8 44. Erlöſchen der Anſprüche gegen die Eiſenbahn aus dem Frachtvertrag 
8 45. Verjährung der Anſprüche 
8 46. Anzuläſſigkeit der Geltendmachung erloſchenet ober verfähtter Ansprüche 


Kapitel III. Abrechnung. Rückgriff der Eiſenbahnen gegeneinander. 
8 47. Abrechnung unter den Eiſenbahnen 


$ 48. Rückgriff bei Entſchädigung für gänzlichen oder Heifıneifen Verluſt oder für Beſchädigung 


849. Rückgriff bei Entſchädigung für Überſchreitung der Lieferfriſt 
8 50. Beſondere Vereinbarungen über den Rückgriff 


Kapitel IV. Währung. Beſondere Vorſchriften für die Beförderung von ر‎ 


8 51. Währung 8 i 
852, 6 Vorſchriften für die Beförderung! von u. Pridg augen SE 


Anlagen. 


(8 4) Vorſchriften über bie nur bedingungsweiſe zur un zugelaſſenen Gegenftände . 


(8 4) Vorſchriften für bie Beförderung von Leichen. 
(8 4) Vorſchriften für die Beförderung von lebenden Tieren 
(8 6.) Muſter ۱٥66 565 8 UE. EE 


.(8 8) Muſter des Frachtbriefdoppels . 


(8 6. Muſter des Frachtbriefs an den Inhäbet es Bradtbriefboppels j } ; : 


.(8 8) Muſter des Doppels eines Inhaberfrachtbriefes 
(8 8. Beſcheinigung über die Aufgabe einer يب‎ mit Frachtbrief un ven EIL T 


Frachtbriefdoppelss GNO 


. (8.12) Allgemeine Erklärung über Fehlen oder Mängel der BEDENG . 21 
. (8 21. Nachträgliche Verfügung : 


(8 52.) Vorſchriften für die Beförderung von Privatwagen خو اه‎ BL, ; 


ووو ني مې 


“AO Hy 


$1 


52 


83 


Verkehrsordnung 
für die Beförderung von Gütern auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig. 


Titel I 
Gegenſtand und Geltungsbereich der Verkehrsordnung 
81 
Eiſenbahnen und Sendungen, auf welche bie Verkehrsordnung Anwendung findet 

1. — Dieſe Ordnung (abgekürzt BOO) gilt bei der Beförderung von Güterſendungen auf allen 
dem öffentlichen Verkehr dienenden Eiſenbahnen. 

2. — Für den Verkehr mit ausländiſchen Bahnen gilt dieſe Ordnung nur inſoweit, als dieſer Ver⸗ 
kehr nicht durch beſondere Beſtimmungen geregelt iſt. 

3. — Dieſe Ordnung gilt auch für Sendungen, deren Verſand⸗ und Beſtimmungsbahnhöfe im 
Geltungsbereich dieſer Ordnung liegen, und das Gebiet eines anderen Staates nur im Durchgang 
berühren, wenn die beteiligten Eiſenbahnen beſondere Abkommen geſchloſſen haben, nach denen die Vor⸗ 
ſchriften dieſer Ordnung anzuwenden ſind. 

4. — Dieſe Ordnung gilt auch für Sendungen von und nach Bahnhöfen des Nachbarlandes, 
wenn die Beförderung auf der ganzen Strecke von einer im Geltungsbereich dieſer Ordnung gelegenen 
Eiſenbahn bewirkt wird, jedoch nur unter der Bedingung, daß der Abſender durch die Wahl des Fracht⸗ 
briefmuſters die Anwendung dieſer Ordnung beanſprucht und der Nachbarſtaat nicht widerſpricht. 

5. — Dieſe Ordnung gilt auch für die Beförderung von Sendungen von und nach Güterneben⸗ 
ſtellen, welche außerhalb des Eiſenbahngebiets eingerichtet ſind. 

6. — Dieſe Ordnung kann auch auf Sendungen Anwendung finden, welche die Eiſenbahn unter 
Mitwirkung regelmäßig betriebener Kraftwagen⸗, Luftfahrt⸗ und Schiffahrtslinien (gemiſchte Beför⸗ 
derungen) befördert, mit Abweichungen, die ſich aus der Eigenart dieſer Verkehrsmittel ergeben. Solche 
Abweichungen müſſen in der gleichen Weiſe, wie dieſe Ordnung, veröffentlicht werden. 


8 2 
Ausführungsbeſtimmungen. Abweichungen 

1. — Zu diefer Ordnung können für die einzelnen Eiſenbahnen Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen 
werden. 

2. — In Berückſichtigung beſonderer Verhältniſſe können Abweichungen von den Vorſchriften dieſer 
Ordnung für Eiſenbahnen örtlicher Bedeutung, für gewille Strecken, Bahnhöfe, Züge, Wagen, Güter, 
Verkehre, insbeſondere für den Verkehr mit den Hafenbahnhöfen, ſowie für beſtimmte Abfertigungs⸗ 
oder Beförderungsarten eingeführt werden. 

3. — Die Ausführungsbeſtimmungen nach Ziff. 1 und die in Ziff. 2 dieſes Paragraphen erwähnten 
Abweichungen ſind in derſelben Weiſe wie die Tarife zu veröffentlichen (S8 9) und in den Tarif aufzu⸗ 
nehmen. 

$3 
Von bet Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände 

1. — Von der Beförderung nach dieſer Ordnung ſind ausgeſchloſſen: 

(1) Gegenſtände, deren Beförderung dem Poſtzwang unterliegt; 

(2) Gegenſtände, die ſich wegen ihres Umfangs, ihres Gewichts oder ihrer Beſchaffenheit nach den 
Anlagen oder Betriebsmitteln auch nur auf einem Teil des Beförderungsweges zur Beförderung nicht 
eignen; i 

(3) Gegenſtände, deren Beförderung auch nur auf einem Teil bes Beförderungsweges durch recht⸗ 
liche Beſtimmungen oder aus Gründen der öffentlichen Ordnung verboten ijt; ; 


(4) Vorbehaltlich ber in der Anlage A zu dieſer Ordnung angegebenen Ausnahmen: 
A. Exploſionsgefährliche Gegenſtände, nämlich: 

a) Sprengſtoffe; 

b) Munition; 

c) Zündwaren und Feuerwerkskörper; 

d) verdichtete, verflüſſigte oder unter Druck gelöſte Gaſe; 

e) Stoffe, die in Berührung mit Waſſer entzündliche oder die Verbrennung unterſtützende Gaſe 

entwickeln. 

B. Selbſtentzündliche Stoffe. 

2. — Von der Beförderung mit Inhaberfrachtbriefen $ 6, Ziff. 1 ſind außer den in Ziffer 1 
genannten Gegenſtänden ausgeſchloſſen: : 

(1) Die im 8 4, Ziff. 1 unter A genannten Gegenjtände, mit Ausnahme der im S 4, Ziff. 2 
angegebenen, ſowie die im § 4, Ziff. 1 unter B, C, D und E genannten Gegenſtände; 

(2) Andere Gegenſtände, ſoweit der Tarif deren Beförderung mit Inhaberfrachtbriefen ausſchließt. 

3. — Wird unterwegs feſtgeſtellt, daß von der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände, auch 
wenn deren Benennung der Wirklichkeit entſpricht, zur Beförderung angenommen wurden, ſo iſt die 
Eiſenbahn mangels anderer rechtlicher Beſtimmungen verpflichtet, die Beförderung dieſer Gegenſtände 
einzuſtellen und den Abſender zur Rücknahme der Sendung aufzufordern. Holt der Abſender die 
Sendung nicht innerhalb 8 Tagen, gerechnet vom Tage des an ihn abgeſandten Benachrichtigungs⸗ 
ſchreibens, ab, fo verfährt bie Eiſenbahn nach den Vorſchriften des 8 24, Ziff. 9, 10, 11 und 13. Der 
Abſender iſt verpflichtet, die Fracht und andere Koſten unabhängig von der Entrichtung etwaiger im 
§ 7 vorgeſehenen Frachtzuſchläge und der ſtrafrechtlichen Folgen zu entrichten. Bei der Aufgabe der 
Sendung mit einem Inhaberfrachtbrief haftet die Eiſenbahn gegenüber dem Inhaber des Frachtbrief⸗ 
doppels nicht, ſofern ſie nach den Vorſchriften dieſer Ziffer verfährt, wobei ſie jedoch verpflichtet iſt, 
ihn ſofort durch Vermittlung des Meldeadreſſaten oder durch Vermittlung des Abſenders nur dann, 
wenn der Meldeadreſſat im Frachtbrief nicht angegeben iſt, zu benachrichtigen. 

4. — Werden Gegenſtände, die dem Poſtzwang unterworfen ſind, auf einen namentlichen Fracht⸗ 
brief aufgegeben, jo kann die Eiſenbahn fie gegen Erhebung der Fracht und aller ſonſtigen Koſten für 
den durchfahrenen Weg der Poſt zur weiteren Beförderung übergeben. 

8 4 
Bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſene Gegenſtände 

1. = Die nachſtehenden Gegenſtände werden zur Beförderung mit namentlichen Frachtbrief (S. 6, 
Ziff. 1 unter folgenden Bedingungen zugelaſſen: 

A. Die in der Anlage A zu dieſer . bezeichneten Gegenſtände unter den dort angegebenen 
Bedingungen. 2 

B. Leichenſendungen unter den in der Anlagen B zu 016167 Ordnung angegebenen Bedingungen. 

C. Eiſenbahnfahrzeuge, die auf eigenen Rädern rollen, unter der Bedingung, daß die Eiſenbahn die 
Lauffähigkeit des Fahrzeugs feſtſtellt und dies durch eine Aufſchrift auf dem Fahrzeug oder durch ein 
beſonderes Zeugnis beſcheinigt. Lokomotiven, Tender und Triebwagen müſſen außerdem von einem 
vom Abſender geſtellten ſachverſtändigen Angeſtellten begleitet werden, der ſie zu beaufſichtigen und 
insbeſondere unterwegs zu ſchmieren hat. Die Gebühren für die Beförderung ſolcher Begleiter ſowie 
andere Bedingungen für ihre Beförderung enthalten die Tarife. 

D. Lebende Tiere unter den in der Anlage C zu dieſer Ordnung angegebenen Bedingungen. : 

E. Gegenſtände, deren Verladung oder Beförderung nach dem Ermeſſen der Eiſenbahn mit Rück⸗ 
ſicht auf die Anlagen oder Betriebsmittel der an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen beſondere 
Schwierigkeiten verurſacht; ſie werden nur unter en von Fall zu Fall feſtzuſetzenden, Bedin- 
gungen zur Beförderung angenommen. 

2. — Mit Inhaberfrachtbriefen werden die in der Anlage A zu dieſer Ordnung genannten Mineral⸗ 


öle und deren Abkömmlinge fe Asphalte zu den dort angegebenen Bedi oe zur Beförderung 
angenommen. 
8 5 


Beförderungspflicht. Durchgehende Beförderung. Reihenfolge der Beförderung 5 
1. — Die Eiſenbahnen ſind verpflichtet, Sendungen von und nach allen Bahnhöfen nach Maßgabe 


ihrer im Tarif angegebenen اس موس‎ mit ed DS : 6) aut e 
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a) ber Abſender ben Vorſchriften dieſer Ordnung und der geltenden Tarife ſowie den allgemein 68 5) 


geltenden und ordnungsmäßig veröffentlichten Anordnungen der Eiſenbahn nachkommt; 

b) die Beförderung mit den regelmäßigen Beförderungsmitteln möglich iſt; 

c) die Beförderung nicht durch Umſtände verhindert wird, welche die Eiſenbahn nicht abzuwenden 
und denen ſie auch nicht abzuhelfen vermochte. 

Unter denſelben Bedingungen iſt die Eiſenbahn verpflichtet, Sendungen zur Beförderung im Bereich 
desſelben Bahnhofs mit einem Frachtbrief oder einem Frachtdokument abweichenden Muſters (S 6, 
Ziff. 3) anzunehmen. 

2. — Die Eiſenbahn ift zur Annahme von Gütern, deren Auf-, Um- oder Abladen Die Ber- 
wendung beſonderer Vorrichtungen erforderlich macht, nur verpflichtet, wenn die in Betracht kommenden 
Bahnhöfe derartige Vorrichtungen beſitzen. 

3. — Die Eiſenbahn ijt nur verpflichtet, Güter anzunehmen, die alsbald befördert werden können. 

Güter, die unverzüglich nicht befördert werden können, hat die Eiſenbahn, ſofern ſie auf dem 
Verſandbahnhof entſprechende Räumlichkeiten beſitzt, einſtweilen in Verwahrung zu nehmen. Der Ab⸗ 
ſender hat ſein Einverſtändnis auf dem Frachtbrief zu erklären. Dieſe Erklärung iſt auch auf dem Fracht⸗ 
briefdoppel einzutragen. Bis zum Abſchluß des Frachtvertrags hat die Eiſenbahn die Pflichten des 
Verwahrers und iſt berechtigt, für die Verwahrung die tarifmäßigen Gebühren zu erheben. 

Die Eiſenbahn kann die Verwahrung leicht verderblicher Gegenſtände und der im $ 4 ange⸗ 
führten Gegenſtände ablehnen. Die Eiſenbahn kann auch die Verwahrung von Gütern, für welche alle Be⸗ 
förderungskoſten oder auch nur die Fracht vorausbezahlt werden müſſen, von der Hinterlegung eines 
entſprechenden Betrags als Sicherheit abhängig machen. : 

4. — Die Eiſenbahn kann Wagenladungsſendungen, bie nicht befördert werden können, gleichwohl 
zur Beförderung annehmen, ſofern der Abſender auf Anforderung der Eiſenbahn ſich im Frachtbrief 
einverſtanden erklärt, daß die Lieferfriſt von dem Tage an beginnt, an dem die Abſendung erfolgt. 
Dieſe Erklärung iſt auch im Frachtbriefdoppel einzutragen. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, den Ver⸗ 
ſandtag durch erneutes Aufdrücken des Bahnhofsſtempels (§ 8, Ziff. 1) auf dem Frachtbrief und 
deſſen Doppel zu bezeichnen. Auf das im Frachtbrief geſtellte Verlangen iſt der Verſandtag dem Ab⸗ 
ſender unverzüglich auf ſeine Koſten bekanntzugeben. 

Für ſolche Verwahrung der Sendung im Wagen vom Zeitpunkt der Annahme zur Beförderung 
bis zu deren Verſendung iſt die Eiſenbahn berechtigt, die tarifmäßige Gebühr zu erheben. 

5. — Die Sendungen ſind in der Reihenfolge ihrer Annahme zu befördern, vorbehaltlich der in 
Ziffer 6 dieſes Paragraphen vorgeſehenen Ausnahme. 

6. — Wenn das öffentliche Wohl oder zwingende Gründe des Betriebs es erfordern, kann die 
Aufſichtsbehörde oder mit deren Genehmigung die Eiſenbahn anordnen, daß: 

a) der Betrieb ganz oder teilweiſe eingeſtellt wird: 

b) gewiſſe Sendungen vorübergehend ausgeſchloſſen oder nur bedingungsweiſe zugelaſſen werden: 

c) gewiſſe Sendungen vorübergehend vorzugsweiſe befördert werden; 

d) die Sendungen auf einem anderen als auf dem vom Abſender vorgeſchriebenen Weg befördert 
werden. ; ( 

Dieſe Anordnungen ſind in der zur Veröffentlichung der Tarife (8 9) beſtimmten Zeitſchrift oder 
durch Aushang auf den Bahnhöfen zu veröffentlichen und können nicht vor ihrer derartigen Veröffent⸗ 
lichung in Kraft treten. Auch ſoll auf derartige Anordnungen tunlichſt in der Preſſe hingewieſen werden. 
Werden ſie durch Aushang auf den Bahnhöfen veröffentlicht, ſo ſind ſie innerhalb vier Wochen vom 
Tag des Aushangs gerechnet durch die Veröffentlichung in der zur Veröffentlichung der Tarife be⸗ 
ſtimmten Zeitſchrift zu beſtätigen. 

Die Eisenbahn kann Sendungen, deren Beförderung durch eine ſolche Einſchränkung verhindert 
würde, zurückweiſen. | 


7. — Die Eiſenbahn kann ihr nach den Vorſchriften dieſer Ordnung zur Beförderung übergebene 


Sendungen ganz oder teilweiſe auch mit Kraftwagen befördern oder durch von ihr beſtellte Kraft⸗ 
wagenunternehmer befördern laſſen, ſofern der Abſender im Frachtbrief nichts anderes beſtimmt hat. 


Die Bedingungen für dieſe Beförderung ſowie gegebenenfalls auch die Abweichungen von den Vor⸗ 


ſchriften dieſer Ordnung )8 2, Ziff. 2) müſſen im Tarif angegeben werden. eg 
8. — Jede Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften dieſes Paragraphen begründet einen Anſpruch 
auf Erſatz des dadurch entſtandenen Schadens. l 


Titel II 
Frachtvertrag 
Kapitel I 
Form und Bedingungen des Frachtvertrags 
86 
Inhalt und Form bes Frachtbriefs 

1. — Der Abſender muß jeder Sendung einen Frachtbrief für die Eiſenbahn beigeben. 

Für Frachtgut kann entweder ein auf weißem Papier gedruckter Frachtbrief nach dem in der 
Anlage D bezeichneten Muſter (kurz namentlicher Frachtbrief genannt) oder auch ein auf gelbem Papier 
gedruckter Frachtbrief nach dem in der Anlage E bezeichneten Muſter (kurz Inhaberfrachtbrief genannt) 
verwendet werden. Für Eilgut werden dieſelben Muſter verwendet, nur mit dem Unterſchied, daß die 
namentlichen Frachtbriefe für derartige Sendungen auf roſafarbenem Papier gedruckt ſind, während die 
Inhaberfrachtbriefe am oberen und unteren Rand auf beiden Seiten einen 1 em breiten roten Streifen 
tragen und daß die im Kopf des Frachtbriefmuſters für Frachtgut angegebenen Worte: „Gewöhn⸗ 
liche Fracht“ durch die Worte: „Eilfracht“ erſetzt ſind. 

Frachtbriefe (auch Frachtbriefdoppel) werden als Auflage der Eiſenbahn gedruckt. Ausnahmen für 
beſtimmte Güter enthält der Tarif. 

2. — Die Tarife können im Muſter des Frachtbriefs unweſentliche Abweichungen einführen. 

3. — Die Tarife können Frachtdokumente abweichenden Muſters für Sendungen, die im Bereich 
desſelben Bahnhofs oder ſtändig zwiſchen beſtimmten Bahnhöfen befördert werden, ſowie für Sen⸗ 
dungen beſtimmter Güter zulaſſen. 

4. — Frachtbriefe ſind auf feſtem Papier zu drucken. 

5. — Alle Bahnhöfe ſind verpflichtet, Frachtbriefe zu den im Tarif feſtgeſetzten Preiſen zu ver⸗ 
kaufen. 

6. — Die Frachtbriefe müſſen zum Nachweis, daß ſie den Vorſchriften dieſer Ordnung ent⸗ 
ſprechen, den Stempel einer der durch die Aufſichtsbehörde hierzu ermächtigten Eiſenbahnverwaltungen 
tragen. Für die Stempelung der nicht als Auflage der Eiſenbahn gedruckten Frachtbriefe, wenn der 
Tarif ſolche Ausnahme (Ziff. 1, letzter Abſatz) zuläßt, wird die tarifmäßige Gebühr erhoben. 

T. — Die ſtark umrahmten Teile des Fracht briefs find vom Abſender auszufüllen (ſiehe jedoch 
و‎ 39, 2. Abſatz), wobei die nicht ausgefüllten Spalten durchzuſtreichen ſind. Die übrigen Teile des Fracht⸗ 
briefs füllt die Eiſenbahn aus. 

8. — Die Wahl des weißen oder roſafarbigen Frachtbriefs bei namentlichen Frachtbriefen oder 
des gelben bezw. gelben rotgeränderten Frachtbriefs bei Inhaberfrachtbriefen zeigt an, ob das Gut 
als Fracht⸗ oder Eilgut befördert werden ſoll. Es iſt nicht zuläſſig, die Beförderung des Gutes auf einer 
Teilſtrecke als Eilgut und auf einer anderen Teilſtrecke als Frachtgut vorzuſchreiben, es ſei denn, daß der 
Tarif eine derartige Beförderungsart vorſieht. 

Der Abſender kann im Frachtbrief die Beförderung einer Eilgutſendung als beſchleunigtes Eilgut 
beantragen, ſofern der Tarif ſolche Beförderungen zuläßt. 

9. — Der namentliche Frachtbrief iſt zugleich mit dem Doppel (§ 8) durch die Pausmaſſe mit einem 
harten Bleiſtift oder mit der Schreibmaſchine auszufüllen. 

Die in der Ziffer 6 dieſes Paragraphen erwähnten Eiſenbahnverwaltungen können Beſtellungen 
auf namentliche Frachtbriefe, die nach den Anweiſungen des Beſtellers teilweiſe vorgedruckt ſind, zu 
den im Tarif und in den Bekanntmachungen in der für die Veröffentlichung der Tarife beſtimmten 
Zeitſchrift angegebenen Bedingungen annehmen. 

Vereinigt die Eiſenbahn in ein zur Ausfüllung im Pausverfahren beſtimmtes Ganzes außer dem 
namentlichen Frachtbrief und dem Doppel auch die für den eigenen Gebrauch der Eiſenbahn beſtimmten 
Formulare, ſo ſind alle Teile dieſes Kompletts gleichzeitig auf die oben angegebene Weiſe auszu⸗ 
füllen. 

Der Inhaberfrachtbrief iſt mit Tinte oder mit der Schreibmaschine auszufüllen. 

Jeder Frachtbrief iſt mit deutlicher Schrift auszufüllen. 

Frachtbriefe mit abgeänderten oder radierten Eintragungen oder mit Überklebungen 3 nicht 
angenommen. Durchſtreichungen ſind nur zuläſſig, wenn der Abſender ſie mit ſeiner Unterſchrift aner⸗ 
kennt und, wenn es ſich um die Zahl oder das Gewicht der Stücke handelt, die berichtigten 
Mengen in Buchſtaben einträgt. Die Frachtbriefe ſind mit lateiniſchen Buchſtaben in deutſcher oder 
polniſcher Sprache auszufüllen. 
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10. — Die Perſon, welche ber Eiſenbahn bie Sendung zur Beförderung übergibt, gilt als vom ($ 6) 


Abſender ermächtigt, im Frachtbrief Anderungen und Ergänzungen vorzunehmen, Erklärungen im 
Namen des Abſenders abzugeben, ſowie alle mit dem Abſchluß des Frachtvertrags verbundene Hand⸗ 
lungen vorzunehmen (3. B. zur Empfangnahme des Barvorſchuſſes, des Frachtbriefdoppels, der Nach⸗ 
nahmebeſcheinigung). : 


11. — Der Abſender iſt verpflichtet im Frachtbrief anzugeben: 

a) den Ort und Tag der Ausſtellung des Frachtbriefs; : i 

b) den Beſtimmungsbahnhof mad) ber im Tarif angegebenen Bezeichnung, mit allen näheren 
Angaben, die notwendig find, um jede Verwechſlung infolge Beſtehens verſchiedener Bahn⸗ 
höfe desſelben Ortes oder gleich oder ähnlich benannter Orte auszuſchließen; 

c) bei Verwendung eines namentlichen Frachtbriefs — den Empfänger und feine genaue An⸗ 
ſchrift. Als Empfänger darf nur eine Einzelperſon, juriſtiſche Perſon, Firma oder ein öffent⸗ 
liches Amt angegeben werden. Den Beſtimmungsbahnhof oder ſeinen Vorſteher als Empfänger 
anzugeben, iſt nur ſtatthaft, wenn der anzuwendende Tarif es ausdrücklich zuläßt oder wenn 
der Abſender dem Verſandbahnhof die Berechtigung zur Benutzung dieſer Anſchrift nach⸗ 
weiſt. Die Anſchrift „an Order“ iſt unzuläſſig; N si 
bie Bezeichnung der Sendung nach ihrem Inhalt und ferner: 
bei Stückgut Anzahl, Art der Verpackung, Zeichen und Nummern der Frachtſtücke oder ſtatt 
der Zeichen und Nummern die Angabe, daß die Stücke die Anſchrift des Empfängers tragen, 
bei Sendungen, deren Verladung dem Abſender obliegt, die Gattung, die Nummer und die 
Eigentumsmerkmale des Wagens. 

Die Güter müſſen wie folgt bezeichnet werden: die in der Anlage A zu dieſer Ordnung 
aufgeführten Güter nach der dort gebrauchten Bezeichnung, die in den Tarifen aufgeführten 
Güter mit der in dieſen Tarifen gebrauchten Benennung, die übrigen Güter mit der ihrer 
Beſchaffenheit entſprechenden handelsüblichen Bezeichnung. 

Reicht der im Frachtbrief für die Bezeichnung der Güter vorgeſehene Platz nicht aus, 
ſo ſind zur weiteren Bezeichnung beſondere vom Abſender zu unterzeichnende Blätter von 
gleicher Größe wie der Frachtbrief zu verwenden. 

Bei Gebrauch eines namentlichen Frachtbriefs in Form eines Kompletts (Ziff. 9) ſind 
Zuſatzblätter in ſoviel Ausfertigungen, als das Komplett enthält, beizufügen; in allen anderen 
Fällen ſind zwei Ausfertigungen beizufügen, von denen eine dem Frachtbrief ſorgfältig an⸗ 
zuheften iſt. Eine Ausfertigung der Zuſatzblätter fügt die Eiſenbahn dem Frachtbriefdoppel 
bei (8 8). 

Im Frachtbrief it auf dieje Blätter zu verweiſen. ! 

Wird das Geſamtgewicht der Sendung angegeben, ſo iſt es im Frachtbrief ſelbſt einzu⸗ 
tragen; 

e) feinen Vor und Zunamen oder Bezeichnung und auch ſeine Unterſchrift und Anſchrift, nach 
ſeinem Ermeſſen ergänzt durch ſeine Draht⸗ oder Fernſprechanſchrift. Die Unterſchrift des 
Abſenders kann gedruckt oder geſtempelt werden. Als Abſender darf im Frachtbrief nur 
eine Einzelperſon, Firma, juriſtiſche Perſon oder ein öffentliches Amt angegeben werden. 

Außerdem kann der Abſender zutreffendenfalls in den hierzu im Frachtbrief beſtimmten 

Spalten eintragen: 

) im namentlichen Frachtbrief den Ort, nach dem die Sendung zugeſtellt werden ſoll, ſofern 
der Tarif dies ausdrücklich geſtattet; 

g) das Gewicht der Sendung oder, an Stelle des Gewichts, andere den Tarifvorſchriften 
entſprechende Angaben; 

h) den Antrag, daß die Eiſenbahn auf dem Verſand⸗ oder Beſtimmungsbahnhof das Gewicht 
der Sendung oder die Stückzahl feſtſtellen foll; j 

i) im Inhaberfrachtbrief den Meldeadreſſaten, d. i. die Perſon, welche die Eiſenbahn gemäß 
den Vorſchriften dieſer Ordnung über beſtimmte, in Verbindung mit der Ausführung des 
Frachtvertrags ſtehende Vorkommniſſe zu benachrichtigen verpflichtet iſt. Die Vorſchriften 
unter c) dieſer Ziffer werden entſprechend angewandt; = 

j) im namentlichen Frachtbrief die Angabe „bahnlagernd“ oder gegebenenfalls den Antrag, 
den Empfänger von der Ankunft der Sendung nicht zu benachrichtigen (8 16, Ziff. 7), wenn 
die Hauszuführung auf dem Beſtimmungsbahnhof eingeführt iſt (S 16, Ziff. 28 und 29); 

) bas Verlangen, beſtimmte Tarife, insbeſondere Spezial⸗ und Ausnahmetarife nach $ 11, 

Ziff. 10 und 8 34, Ziff. 1, anzuwenden; 0 


d 


— 


) den Betrag eines gemäß 8 35 angegebenen Intereſſes an der Lieferung; 

m) die Angabe der Koſten, die der Abſender gemäß § 17 übernimmt; 

n) die Höhe der auf der Sendung laſtenden Nachnahme und bei Anwendung eines nament⸗ 
lichen Frachtbriefs des von der Eiſenbahn zu leiſtenden Barvorſchuſſes (8 19); 

o) den verlangten Beförderungsweg und bie Bezeichnung der Bahnhöfe, auf denen die Behand⸗ 
lung durch die Zoll, Steuer⸗, Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen Verwaltungsbehörden ſtatt⸗ 
finden foll; 

p) die genaue Angabe der durch die Zoll, Steuer⸗, Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen Verwal⸗ 
tungsbehörden vorgeſchriebenen Begleitpapiere, die dem Frachtbrief beigefügt oder gemäß 
der Angabe im Frachtbrief auf einem beſtimmten Bahnhof bei einem Zollamt oder bei 
einer anderen Stelle hinterlegt ſind; 

r) die Bezeichnung des im § 15, Ziff. 2, vorgeſehenen Bevollmächtigten; 

S) andere, in dieſer Ordnung und in ben Tarifen vorgeſehene Erklärungen. 


12. — Es iſt unzuläſſig, in den Frachtbrief Erklärungen aufzunehmen, die in dieſer Ordnung 
oder in den Tarifen nicht vorgeſehen ſind, es ſei denn, daß die mit dem Abſender oder Empfänger 
abgeſchloſſenen Vereinbarungen dies ausdrücklich zu laſſen; das gleiche gilt für die Beifügung von 
Schriftſtücken zum Frachtbrief. Nimmt die Eiſen bahn einen Frachtbrief mit unzuläſſigen Erklärungen 
oder Schriftſtücken an, ſo ſind dieſe Erklärungen und Schriftſtücke für die Eiſenbahn unverbindlich und 
ſie übernimmt für ſie keine Verantwortung. 

13. — Es iſt unzuläſſig, in einem und demſelben Frachtbrief ſolche Güter aufzunehmen, die 
nach ihrer Beſchaffenheit nicht zuſammengeladen werden können oder deren Zuſammenladung Vor⸗ 
ſchriften der Zoll⸗, Steuer, Finanz⸗, Polizei⸗ oder ſonſtigen Verwaltungsbehörden verletzen würden. 

14. — Güter, die vom Abſender zu verladen ſind, können nicht mit ein⸗ und demſelben Fracht⸗ 
brief mit Gütern aufgegeben werden, die von der Eiſenbahn zu verladen ſind. 

Für die im 8 4 bezeichneten Gegenſtände müſſen gleichfalls beſondere Frachtbriefe ausgeſtellt wer⸗ 
den, ſoweit es ſich um Gegenſtände handelt, die miteinander oder mit anderen Gütern nicht zuſammen⸗ 
geladen werden dürfen. 


15. — Ein⸗ und derſelbe Frachtbrief darf nur eine einzige Wagenladung umfaſſen, es ſei denn, 
daß es ſich um unteilbare Gegenſtände handelt, die mehr als einen Wagen beanſpruchen. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift gilt jedoch nicht, wenn die anzuwendenden Tarife die Aufgabe mehrerer Wagen mit einem 
Frachtbrief für die ganze Beförderungsſtrecke zulaſſen. 


16. — Der Abſender darf in der für dieſen Zweck beſtimmten Spalten des Frachtbriefs, jedoch 
nur zur Nachricht für den Empfänger und ohne jede Verbindlichkeit und Verantwortung für die Eiſen⸗ 
bahn, Vermerke anbringen, welche die ganze Sendung betreffen, z. B.: 


„Von Sendung des N.“, 

„Im Auftrage des N.“, 

„Zur Verfügung des N.“, 

„Zur Weiterbeförderung an N. , 

„Verſichert bei N.“, 

„Für Schiffahrtslinie N.“ oder „Für Schiff N.“, 
„Von der Schiffahrtslinie N.“ oder „Aus Schiff N.“, 
„Für Kraftfahrlinie N.“, 

„Von Kraftfahrlinie N.“, 

„Für Flugſtrecke N.“, 

„Von Flugſtrecke N.“, 

„Zur Ausfuhr nach N.“. 


: 87 
Haftung für die Eintragungen im Frachtbrief. Prüfung des Inhalts der Sendung. 
Frachtzuſchläge. Maßnahmen bei Überlaſtung CE BC 

1. Der Abſender haftet für die Richtigkeit der von ihm in den Frachtbrief aufgenommenen 
Angaben und Erklärungen. Er trägt alle Folgen, die daraus entſtehen, daß dieſe Angaben oder Er⸗ 
klärungen unrichtig, ungenau, unvollſtändig oder nicht an der für ſie vorgeſehenen Stelle eingetragen 
fib (ſiehe 8 39, 2. Abſatz). Reicht der Raum dort nicht aus, ſo hat der Abſender an dieſer Stelle 
einen Hinweis darauf anzubringen, wo ſich die Fortſetzung der Eintragung befindet. SH: 


g 
6. 
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2.— Die Eiſenbahn dt jederzeit berechtigt ach ob die 928 mit den Ee im ($ 7 


Frachtbrief übereinſtimmt und ob die Sicherheitsvorſchriften der Anlage A eingehalten ſind. 


3. — Handelt es ſich um die Nachprüfung des Inhalts einer Sendung, ſo iſt der Abſender oder 
Empfänger einzuladen, ihr beizuwohnen, je nachdem die Nachprüfung auf dem Verſand⸗ oder Be⸗ 
ſtimmungsbahnhof ſtattfindet, es ſei denn, daß die Nachprüfung im Intereſſe der öffentlichen Sicher⸗ 
heit vorgenommen wird. Erſcheint der Beteiligte nicht oder findet die Nachprüfung auf einem Unter⸗ 
wegsbahnhof ſtatt oder wurde die Nachprüfung im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit vorgenommen, 
ſo ſind zwei Zeugen zuzuziehen; als ſolche dürfen Eiſenbahnbedienſtete nur dann verwendet werden, 
wenn keine anderen Perſonen zur Verfügung ſtehen. 

Weicht das Ergebnis der Nachprüfung von den Eintragungen im Frachtbrief ab, ſo iſt es auf 
dieſem zu vermerken. Geſchieht die Nachprüfung auf dem Verſandbahnhof, ſo iſt der Vermerk auch auf 
das Frachtbriefdoppel zu ſetzen, wenn es ſich noch in den Händen der Eiſenbahn befindet. Wenn die 
Sendung den Angaben oder Erklärungen im Frachtbrief nicht entſpricht, ſo erhebt die Eiſenbahn für 
die Feſtſtellung des Gewichts und der Stückzahl die tarifmäßige Gebühr und — bei Feſtſtellung bes 
Inhalts — die dadurch entſtandenen Koſten. Dieſe Gebühren und Koſten haften an der Sendung, 
falls ſie nicht ſofort beglichen werden. 

Die Eiſenbahn erhebt keine Gebühren für die Feſtſtellung des Gewichts in dem im 8 14, Ziff. 29 
vorgeſehenen Falle, wenn ſie ohne Antrag des Abſenders das durch ihn im Frachtbrief angegebene 
Gewicht nachprüft. 

4. — Wurde die Fracht auf Grund einer Angabe oder Erklärung des Abſenders im Frachtbrief 
nach einem Tarif berechnet, deſſen Anwendung von der Erfüllung einer in dieſem Tarif bezeichneten 
Bedingung bezüglich der Herkunft oder Beſtimmung des Gutes abhängig gemacht iſt, ſo iſt die 
Eiſenbahn berechtigt, auch nach Ablieferung der Sendung an den Empfänger nachzuprüfen, ob dieſe 
Bedingung erfüllt wurde. Abſender und Empfänger haben hierzu der Eiſenbahn die Nachprüfung des 
Gutes und die Einſicht in ihre Geſchäftsbücher und betreffenden Unterlagen zu geſtatten. 

5. — Bei unrichtigen, ungenauen oder unvollſtändigen Angaben oder Erklärungen im Fracht⸗ 
brief, die zur Folge haben können, daß Gegenſtände angenommen werden, die nach § 3, Ziff. 1 (4) 
dieſer Ordnung von der Beförderung ausgeſchloſſen ſind, oder daß für die Sendung eine zu niedrige 
Fracht berechnet wird, oder bei Außerachtlaſſung der in der Anlage A vorgeſchriebenen Sicherheits⸗ 
vorſchriften oder bei Überlaſtung eines vom Abſender beladenen Wagens ift ein Frachtzuſchlag zu 
zahlen. Vorbehalten bleiben die Nachzahlung des Frachtunterſchieds, die Vergütung eines etwaigen 
Schadens ſowie die ſtrafrechtlichen Folgen. 

Der Frachtzuſchlag wird wie folgt berechnet: 


a) Bei unrichtiger, ungenauer oder unvollſtändiger Bezeichnung der von der Beförderung nach 


83, Ziff. 1 (4) dieſer Ordnung ausgeſchloſſenen oder der in der Anlage A angeführten Gegen- 


ſtände oder bei Außerachtlaſſung der in dieſer Anlage gegebenen Sicherheitsvorſchriften wird 


folgender Frachtzuſchlag erhoben: 
für die nach § 3, Ziff. 1 (4) dieſer Ordnung von $n Beförderung ausge- 


ſchlöſſetet 10611101100 7 c od HA MEANS 88 15 Gulden, 
für bie in der Anlage A bezeichneten Gegenſtände : 

aa SA UNDE د‎ a EG A M Ie R A 15 Gulden, 

Gg SIL TTT ö EL 10 Gulden, 

VI. JJ. EA EA - e 2 Gulden‏ 596۱6 ونت 


für das Kilogramm Rohgewicht des ganzen Frachtttück, in welchem obige Gegenſtände vor⸗ 
gefunden wurden. 

b) Bei unrichtiger, ungenauer oder unvollſtändiger Bezeichnung einer Sendung, die andere als 
die unter a) vorgeſehenen Güter enthält, beträgt der Zuſchlag das Doppelte des Unterſchieds 
zwiſchen der Fracht, die für das unrichtig, ungenau oder unvollſtändig bezeichnete Gut vom 
Verſand⸗ bis zum Beſtimmungsbahnhof richtig zu erheben wäre, und der Fracht, die hätte 
erhoben werden müſſen, wenn die Bezeichnung richtig, genau und vollſtändig geweſen wäre. 

Obige Vorſchrift findet auch ſinngemäße Anwendung bei Angaben oder Erklärungen, 
die irgendwie zur Anwendung eines niedrigeren als des für die Sendung wirklich anwendbaren 

Tarifs führen könnten, ſowie auch dann, wenn der Empfänger die Bedingungen eines Spezial⸗ 

oder Ausnahmetarifs, welcher auf Grund der Erklärung des a m Deer für 
dieſe Sendung angewendet wurde, nicht erfüllt hat. 


Als Nichterfüllung folder Bedingungen wird im Sinne ber Vorſchriften dieſer Ziffer auch 
der Fall angeſehen, wenn der Empfänger in der im betreffenden Tarif vorgeſehenen Friſt, 
trotz Verlangens der Eiſenbahn, nicht den genügenden Beweis für die Erfüllung dieſer 
Bedingungen erbringt. Sieht der Tarif eine beſtimmte Art der Erbringung eines ſolchen 
Beweiſes vor, ſo wird die Nichtbeachtung der entſprechenden Vorſchriften des Tarifs ebenfalls 
als Nichterfüllung ſeiner Bedingungen im Sinne der Vorſchriften dieſer Ziffer angeſehen. 

Beſteht eine Sendung aus Gütern, für die verſchiedene Frachtſätze gelten, und kann das 
Gewicht der einzelnen Güter ohne beſondere Schwierigkeiten feſtgeſtellt werden, ſo wird der 
Frachtzuſchlag nach dem für jedes der Güter geltenden Frachtſatz berechnet, wenn dieſe Be⸗ 
rechnung einen niedrigeren Frachtzuſchlag ergibt. 

Der niedrigſte Frachtzuſchlag beträgt 2 Gulden. 

Bei Angabe eines zu niedrigen Gewichts oder einer zu geringen Stückzahl einer vom Abſender 
verladenen Sendung beträgt der Frachtzuſchlag das Doppelte des Unterſchieds zwiſchen der 
Fracht für das angegebene Gewicht oder für die angegebene Stückzahl und derjenigen für das 
ermittelte Gewicht oder die ermittelte Stückzahl vom Verſand⸗ bis zum Beſtimmungsbahnhof. 
Der ſo berechnete Frachtzuſchlag wird auch bei zu niedriger Gewichtsangabe einzelner Stücke 
oder einzelner Teile einer durch den Abſender verladenen Sendung erhoben (S 16, Ziff. 24). 
Bei Überlaſtung eines vom Abſender beladenen Wagens beträgt der Frachtzuſchlag das 
Sechsfache der Fracht für das die Tragfähigkeit überſteigende Gewicht vom Verſand⸗ bis 
zum Beſtimmungsbahnhof. 

Eine Überlaſtung liegt vor, wenn das Gewicht der Ladung die wie folgt ermittelte 
Tragfähigkeit des Wagens überſchreitet: 
wenn ein Wagen nur eine die zuläſſige Belaſtung kennzeichnende Aufſchrift trägt, jo gilt diele 
als Ladegewicht; die Tragfähigkeit entſpricht dann dieſem Ladegewicht zuzüglich 5 vom 
Hundert; 
wenn ein Wagen zwei Aufſchriften trägt, jo bezeichnet die niedrigere Zahl das Ladegewicht, bie 
höhere Zahl die Tragfähigkeit. 

Wenn für dieſelbe Sendung zugleich zwei oder mehrere oben unter a) bis d) vorgeſehene 
Zuwiderhandlungen vorliegen, ſo wird der Frachtzuſchlag für jede dieſer Zuwiderhandlungen 
nebeneinander erhoben. 


: 


d) 


e) 


6. — Der Frachtzuſchlag it verwirkt, ſobald der Frachtvertrag abgeſchloſſen ilt. Die Frachtzuſchläge 
haften auf der Sendung. Hat der Abſender die Frachtzuſchläge auf dem Verſandbahnhof nicht bezahlt, 
ſo liefert die Eiſenbahn die Sendung an den Empfänger nur ab, wenn dieſer die auf der Sendung 
laſtenden Frachtzuſchläge bezahlt. Zur Zahlung der Frachtzuſchläge, die die Eiſenbahn aus irgend 
welchen Gründen nicht vor der Auslieferung der Sendung erhoben hat, iſt der Abſender verpflichtet. 
Der Empfänger iſt zur Zahlung des Frachtzuſchlags dann verpflichtet, wenn er die Anwendungsbedin⸗ 
gungen eines nach der Erklärung des Abſenders im Frachtbrief in Anſpruch genommenen Spezial⸗ 
oder Ausnahmetarifs nicht erfüllt. 


7. — Ein Frachtzuſchlag wird nicht erhoben: 
d: a) bei unrichtiger Gewichtsangabe oder bei berlaſtung, wenn die Eiſenbahn zur Verwiegung 


verpflichtet war; 

bei unrichtiger Gewichtsangabe der ganzen Sendung oder bei Überlaſtung, wenn der Abſender 
im Frachtbrief die Verwiegung der ganzen Sendung durch die Eiſenbahn beantragt hat, 
ferner bei unrichtiger Angabe der Stückzahl, wenn der a deren Feſtſtellung durch bie 
Eiſenbahn im Frachtbrief beantragt hat; 

bei unrichtiger Gewichtsangabe einzelner Stücke oder Edele Teile einer durch den Abſender 
verladenen Sendung څ)‎ 16, Ziff. 24), wenn der Abſender im Frachtbrief die Verwiegung 
auf dem Empfangsbahnhof der einzelnen Stücke oder einzelnen Teile dieſer Gedung burd) bie 
Eiſenbahn beantragt hat; 

bei einer während der Beförderung durch Witterungseinflüſſe eingetretenen Überlaſtung, 
wenn der Abſender nachweiſt, daß er bei der Beladung des Wagens die geltenden Beſtim⸗ 
mungen eingehalten hat; 


b) 


9 


d) 


e) bei einer während der Beförderung eingetretenen Gewichtszunahme ohne Überlaftung, wenn 


der Abſender nachweiſt, daß die Gewichtszunahme auf Witterungseinflüſſe zurückzuführen iſt; 
bei unrichtiger Gewichtsangabe (ohne Überlaſtung), wenn der Anterſchied zwiſchen dem im 
Frachtbrief angegebenen und dem . Gewicht 2 vom Hundert des angegebenen 
Gewichts nicht überſteigt; 


ss D) 


10 
($ 7 


11 
89 


88 


g) wenn der Empfänger, ber bas Gut für einen anderen Zweck, als dies der angewandte Spezial⸗ 
oder Ausnahmetarif erfordert, zu beſtimmen beabſichtigt, unaufgefordert den Frachtunter⸗ 
ſchied in der tarifmäßigen Friſt entrichtet. 

8. — Erſucht der Abſender oder Empfänger die Eiſenbahn auf Grund der Tarifvorſchriften um 
Rückerſtattung eines Teils der Fracht und begründet er dabei die Erfüllung der Anwendungsbedin⸗ 
gungen des Tarifs mit unrichtigen Belegen, ſo iſt er unabhängig von der Pflicht, den gegebenenfalls 
erſtatteten Betrag zurückzuzahlen und unabhängig von den ſtrafrechtlichen Folgen verpflichtet, der Eiſen⸗ 
bahn bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit einen Frachtzuſchlag in doppelter Höhe des beantragten 
Rückerſtattungsbetrags zu zahlen. 

9. — Die Eiſenbahn kann nach eigenem Ermeſſen vollſtändig oder teilweiſe von der Erhebung der 
in dieſem Paragraphen vorgeſehenen Frachtzuſchläge abſehen, wenn ſie der Anſicht iſt, daß die Um⸗ 
ſtände des betreffenden Falles dies begründen. 

10. — Wird auf dem Verſandbahnhof bei einem vom Abſender beladenen Wagen eine Über⸗ 
laſtung feſtgeſtellt, ſo kann die Eiſenbahn vom Abſender die Abladung des Übergewichts verlangen. 
Geſchieht dies nicht alsbald oder wird eine Überlaſtung auf einem Unterwegsbahnhof feſtgeſtellt, To 
kann die Eiſenbahn das Übergewicht auf Gefahr des Berechtigten (des Abſenders oder Beſitzers des 
Doppels eines Inhaberfrachtbriefs) abladen. Der abgeladene Teil iſt auf Lager zu nehmen. 

Iſt die Sendung mit einem namentlichen Frachtbrief aufgegeben worden, ſo iſt außerdem der Ab⸗ 
ſender unverzüglich zur Verfügung über das Übergewicht aufzufordern. Iſt die Sendung mit einem 
Inhaberfrachtbrief aufgegeben worden, ſo wird zur Verfügung über das Übergewicht der Inhaber des 
Frachtbriefdoppels durch Vermittlung des Meldeadreſſaten oder durch Vermittlung des Abſenders, 
wenn im Frachtbrief der Meldeadreſſat nicht angegeben wurde, aufgefordert. Die Aufforderung iſt im 
eingeſchriebenen Brief zu überſenden. 

Wenn die Eigenſchaft des Gutes oder die Vorſchriften der Zoll⸗, Steuer⸗, Finanz⸗, Polizei⸗ oder 
ſonſtigen Verwaltungsbehörden die Abladung des Übergewichts nicht zulaſſen, ſo iſt die Sendung unter 
Beachtung der Vorſchriften des 8 14, VI in einen anderen oder in zwei Wagen umzuladen. 

11. — Für den auf dem Wagen verbleibenden Teil der Sendung wird die Fracht vom Verſand⸗ 
bis zum Beſtimmungsbahnhof berechnet. Für den abgeladenen Teil wird die Fracht für die durch⸗ 
fahrene Strecke nach dem für die Hauptladung anzuwendenden Tarif berechnet. Die in der vorſtehenden 
Ziffer 5 dieſes Paragraphen vorgeſehenen Frachtzuſchläge haften auf der Hauptſendung. 

19. — War die Eisenbahn gemäß 8 14, V zur Verwiegung der Sendung nicht verpflichtet, ſo 
kann ſie für die Einlagerung des Übergewichts die tarifmäßigen Gebühren für die ganze Lagerungs⸗ 
zeit vom Tage der Abladung an erheben; war die Eiſenbahn zur Verwiegung der Sendung ver⸗ 
pflichtet, ſo werden die Gebühren nur für die Lagerungszeit von über 4 Tagen nach Abladung erhoben. 
Tritt infolge des Abladens des Übergewichts ein Aufhalten der Wagen ein und war die Eiſenbahn 


gemäß S 14, V zur Verwiegung der Sendung nicht verpflichtet, ſo kann ſie das tarifmäßige Wagen⸗ 


ſtandgeld, jedoch nicht mehr als für 1 Tag, erheben. 

13. — Wenn der Berechtigte verfügt, daß das Übergewicht zurück⸗ oder weiterbefördert werden 
ſoll, ſo wird es als beſondere Sendung behandelt, ſofern die Tarife nicht die Zuladung des abge⸗ 
ladenen Übergewichts zu einer anderen durch denſelben Abſender aufgelieferten Sendung zulaſſen. 

14. — Für das Mus- und Verladen des übergewichts kann die Eiſenbahn die tarifmäßige Ge⸗ 
bühr erheben. 

15. — Trifft ber Verfügungsberechtigte über da übergewicht binnen 8 Tagen nach Abſendung 
der Benachrichtigung von der Abladung keine Anweiſung, ſo verfährt die Eiſenbahn nach den Vor⸗ 
ſchriften des 8 24 Ziff. 9, 10, 11 und 13. 

16. — Für die infolge ber Überlaſtung unterwegs entſtandenen Schäden haftet der Abſender. 

17. — Die Vorſchriften der Ziffern 10 bis 16 dieſes Paragraphen finden auch dann ſinngemäße 
Anwendung, wenn die durch den Abſender verladenen Sendungen das in den Vorſchriften für die 
Beladung von Güterwagen (8 14 Ziff. 15) vorgeſehene Lademaß oder den zuläſſigen Achsdruck auf 
die Schienen (8 14 Ziff. 17) überſchreiten. 

: 88 
Abſchluß bes Frachtvertrags. Frachtbriefdoppel j 

1. — Der Frachtvertrag ijt abgeſchloſſen, ſobald der Verſandbahnhof das Gut mit dem Frachtbrief 
zur Beförderung angenommen hat. Als Zeichen der Annahme wird dem Frachtbrief der Tagesſtempel 
des Verſandbahnhofs mit der Bezeichnung des Annahmebahnhofs, der Eiſenbahnverwaltung und dem 


12 


(88) Annahmetag der Sendung aufgedrückt. Mit dieſem Stempel find auch alle dem Frachtbrief ange- 
fügten Blätter (§ 6 Ziff. 11 d) zu verſehen. : 

2. — Dieſe Abſtempelung iſt nad) vollſtändiger Auflieferung der im Frachtbrief verzeichneten 
Sendung und nach Entrichtung der vom Abſender übernommenen Koſten unverzüglich vorzunehmen. Auf 
Verlangen des Abſenders hat die Abſtempelung in ſeiner Gegenwart zu geſchehen. 

3. — Der abgeſtempelte Frachtbrief dient als Beweis für den Frachtvertrag. 

4. — Für Sendungen, die der Abſender nach dieſer Ordnung ‚den Tarifen oder auf Grund einer 
mit ihm abgeſchloſſenen Vereinbarung zu verladen hat, dienen jedoch die Angaben des Frachtbriefs 
über das Gewicht und die Anzahl der Stücke nur dann als Beweis gegen die Eiſenbahn, wenn ſie das 
Gewicht und die Stückzahl nachgeprüft und ſie im Frachtbrief vermerkt hat. 

5. — Die Eiſenbahn ſtellt das Gewicht und die Anzahl der Stücke nur für die mit der Aus⸗ 
führung des Frachtvertrags verbundenen Zwecke feſt und haftet für die Richtigkeit der Feſtſtellung nur 
dann, wenn ſie Einfluß auf den Frachtvertrag hat. 

6. — Bei Anwendung eines namentlichen Frachtbriefs iſt die Eiſenbahn verpflichtet, den Empfang 
der Sendung und den Tag der Annahme zur Beförderung durch Aufdrücken des Tagesſtempels auf 
dem ihr vom Abſender zugleich mit dem Frachtbrief (8 6 Ziff. 9) vorzulegenden Frachtbriefdoppel nach 
dem in der Anlage D 1 angegebenen Muſter zu beſcheinigen. 

7. — Das Doppel des namentlichen Frachtbriefs hat nicht die Bedeutung des die Sendung be- 
gleitenden Frachtbriefs oder eines Konoſſements oder Ladeſcheins und dient ausſchließlich für die in 
dieſer Ordnung und den Tarifen vorgeſehenen Zwecke. 

8. — Bei Anwendung eines Inhaberfrachtbriefs iſt die Eiſenbahn verpflichtet, den Empfang der 
Sendung und den Tag der Annahme zur Beförderung zu beſcheinigen, indem ſie dem Abſender ein 
Doppel des Inhaberfrachtbriefs nach dem in der Anlage E 1 vorgeſehenen Muſter übergibt; dieſes 
Doppel fertigt ber Verſandbahnhof aus und verjicht es mit ber Unterſchrift bes Eiſenbahnbedienſteten 
ſowie mit dem in Ziffer 1 vorgeſehenen Stempel. 

Für die Ausfertigung eines Doppels des Inhaberfrachtbriefs erhebt die Eiſenbahn die im Tarif 
vorgeſehene Gebühr. 

Die Eiſenbahn it für die Ubereinſtimmung des Frachtbriefinhalts mit dem Inhalt des Fracht⸗ 
briefdoppels bei Abſchluß des Frachtvertrages verantwortlich. 

Auf Verlangen des Abſenders iſt die Eiſenbahn verpflichtet, dieſem gegen eine im Tarif ange⸗ 
gebene Gebühr außer dem Frachtbriefdoppel auch eine Beſcheinigung über die Aufgabe der Sendung 
nach dem in der Anlage F zu dieſer Ordnung angegebenen Muſter zu übergeben, welches ausſchließlich 
zu den in dieſer Ordnung angegebenen Zwecken dient. 

9. — Auf Verlangen des Abſenders kann die Eiſenbahn gegen eine im Tarif bezeichnete Gebühr 
die Annahme der Sendung zur Beförderung auch in anderer Form (3. B. durch Abſtempelung in einem 
Quittungsbuch) beſcheinigen. Eine ſolche Beſcheinigung der Annahme der Sendung zur Beförderung hat 
jedoch weder die Bedeutung eines Frachtbriefdoppels noch einer in Ziffer 8 vorgeſehenen Beſcheinigung 
über die Aufgabe der Sendung. 

Mate Tarife. Verbot von SOBER ONE 

1. — Für jede Eiſenbahn [inb Tarife aufzustellen, bie alle Bedingungen bes Frachtvertrags [omie 
alle zur Berechnung der Fracht und ber Nebengebühren notwendigen Angaben zu enthalten haben. 

2. — Die Einführung, die Anderungen und die Aufhebung der Tarife wird in der für dieſe 
Zwecke beſtimmten amtlichen öffentlichen Zeitſchrift unter Angabe des Tages, von dem die betreffende 
Maßnahme gültig ſein ſoll, veröffentlicht. 

Bei Tarifen oder deren Anderungen, die in Form beſonderer Ausgaben gedruckt werden, wird in 
dieſer Zeitſchrift ſtatt des vollen Wortlauts des Tarifs oder ſeiner Anderungen nur der Hinweis dar⸗ 
über veröffentlicht, daß der Tarif oder ſeine Anderung eingeführt wird, wo und zu welchem 
Preiſe die beſondere Ausgabe erhältlich iſt und von wann der Tarif oder ſeine Anderung gültig ſein 
ſoll. Dieſe abgekürzte Form der Veröffentlichung hat dieſelbe Rechtsgültigkeit wie eine Veröffentlichung 
mit vollem Wortlaut. In jeder derartigen beſonderen Ausgabe iſt die amtliche öffentliche Zeitſchrift 
anzugeben, welche die abgekürzte Veröffentlichung enthält und in welcher ſeine ſpäteren Anderungen verz 
öffentlicht werden. 

. 9. — Die Tarife ſowie deren Anderungen können nicht vor ihrer Veröffentlichung in Kraft treten. 

4. — Jeder Bahnhof iſt verpflichtet, die ihn betreffenden Tarife den Intereſſenten auf Verlangen 
während der Stunden, an Aula, dis 9 ee e de bas UNS dak > ios RET 
[it zu überlaffen. si 
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(8 10) 


5; — Tarifänderungen treten nach Ablauf von 15 Tagen nach ihrer Veröffentlichung in Kraft, 

es ſei denn, daß in der Veröffentlichung, durch welche ſie eingeführt werden, anders beſtimmt iſt. 

Die nur für eine beſtimmte Zeit eingeführten Tarife treten nach Ablauf dieſer Zeit ohne eine Ver⸗ 
öffentlichung über ihre Aufhebung außer Kraft. 

6. — Die Tarife müſſen alle beſonderen Bedingungen für die verſchiedenen Beförderungsarten, 
beſonders auch eine Beſtimmung darüber enthalten, ob ſie für Eilgut oder Frachtgut gelten. Wenn 
eine Eiſenbahn für alle oder für einzelne Güter oder für beſtimmte Strecken nur einen Tarif für eine 
dieſer Beförderungsarten beſitzt, ſo iſt dieſer Tarif für alle Sendungen anwendbar, gleichgültig, ob ſie 
von einem gewöhnlichen oder von einem Eilfrachtbrief begleitet ſind; dabei gelten die Lieferfriſten, die 
[id aus der Art des verwendeten Frachtbriefs nach S 6 Ziff. 8 und S 11 dieſer Ordnung ergeben. 

7. — Die Tarife müſſen jedermann gegenüber in gleicher Weiſe angewendet werden. Ihre Be⸗ 

ſtimmungen gelten nur inſoweit, als ſie dieſer Ordnung nicht widerſprechen; andernfalls ſind ſie nichtig. 

8. — Jede Sonderabmachung, wodurch einem oder mehreren Abſendern eine Preisermäßigung 
gegenüber den Tarifen gewährt wird, iſt verboten und nichtig. 

Dagegen ſind Tarifermäßigungen zuläſſig, die gehörig veröffentlicht ſind und unter Erfüllung der 
gleichen Bedingungen jedermann in gleicher Weiſe zugute kommen, ebenſo Ermäßigungen, die für den 
Eiſenbahndienſt, für Zwecke der öffentlichen Verwaltungen oder für Wohlfahrtszwecke gewährt werden. 

9. — Außer den in den Tarifen vorgeſehenen Frachten und Nebengebühren dürfen zugunſten ber 
Eiſenbahn nur ihre Auslagen erhoben werden, wie Zoll⸗, Steuer⸗ oder Polizeigebühren, im Tarif 
nicht vorgeſehene Koſten für die Überführung von einem Bahnhof zum anderen, Koſten der Inſtand⸗ 
fetzung der äußeren und inneren Verpackung der Güter, die zu ihrer Erhaltung notwendig find, und 
ähnliche Auslagen. Dieſe Auslagen ſind gehörig feſtzuſtellen und getrennt unter Beifügung der Belege 
im Frachtbrief anzugeben. Wenn die Bezahlung dieſer Auslagen dem Abſender obliegt, ſind die Belege 
nicht dem Empfänger mit dem Frachtbrief, ſondern dem Abſender mit der Koſtenrechnung gemäß 

^8 17 zu übergeben. 

10. — Die Eiſenbahn hat das Recht, für oie Barauslagen die im Tarif vorgeſehene Gebühr 
„(Proviſion) zu erheben; die durch die Eiſenbahn bar bezahlten Zufuhrgebühren, die Fracht und andere 
Tarifgebühren, die Poſt⸗ und Stempelgebühren ſind von dieſen Gebühren befreit. 

- 11. — Die Eiſenbahn ijf verpflichtet, die nach den Vorſchriften dieſer Ordnung und den geltenden 
Tarifen berechnete Fracht und bie Nebengebühren in den Frachtbrief einzutragen, ſofern für dieſe Ge- 
bühren nicht beſondere Quittungen erteilt werden. 

Die Höhe der Frachtzuſchläge (8 7) und der Grund für ihre Erhebung find im Frachtbrief zu 
vermerken, ſofern er ſich noch im Beſitz der Eiſenbahn befindet. 


8 10 : ; 
Berechnung der Fracht. Beförderungsweg 
Fur Dre Berechnung der Fracht und die Beſtimmung des Beförderungswegs gelten nachſtehende 
Vorſchriften: 
a) Wenn der Abſender im Frachtbrief den Beförderungsweg vorgeſchrieben hat, wird die Fracht 
nach dieſem Wege berechnet. 
Die Bezeichnung der Bahnhöfe, auf denen die von den Zoll-, Steuer⸗, Finanz- Polizei- 
und ſonſtigen Verwaltungsbehörden vorgeſchriebenen Förmlichkeiten zu erfüllen ſind, iſt einer 
5 Wegevorſchrift gleichzuachten. 
b) Wenn der Abſender im Frachtbrief nur die anzuwendenden Tarife vorgeſchrieben hat, 
wendet die Eiſenbahn dieſe Tarife an, ſofern dieſe Vorſchrift zur Feſtſtellung der Bahnhöfe 
genügt, zwiſchen denen die verlangten Tarife Anwendung finden ſollen, und wenn die Bedin⸗ 
gungen dieſer Tarife erfüllt wurden. Die Eiſenbahn wählt unter den Beförderungswegen, für 
die dieſe Tarife am Tage des Abſchluſſes des Frachtvertrags gültig ſind, den Beförderungsweg 
nach den Vorſchriften unter e) 1 dieſes Paragraphen. 
Wenn der Abſender nach S 17 Ziff. 21) im Frachtbrief die Vorauszahlung ber Fracht bis 
zu einem Unterwegsbahnhof vorgeſchrieben hat, wobei er den Beförderungsweg nicht an⸗ 


— 


— 


E 


gegeben hat, wählt bie Eiſenbahn unter ben Beförderungswegen, welche den genannten Unter- 


wegsbahnhof berühren, den Beförderungsweg nach ben Vorſchriften unter e) 1 dieſes Para- 
graphen. Die Fracht wird wach dem von der Eiſenbahn gewählten Beförderungsweg be⸗ 
rechnet. ; 
d) Wenn in den vorſtehend unter = und c) erwähnten Fällen ein direkter Tarif zwiſchen 
dem Verſand⸗ und dem Beſtimmungsbahnhof auf dem nach a) vorgeſchriebenen Beförderungs⸗ 


weg oder zwiſchen dem Verſandbahnhof unb dem vorſtehend unter c) genannten Bahnhof 
beſteht, ſo wird dieſer Tarif unter Einhaltung der Vorſchriften unter e) 2 angewendet, ſofern 
ſeine Bedingungen erfüllt wurden. 

e) Wenn die vom Abſender gemachten Angaben nicht genügen, um den Beförderungsweg oder 
die Tarife vollſtändig feſtzuſtellen, oder wenn einzelne dieſer Angaben miteinander unverein⸗ 
bar ſind, wählt die Eiſenbahn den Beförderungsweg und die Tarife nach folgenden Grund⸗ 
ſätzen: 

1. unter mehreren Beförderungswegen hat die Eiſenbahn für Eilgut und lebende 
Tiere den Weg, der die ſchnellſte Beförderung nach dem Beſtimmungsbahnhof zuſichert, und 
für andere Sendungen den Weg, der die billigſte Frachtberechnung am Tage des Abſchluſſes 
des Frachtvertrags ergibt, zu wählen; iſt die Fracht auf zwei oder mehreren Beförderungs⸗ 
wegen gleich hoch, ſo hat die Eiſenbahn den Weg, der die ſchnellſte Beförderung nach dem 

Beſtimmungsbahnhof zuſichert, zu wählen; 

2. unter mehreren direkten zwiſchen dem Verſand⸗ und dem Beſtimmungsbahnhof be⸗ 
ſtehenden Tarifen hat die Eiſenbahn den am Tage des Abſchluſſes des Frachtvertrags billigſten 
Tarif zu wählen; iſt der billigſte Tarif ein Spezial⸗ oder Ausnahmetarif, ſo iſt er anzu⸗ 
wenden, ſofern ſeine Anwendungsbedingungen erfüllt wurden; beſteht zwiſchen dem Verſand⸗ 
und dem Beſtimmungsbahnhof kein direkter Tarif, ſo wendet die Eiſenbahn, unter ent⸗ 
ſprechender Einhaltung der vorſtehenden Vorſchriften dieſer Ziffer andere auf dem durch den 
Abſender vorgeſchriebenen oder von der Eiſenbahn gewählten Beförderungsweg gültige 
Tarife an. 

) Bezüglich der unter a) zweiter Abſatz erwähnten Bahnhöfe ſowie auch hinſichtlich der Angabe 
des Beförderungswegs bei Sendungen lebender Tiere richtet ſich die Eiſenbahn immer nach 
den Angaben im Frachtbrief und ebenſo, ſoweit möglich, auch bezüglich der anderen Anwei⸗ 
ſungen des Abſenders. 

g) In allen oben erwähnten Fällen werden die Lieferfriſten nach dem vom Abſender vorge⸗ 
ſchriebenen oder nach dem von der Eiſen bahn zu wählenden Beförderungsweg berechnet. 

h) Ausnahme⸗ oder Spezialtarife, welche eine Verlängerung der Lieferfriſt gemäß $ 11 Ziff. 10 

dieſer Ordnung oder die Beſchränkung der Haftung der Eiſenbahn gemäß 8 34 Ziff. 1 vor⸗ 

ſehen, dürfen nur dann angewendet werden, wenn der Abſender deren Anwendung im Fracht⸗ 
brief vorſchreibt. 

Die Eiſenbahn darf außer den im 8 5 Ziff. 6 und $ 23 Ziff. 1 dieſer Ordnung erwähnten 

Fällen die Beförderung nur dann auf einem anderen als dem vom Abſender vorgeſchriebenen 

Wege vornehmen, wenn: 

1. Fracht und Lieferfriſt nicht größer ſind als Fracht und Lieferfriſt auf dem vom Aba 
fender vorgeſchriebenen Weg und 

2. die von den Zoll-, Steuer-, Finanz, Polizei- und ſonſtigen Verwaltungsbehörden vor- 
geſchriebenen Förmlichkeiten ſowie die Tränkung und Fütterung lebender Tiere immer auf den 
vom Abſender bezeichneten Bahnhöfen vorgenommen werden. 

Erfolgt die Beförderung der mit einem namentlichen Frachtbrief aufgegebenen Sen⸗ 
dung auf einem anderen als dem vom Abſender vorgeſchriebenen Wege, ſo iſt er auf Koſten 
der Eiſenbahn davon zu benachrichtigen; bei Verwendung eines Inhaberfrachtbriefs benach⸗ 
richtigt die Eiſenbahn den Inhaber des Frachtbriefdoppels durch Vermittlung des Melde⸗ 
adreſſaten oder durch Vermittlung des Dur wenn der Meldeadreſſat im Frachtbrief 
nicht angegeben wurde. 

j) In den unter b), c) und e) erwähnten Fällen haftet die Eiſenbahn für einen aus der Wahl 

des Beförderungswegs oder der Tarife etwa entſtehenden Schaden nur bei Vorſatz oder 

grober Fahrläſſigkeit. 

Als Grundlage zur Frachtberechnung dienen die am Tage des Abſchluſſes des Frachtvertrags 

geltenden Tarife. Wird jedoch auf Verlangen des Abſenders oder mangels eines direkten 

Tarifs zwiſchen dem Verſand⸗ und Beſtimmungsbahnhof die Fracht für einzelne Teilſtrecken 

des Beförderungswegs beſonders berechnet, ſo dienen als Grundlage zur Frachtberechnung für 

jede dieſer Teilſtrecken die Tarife, die am Tage des Übergangs der Sendung auf jedem ein⸗ 
zelnen Teil dieſes Wegs gelten. 

i Die Nebengebühren werden nad) dem Tarif berechnet, 1 am “age der 8 


me 
— 


k 


— 


der die Erhebung dieſer Gebühren begründenden Umſtände gilt. 
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$ 11 
Liefer friſten 
1. — Die Lieferfriſten betragen, ſofern die Tarife keine kürzeren Friſten vorſehen: 
A. für Frachtgut: 


a) Abfertigungsfriſtt cut Ede دل ان و‎ 1 Tag; 

b) Beförderungsfriſt für je auch nur angefangene 150 &ariffilometer . . «2. . 1 Gag; 
B. für Eilgut: | 

2); Abjertigungsfeit- % 1 Tag; 

b) Beförderungsfriſt für je auch nur angefangene 300 Tariftilometer . . . . 1 Tag. 


Die unter A und B angegebenen Friſten betragen das Doppelte bei Stückgutſendungen: 

1) von Gegenſtänden der Anlage A ſowie von leeren Packmitteln, in denen ſolche Gegenſtände 
enthalten waren, wenn durch die Anlage A die Beförderung in offenen Wagen vorgeſchrieben oder 
das Zuſammenladen mit anderen Gegenſtänden verboten iſt; 

2) von Gegenſtänden, die wegen ihres Almiomas nicht in gewöhnliche gedeckte Wagen verladen 
werden können. 

2. — Erſtreckt ſich die Beförderung über mehrere durch Schienen verbundene Eiſenbahnen, ſo iſt 
die Beförderungsfriſt nach der Geſamtentfernung zwiſchen dem Verſand⸗ und dem Beſtimmungsbahn⸗ 
hof zu berechnen; die Abfertigungsfriſt it ohne Rückſicht auf die Zahl der beteiligten Eiſenbahnen nur 
einmal zu berechnen. 

3. — Zuſchlagsfriſten können für folgende Fälle feſtgeſetzt werden: 

a) für Sendungen, die befördert werden: 
(1) unter Beteiligung anderer Verkehrsmittel; ee 
((2) mit einer Verbindungsbahn, bie zwei Linien desſelben Netzes oder verſchiedener Netze 
verbindet; 
(3) auf Eiſenbahnſtrecken untergeordneter Bedeutung oder mit ſchwachem Güterverkehr; 
(4) über Eiſenbahnen mit einer anderen als der normalen Spurweite; 
(5) von und nach Güternebenitellen; 
b) für außergewöhnliche Verhältniſſe, die zur Folge haben: 
eine ungewöhnliche Verkehrszunahme oder ungewöhnliche Betriebsſchwierigkeiten. 

4. — Zuſchlagsfriſten, die durch die in Ziffer Za) dieſes Paragraphen erwähnten Umſtände begrün⸗ 
det ſind, ſind im Tarif angegeben. 

5. — Zuſchlagsfriſten, die durch die in Ziffer 3b) dieſes Paragraphen erwähnten Umſtände be⸗ 
gründet ſind, können von der Aufſichtsbehörde oder nach deren Genehmigung von der Eiſenbahn feſt⸗ 
geſetzt werden. Die dieſe Zuſchlagsfriſten einführenden Anordnungen müſſen in der für die Veröffent⸗ 
lichung der Tarife beſtimmten Zeitſchrift ($ 9) oder durch Aushang auf den Bahnhöfen veröffentlicht 
werden und treten nicht vor ihrer derartigen Veröffentlichung in Kraft. Auch ſoll auf derartige An⸗ 
ordnungen tunlichſt in der Preſſe hingewieſen werden. Wurden dieſe Anordnungen durch Aushang auf 
den Bahnhöfen veröffentlicht, ſo ſind ſie innerhalb vier Wochen vom Tage des Aushangs gerechnet 
durch Veröffentlichung in der für die Veröffentlichung der Tarife beſtimmten Zeitſchrift zu bes 
ſtätigen. 

6. — Die Lieferfriſt beginnt mit der auf die Annahme der Sendung zur Beförderung (8 8 
Ziff. 1) folgenden Mitternacht, wenn nicht die Vorſchrift der Ziffer 9 dieſes Paragraphen Anwen⸗ 
dung findet. ; 

7. — Die Lieferfriſt einer mit einem namentlichen Frachtbrief aufgegebenen Sendung ift ge- 
wahrt, wenn die Eiſenbahn vor ihrem Ablauf: 

a) die Sendung dem Empfänger zuführt, wenn ſie auch aus von der Eiſenbahn unabhängigen 
Gründen nicht angenommen wurde, oder 

b) bei Sendungen, die nicht zugeführt werden, den Empfänger von ihrer Ankunft benachrich⸗ 
tigt (8 16 Ziff. 1) und die Sendung zur Abholung bereitſtellt, oder 

0 bei Sendungen, die von der Eiſenbahn dem Empfänger nicht zugeführt werden und von deren 
Ankunft der Empfänger nicht benachrichtigt zu werden braucht ($ 16 Ziff. 7), die Sendung 
auf dem Beſtimmungsbahnhof zur Abholung bereitſtellt. 

Die Lieferfriſt einer mit einem Inhaberfrachtbrief aufgegebenen Sendung iit gewahrt, wenn bie 
Eiſenbahn vor ihrem Ablauf: 

; a) den Meldeadreſſaten von der Ankunft der Sendung a De m. 16 Bu 8 T UC) 
und die Sendung zur Abholung bereitſtellt, oder 
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(8 11) b) wenn ber Meldeadreſſat nicht benachrichtigt wird (8 16 Ziff. 8 zweiter Abſatz), bie Ankunft 
i der Sendung durch Aushang befanntgibt und ſie zur Abholung bereitſtellt. 
8. — Der Lauf der Lieferfriſt ruht für die Dauer: : > 
a) des Aufenthalts, der durch die Erledigung der Zoll, Steuer⸗, Finanz⸗, Polizei- oder fon- 
ſtigen verwaltungsbehördlichen Förmlichkeiten verurſacht wird; 
b) des Aufenthalts der Sendung infolge der gemäß § 5 Ziff. 6 dieſer Ordnung erlaſſenen An⸗ 
ordnungen; 
c) des Aufenthalts der Sendung infolge einer ohne Verſchulden der Eiſenbahn eingetretenen 
Verkehrsunterbrechung, durch die der Beginn oder die Fortſetzung der Ee zeitweilig 
verhindert wird; 
d) des Aufenthalts der Sendung infolge der Ausführung der im § 7 Ziff. 2 vorgeſehenen 
Feſtſtellungen, ſowie, wenn die Tarife dies ausdrücklich vorſehen, infolge der Ausführung der 
im $ 14 V und S 16 IV vorgeſehenen Feſtſtellungen; 
e) des Aufenthalts der Sendung infolge Abladung oder Zuladung eines Übergewichts, Sicherung 
des Gutes, Ausbeſſerung der Verpackung, Zurechtladen einer mangelhaft verladenen Ladung 
jowie Umladung der Sendung, wenn in den vorſtehenden Fällen ein Verſchulden der Eiſen⸗ 
bahn nicht vorliegt; 
f) des Aufenthalts der Sendung infolge einer nachträglichen Verfügung des Absenders oder 
einer durch den Tarif im Frachtbrief zugelaſſenen Erklärung; 
g) bei Beförderung lebender Tiere während der Dauer: 
1) des Aufenthalts dieſer Tiere zwecks Tränkung, Fütterung und Beſprengung; 
2) des Aufenthalts wegen einer polizeilichen Maßregel; 
3) der viehſeuchenpolizeilichen Unterſuchung; 

h) für Frachtgut an Feiertagen. 


Die in dieſer Ziffer unter a) bis g) vorgeſehenen Hemmungen der Lieferfriſt et nur wirkſam, 
wenn bie Eiſenbahn ihre Urſache und Dauer im Frachtbrief vermerkt hat. 

9. — Die Lieferfriſt beginnt bei allen Sendungen einen Tag ſpäter, wenn der auf die Aufliefe⸗ 
rung der Sendung folgende Tag ein Feiertag iſt. Iſt der letzte Tag der Lieferfriſt ein Feiertag, ſo 
läuft die Lieferfriſt erſt am darauffolgenden Tage ab. 

10. — In den Spezial⸗ oder Ausnahmetarifen mit ermäßigten Frachtſätzen können längere als 
die in Ziffer 1 dieſes Paragraphen feſtgeſetzten Lieferfriſten eingeführt werden. 


8 12 u $ 12 
Zuſtand der Sendung. Verpackung und Bezeichnung der Güter 


1. — Nimmt die Eiſenbahn eine Sendung zur Beförderung an, die offenſichtlich Spuren von Be⸗ 
ſchädigungen aufweilt, jo kann [ie verlangen, daß der Zuſtand der Sendung im Frachtbrief beſonders 
vermerkt wird. Der Abſender haftet gegenüber s AE m die infolge des mangelhaften Bu- 
ſtands der Sendung entſtandenen Schäden. 

Iſt im Frachtbrief für einen ſolchen Vermerk kein Platz vorhanden, ſo ſind beſondere Blätter zu 
verwenden, wobei nach S 6 Ziff. 11 c) dieſer Ordnung ſinngemäß zu verfahren iſt. : 

: 2. — Der Abſender hat bas Gut, ſoweit deſſen Natur eine Verpackung erfordert, zum Schutz 
gegen gänzlichen oder teilweiſen Verluſt und gegen Beſchädigung während der Beförderung ſowie zur 
Verhütung einer Beſchädigung von Perſonen, Betriebsmitteln oder anderen etu aen ſicher zu 
verpacken. 


Im übrigen gelten für die Verpackung die betteffenden Vorſchriften dieſer Ordnung und der 
Tarife. 


3. — Sit ber Abſender den orgie der Ziffer 2 nicht nachgekommen, ſo kann die Eiſenbahn 
die Annahme der Sendung verweigern oder verlangen, daß der Abſender im Frachtbrief das Fehlen 
oder den mangelhaften Zuſtand der Verpackung anerkennt und ihn genau beſchreibt. Die Vorſchrift der 
Ziffer 1 zweiter Abſatz wird ſinngemäß angewendet. : 
4, — Der Abſender haftet für alle Folgen des im Frachtbrief en Fehlens 55 mangel⸗ 
haften Zuſtands der Verpackung, wie auch jir Die a der a eg die äußerlich 
nicht erkennbar waren. 
: Der Abſender haftet auch für außerlich ie Mängel i m A wenn Jie. Td int 
( Frachtbrief nicht anerkannt worden find, wenn die Eiſenbahn nachweiſt, bu aide; SURE bei Der 
= Annahme der Sendung zur Beförderung vorhanden waren. SP 
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5. — Pflegt ein Abſender gleichartige Sendungen, die einer Verpackung bedürfen, unverpackt oder 
mit den gleichen Mängeln der Verpackung auf dem gleichen Bahnhof aufzugeben, ſo kann er ſich der 
Verpflichtung, für jede Sendung der in Ziffer 3 enthaltenen Vorſchrift geſondert zu entſprechen, dadurch 
entziehen, daß er auf dieſem Bahnhof eine allgemeine Erklärung nach dem Muſter der Anlage G zu 
dieſer Ordnung hinterlegt. In dieſem Falle muß der Frachtbrief einen Hinweis auf die bei dem Verſand⸗ 
bahnhof hinterlegte allgemeine Erklärung enthalten. 

6. — Vorbehaltlich der ausdrücklich in den Tarifen vorgeſehenen Ausnahmen iſt der Abſender ver⸗ 
pflichtet, Stückgüter mit deutlichen, unauslöſchbaren äußeren Zeichen und Nummern zu verſehen, die 
keine Verwechslung zulaſſen und mit den im Frachtbrief angegebenen Zeichen und Nummern genau 
übereinſtimmen. Außerdem iſt er verpflichtet, auf jedem Stückgut in unauslöſchbarer Schrift den Be⸗ 
ſtimmungsbahnhof anzugeben. Die Eiſenbahn kann auch verlangen, daß auf dem tSückgut Name und 
Anſchrift des Empfängers angegeben werden. 

Alle alten Anſchriften und Zettel hat der Abſender durchzuſtreichen oder zu entfernen. Der Abſender 
trägt die Folgen der Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift. i ie] | 

Werden auf Verlangen bes Abſenders oben genannte Leiſtungen durch bie Eiſenbahn verrichtet, ſo 
kann ſie hierfür die tarifmäßigen Gebühren erheben. 

7. — Vorbehaltlich der ausdrücklich in den Tarifen vorgeſehenen Ausnahmen dürfen leicht zerbrech⸗ 
liche Gegenſtände (wie Glaswaren, Porzellan, Töpferwaren), Gegenſtände, die ſich leicht im Wagen ver⸗ 
ſtreuen (wie Nüſſe, Obſt, Futtermittel, Steine) und Güter, die andere Sendungen beſchmutzen oder be⸗ 
ſchädigen können (wie Kohlen, Kalk, Aſche, gewöhnliche Erden, Farberden), nur als Wagenladungen 
befördert werden, es ſei denn, daß dieſe Güter ſo verpackt oder zuſammengebunden werden, daß ſie nicht 
zerbrechen, verloren gehen oder andere Sendungen beſchmutzen oder beſchädigen können. 

8. — Die Eiſenbahn kann verlangen, daß kleine Stückgüter derſelben Art (Kleineiſenzeug oder 
dgl.), deren Annahme und Verladung ſonſt nicht ohne erheblichen Zeitverluſt möglich wäre, durch Ver⸗ 
bindung oder Verpackung zu größeren Einheiten zuſammengefaßt werden. s 
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Begleitpapiere für die Abfertigung durch bie Zoll⸗, Steuer⸗, Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen 
Verwaltungsbehörden. Zollverſchluß. Beförderungsſtatiſtik 

1. — Der Abſender iſt verpflichtet, dem Frachtbrief die Begleitpapiere beizugeben, die zur Er⸗ 
füllung ber Zoll⸗, Steuer⸗, Finans, Polizei⸗ und ſonſtigen Verwaltungsvorſchriften vor der Abliefe⸗ 
rung der Sendung an den Empfänger erforderlich ſind. Dieſe Papiere dürfen nur Güter umfaſſen, die 
den Gegenſtand eines und desſelben Frachtbriefs bilden, ſofern nicht in Verwaltungsvorſchriften oder in 
den Tarifen etwas anderes beſtimmt iſt. 

Wenn ſolche Papiere dem Frachtbrief nicht beigegeben werden können, weil ſie bei einem Bahnhof, 
einem Zollamt oder bei einer anderen amtlichen Stelle hinterlegt ſind, ſo muß der Frachtbrief die An⸗ 
gabe enthalten, wo ſie hinterlegt ſind. 

2. — Die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, die beigegebenen Papiere auf ihre Richtigkeit und Voll⸗ 
ſtändigkeit zu prüfen. : 

3. — Der Abſender haftet der Eiſenbahn, ſofern ſie kein Verſchulden trifft, für alle Schäden, die 
aus dem Fehlen, der Unzulänglichkeit oder Unrichtigkeit dieſer Papiere ſowie aus der Nichtbeachtung 
der Vorſchriften der zuſtändigen Behörden durch den Abſender entſtehen. Wird infolge Fehlens, Unzu⸗ 
länglichkeit oder Unrichtigkeit dieſer Begleitpapiere die Abſendung, die Beförderung oder die Ausliefe⸗ 
rung der Sendung verzögert, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, für die Dauer der Verzögerung das tarif⸗ 
mäßige Lager- oder Wagenſtandgeld zu erheben. 

4. — Die Eiſenbahn haftet für die Folgen des Verluſts oder der unrichtigen Verwendung der im 
Frachtbrief bezeichneten und ihm entweder beigegebenen oder bei der Eiſenbahn hinterlegten Papiere wie 
ein Spediteur; ſie hat aber in keinem Falle einen höheren Schadenerſatz zu leiſten als bei Verluſt der 
Sendung. e ra sE 

5. — Der Abſender iſt verpflichtet, für die Verpackung und Bedeckung ber Güter entſprechend den 
Boll- oder Steuervorſchriften zu ſorgen. Die Eiſenbahn kann Sendungen zurückweiſen, deren Zoll- oder 
ſteueramtlicher Verſchluß verletzt oder mangelhaft iſt. : 

Hat ber Abſender bie Güter nicht nach den Zoll- und Steuervorſchriften verpackt oder mit einer Decke 
verſehen, ſo kann die Eiſenbahn dies beſorgen. Die Koſten haften an der Sendung. 

6. — Die Eiſenbahn it verpflichtet, eine Beförderungsſtatiſtik zu führen; für die damit verbun⸗ 
denen Tätigkeiten kann die Eiſenbahn für jede Sendung die tarifmäßige Gebühr erheben. 
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Kapitel II anti] kalt lki „„ 
Ans führung des Frachtvertrages. 
8 14 EE mH * 


814 Auflieferung. Beſtellung der Wagen. Verladung. Verwendung gedeckter oder offener Wagen. Feſt⸗ 
ſtellung des Gewichts, der Stückzahl und des Eigengewichts des Wagens. Umladung 


I. Auflieferung 

1. — Die Güter müſſen bei den durch die Eiſenbahn bezeichneten Stellen während der Dienſt⸗ 
ſtunden, die von der Eiſenbahn durch Aushang bekanntgegeben werden, aufgeliefert werden. 

2. — Die Eiſenbahn kann auf Antrag des Abſenders das Anfahren von Stückgütern nach dem 
Bahnhof gegen eine durch Aushang auf dem Bahnhof bekanntzumachende Gebühr entweder ſelbſt oder 
durch einen Rollfuhrunternehmer beſtellen. Die Perſonen, deren ſich die Eiſenbahn bei der Anfuhr be⸗ 
dient, gelten als Leute der Eiſenbahn im Sinne des 8 39 dieſer Ordnung. 

Die Rollfuhrleute haben ihren Gebührentarif bei ſich zu tragen und auf Verlangen vorzuzeigen. 

Dem Abſender ſteht es frei, von dieſer Einrichtung Gebrauch zu machen oder die Güter ſelbſt anzu⸗ 
fahren oder ſie durch andere Unternehmer anfahren zu laſſen. 

Für die in dieſer Ziffer angeführten Leiſtungen haftet die Eiſenbahn wie ein Spediteur. 

3. — Die Tarife können vorſchreiben, daß Sendungen, die auf dem Verſandbahnhof von Schiffen, 
Kraftwagen oder Flugzeugen unmittelbar auf die Eiſenbahn umgeladen werden ſollen, gegen Zahlung 
der im Tarif oder durch Aushang bekanntzumachenden Gebühren von der Eiſenbahn ſelbſt oder von 
ihrem Unternehmer umgeladen werden. 

Für die in dieſer Ziffer angeführten Leiſtungen haftet die Eiſenbahn wie ein Spediteur. 

4. — An Feiertagen braucht die Eiſenbahn keine Frachtgüter anzunehmen. Die Tarife bezeichnen 
die Bahnhöfe, welche Eilgüter an Feiertagen zur Beförderung annehmen. Die Eiſenbahn nimmt an 
Feiertagen Eilgüter zur Beförderung an, ſofern die durch die Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei- und 
ſonſtigen Verwaltungsbehörden erforderlichen Förmlichkeiten oder die Vorſchriften dieſer Behörden die 
Annahme nicht verhindern. 

5. — Der Abſender hat dafür zu ſorgen, daß Sendungen, die durch die Eiſenbahn zu verladen 
ſind, ſpäteſtens binnen 24 Stunden nach Beginn der Auflieferung zur Beförderung angenommen 
werden können. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, die Güter auf Lager zu nehmen und das tarifmäßige 
Lagergeld zu erheben, ſofern der Abſender die Annahme zur Beförderung dadurch verzögert, daß er 
innerhalb der oben genannten Friſt nicht alle im Frachtbrief aufgeführten Güter aufliefert oder der 
Eiſenbahn nicht einen vorſchriftsmäßig ausgeſtellten Frachtbrief an Stelle des wegen Unrichtigkeit oder 
Anvollſtändigkeit der Erklärungen beanſtandeten Frachtbriefs übergibt, oder wenn er die bei der Auf⸗ 
gabe etwa vorauszuzahlenden Koſten nicht begleicht. 

Verlangt der Abſender vor Abſchluß des Frachtvertrags die Rückgabe eines durch die Eiſenbahn 
zu verladenden Gutes, ſo liefert ihm die Eiſenbahn dieſes nach Bezahlung des Lagergeldes für die 
ganze Lagerungszeit und anderer Koſten aus. : 


II. Beſtellung der Wagen 


6. — Für eine Sendung, bie ber Abſender zu verladen hat, iſt ein Wagen zu beſtellen, wobei in 
der Beſtellung der Tag der Bereitſtellung des Wagens, die Art des Gutes, das ungefähre Gewicht 
und der Beſtimmungsbahnhof anzugeben ſind. 

Die Eiſenbahn kann verlangen, daß der Beſteller des Wagens bei der Beſtellung einen durch ihn 
als Abſender unterzeichneten Frachtbrief für die in dem beſtellten Wagen zu befördernde Sendung vor⸗ 
legt. Die Eiſenbahn kann bei der Annahme der Wagenbeſtellung die Hinterlegung einer Sicherheit ver⸗ 
langen, deren Höchſtbetrag im Tarif feſtgeſetzt ilt. 

Die für einen beſtimmten Tag beſtellten Wagen werden nur nach Möglichkeit geſtellt. 

Der Beſteller des Wagens kann in der Beſtellung den endgültigen Tag, bis zu welchem er den 
Wagen annehmen wird, angeben für den Fall, daß der Wagen nicht am verlangten Tage bereitgeſtellt 
werden kann. 

Können die Wagen an dem Tage, als nachgeſucht wurde, nicht geſtellt werden, ſo iſt der Beſteller, 
ſoweit möglich, hiervon koſtenfrei zu benachrichtigen. Wurde eine endgültige Friſt, bis zu welcher der 
Wagen angenommen werden kann, angegeben, ſo hat die Eiſenbahn hierbei bekanntzugeben, an wel⸗ 
chem Tage innerhalb dieſer Friſt der Wagen geſtellt wird. i i 
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Wird ein Wagen nicht an dem verlangten Tage oder innerhalb der angegebenen Friſt bereitge⸗ 
ſtellt, ſo gilt die Beſtellung ohne die in Ziffer 11 vorgeſehenen Folgen als nichtig. . 

7. — Wagen von einem beſtimmten, durch den Beſteller angegebenen, Ladegewicht oder Gade- 
fläche ſowie Wagen ſpezieller Bauart werden nur nach Möglichkeit bereitgeſtellt. 

Stellt die Eiſenbahn anſtatt eines Wagens mit einem beſtimmten durch den Beſteller angegebenen 
Ladegewicht oder Ladefläche oder eines Wagens ſpezieller Bauart einen anderen Wagen bereit, ſo 
kann der Beſteller die Annahme des Wagens ohne die in Ziffer 11 vorgeſehenen Folgen verweigern. 

8. — Außer den Vorſchriften der Ziffern 6 und 7 werden die Friſten und das Verfahren bei der 
Beſtellung der Wagen in den Tarifen geregelt. 

9. — Die Tarife können abweichende Bedingungen für die Beſtellung von Wagen für Sen⸗ 
dungen beſtimmter Güter vorſehen. 

10. — Die Wagen werden grundſätzlich auf den durch die Eiſenbahn hierfür beſtimmten Gleiſen 
bereitgeſtellt. 

Die Eiſenbahn hat das Recht, die tarifmäßigen Gebühren zu erheben, wenn ſie auf Antrag des Ab⸗ 
ſenders bereits zur Verladung geſtellte Wagen im Bereich desſelben Bahnhofs umſtellt oder Wagen 
zur Verladung auf einem anderen als dem durch die Eiſenbahn hierfür beſtimmten Gleis oder an einer 
beſtimmten Stelle dieſes Gleiſes bereitſtellt. 

ll. — Wird ein Wagen vor der Bereitſtellung wieder abbeſtellt, jo hat der Beſteller die im Tarif 
vorgeſehene Gebühr, welche das Wagenſtandgeld für ½ Tag nicht überſchreiten darf, zu zahlen. 

Wird ein Wagen nach der Bereitſtellung, aber noch vor Ablauf der Beladefriſt abbeſtellt, ſo 
kann die Eiſenbahn die tarifmäßige Gebühr, welche jedoch das Wagenſtandgeld für einen Tag nicht 
überſchreiten darf, erheben. 

Wird jedoch der Wagen nach Ablauf der Beladefriſt abbeſtellt, ſo hat der Beſteller für die Zeit 
vom Zeitpunkt der Bereitſtellung des Wagens das tarifmäßige Wagenſtandgeld, mindeſtens für einen 
Tag, zu zahlen. 

Für die Abbeſtellung von Wagen mit großen Ladegewichten und Ladeflächen oder ſpezieller Bau⸗ 
art, welche beſtimmten Heimatbahnhöfen zugeteilt ſind, können die Tarife auch andere Gebühren vor⸗ 
ſehen. ا‎ EE اسا‎ 

II. Berladung i 

12. — Ob die Sendung durch bie Eiſenbahn oder durch den Abſender zu verladen ijt, beſtimmen 
die Tarife, ſoweit nicht dieſe Ordnung Vorſchriften darüber enthält. 

18. — Der Abſender kann im Frachtbrief vorſchreiben, daß: 

a) die Eiſenbahn eine Sendung verladet, deren Verladung nach den Tarifvorſchriften dem Ab⸗ 
ſender obliegt; 

b) der Abſender eine Sendung verladet, deren Verladung nach den Tarifvorſchriften der Eiſen⸗ 
bahn obliegt. 

Die Eiſenbahn iſt verpflichtet obiges Verlangen nur dann zu berückſichtigen, wenn die Beſchaffen⸗ 
heit der Sendung ſowie die Betriebsverhältniſſe auf dem Verſandbahnhof dieſes nach dem Ermeſſen 
der Eiſenbahn geſtatten. 

Berücksichtigt die Eiſenbahn ein ſolches Verlangen des Abſenders, ſo iſt ſie verpflichtet, im Fracht⸗ 
brief einen entſprechenden Vermerk darüber einzutragen. 

14. — Die Eiſenbahn iſt berechtigt, für die Verladung die tarifmäßige Gebühr zu erheben. Zur 
Erhebung dieſer Gebühr iſt die Eiſenbahn auch dann berechtigt, wenn der Abſender mit ihrem Einver⸗ 
ſtändnis die Verladung einer Sendung, die die Eiſenbahn verpflichtet war zu verladen, ausführt. 

15. — Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, zur Verladung gehörig gereinigte und betriebsfähige Wagen 
zu ſtellen. Wird die Sendung durch den Abſender verladen, io hat er fid) vor der Verladung zu über- 
zeugen, ob die Art des bereitgeſtellten Wagens für die zu verladende Sendung geeignet iſt, ob er rein 
iſt und ob an den Wänden, am Fußboden und am Dach keine offenſichtlichen Mängel vorhanden ſind, 
durch welche eine Beſchädigung der Sendung erfolgen könnte. Werden ſolche Mängel feſtgeſtellt, ſo 
kann der Abſender die koſtenfreie Bereitſtellung eines anderen Wagens verlangen. 

Wird durch die betreffenden Behörden verlangt, daß der Wagen vor dem Verladen mit be⸗ 
ſtimmten Gütern entſeucht wird, ſo wird die Entſeuchung durch die Eiſenbahn gegen Erhebung der tarif- 
mäßigen Gebühr von dem Beſteller des Wagens vorgenommen. 

16. — Wenn die Verladung der Sendung dem Abſender obliegt, [o ift er gegenüber der Eiſenbahn 
für alle Schäden und Koſten, die aus einer mangelhaften Verladung des Wagens entſtehen, haftbar. 

Wird die Sendung durch den Abſender verladen, ſo haftet er gegenüber der Eiſenbahn für Be⸗ 
ſchädigungen des Wagens, der Wageneinrichtungen und Ladevorrichtungen, die während des Verladens 
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(814) entſtanden find, es fei denn, daß es lid) erweilt, daß der Schaden weder durch feine noch durch bie 
Schuld der Perſonen entſtanden iſt, deren er ſich bei der Verladung bedient hat. 

Die Entſchädigung für Beſchädigungen des Wagens, der Wageneinrichtungen und Ladevorrichtungen 
werden nach dem von der Eiſenbahn feſtgeſetzten und in der für die Veröffentlichung der Tarife be⸗ 
ſtimmten Zeitſchrift bekanntgegebenen Preisverzeichnis berechnet; der zum Schadenerſatz Verpflichtete 
kann jedoch beweiſen, daß der Wert des verurſachten Schadens geringer iſt. Für die im Preisverzeichnis 
nicht vorgeſehenen Schäden erhebt die Eiſenbahn eine Entſchädigung in Höhe des tatſächlich entſtandenen 
Schadens. 

17. — Für die Beladung des Wagens iſt das an dieſem vermerkte Ladegewicht maßgebend. Der 
Wagen darf nur dann über ſein Ladegewicht hinaus beladen werden, wenn mit Rückſicht auf die Be⸗ 
ſchaffenheit des Gutes und die Witterungsverhältniſſe nicht zu befürchten iſt, daß die Tragfähigkeit 
des Wagens während der Beförderung überſchritten werden könnte ($ 7 Ziffer 5d). Eine die Trag⸗ 
fähigkeit des Wagens überſchreitende Belaſtung iſt in keinem Falle geſtattet. 

Die Eiſenbahn kann in den Tarifen die Ausnutzung des Ladegewichts des Wagens mit Rückſicht 
auf den wenn auch nur auf einem Teil des Beförderungsweges begrenzten Achsdruck auf die Schienen 
beſchränken. 

Bei der Beladung von Wagen gelten überdies die entſprechenden im Tarif enthaltenen Vorſchriften. 

18. — Die Verladung durch den Abſender hat während der Dienſtſtunden (Ziff. 1) zu erfolgen 
und muß innerhalb der im Tarif feſtgeſetzten Friſt vollendet ſein. Dieſe Friſt beginnt mit dem 
Zeitpunkt der Bereitſtellung des Wagens, früheſtens jedoch mit Beginn der Dienſtſtunden des Ver⸗ 
ſandbahnhofs. 

19. — Wird das Verladen nicht innerhalb der hierfür feſtgeſetzten Friſt beendet, oder übergibt 
der Abſender der Eiſenbahn nicht innerhalb dieſer Friſt einen ordnungsmäßig ausgeſtellten Frachtbrief 
an Stelle des durch die Eiſenbahn wegen Unrichtigkeiten oder Unvollſtändigkeiten beanſtandeten Fracht⸗ 
briefs oder werden die etwa vorauszuzahlenden Koſten nicht innerhalb derſelben Friſt beglichen, ſo hat 
der Abſender das tarifmäßige Wagenſtandgeld zu zahlen. Für Feiertage iſt Wagenſtandgeld nur dann 
zu zahlen, wenn die Ladefriſt ſchon am Tage vorher abgelaufen iſt. Die Eiſenbahn kann, wenn die 
Ladefriſt um mehr als 24 Stunden überſchritten wird, die Wagenbeſtellung als zurückgenommen be⸗ 
trachten und den verladenen Teil der Sendung auf Koſten und Gefahr des Abſenders ausladen und 
auf Lager nehmen. Die Eiſenbahn kann den ausgeladenen Teil der Sendung auch auf Koſten und 
Gefahr des Abſenders einem Lagerunternehmen auf Lager geben. Auf Bahnhöfen, welche an Feier⸗ 
tagen für den Ladedienſt geöffnet ſind, wird das Wagenſtandgeld für dieſe Tage nach denſelben Grund⸗ 
ſätzen erhoben wie für Werktage. 

20. — Der Lauf der in Ziffer 5 und 18 dieſes Paragraphen vorgeſehenen Friſten ruht: 

a) höchſtens für 48 Stunden für bie Dauer der Erledigung der durch die Zoll-, Steuer⸗, 
Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen Verwaltungsbehörden vorgeſehenen Förmlichkeiten, ſofern die 
Erledigung dieſer Förmlichkeiten nicht durch Verſchulden des Abſenders verzögert wird; die 
Tarife können Ausnahmen vorſehen, wonach der Lauf dieſer Friſten für die Zeit der Er⸗ 
ledigung obiger Förmlichkeiten ruht; 

b) an Feiertagen auf den für die Ladetätigkeiten an dieſen Tagen geſchloſſenen Bahnhöfen; 

e) für die Zeit, während welcher die Verladung infolge eiſenbahnamtlicher nicht auf Verlangen 
oder aus Verſchulden des Abſenders erlaſſenen Anordnungen unmöglich war. 

21. — Wenn die ordnungsmäßige Abwicklung des Verkehrs durch Güteranhäufungen oder andere 
Betriebsſchwierigkeiten gefährdet wird, kann die Aufſichtsbehörde oder mit deren Genehmigung die 
Eiſenbahn die Beladefriſten und die lagergeldfreie Zeit ſoweit nötig abkürzen ſowie das Lagergeld, 
Wagenſtandgeld und die Gebühren für die Abbeſtellung von Wagen erhöhen. Anordnungen dieſer Art 
ſind auf dieſelbe Weiſe zu veröffentlichen wie die Tarife. 

Wenn jedoch die ordnungsmäßige Abwicklung des Verkehrs die ſofortige Einführung ſolcher An⸗ 
ordnungen erfordert, hat die Eiſenbahn das Recht, dieſe Anordnungen mit Gültigkeit vom Aushangstage 
der entſprechenden Bekanntmachungen auf dem betreffenden Bahnhof in Kraft zu ſetzen. In ſolcher Be⸗ 
kanntmachung ijf zu vermerken, daß die Anordnung der ſpäteren Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
bedarf. Wird dieſe Anordnung nicht durch die Aufſichtsbehörde innerhalb 8 Tagen nach ihrer Ein⸗ 
führung genehmigt, ſo iſt ſie wirkungslos. Die Genehmigungen ſolcher Anordnungen ſind auf dieſelbe 
Weiſe zu veröffentlichen wie die Tarife. 


IV. Verwendung gedeckter oder offener Wagen 
22. — Die Tarife beſtimmen, welche Güter die Eiſenbahn in offenen Wagen befördern darf ſowie 
ob und unter welchen Bedingungen die Eiſenbahn Wagendecken für offene Wagen liefert. 
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Der Abſender kann im Frachtbrief verlangen: 

a) daß Güter in gedeckten Wagen befördert werden, die nach dem Tarif in offenen Wagen zu 
befördern find; 

b) daß Güter in offenen Wagen befördert werden, die nach dem Tarif in gedeckten Wagen zu 
befördern ſind. 

Die Eiſenbahn berückſichtigt dieſe Anträge, wenn fie nicht im Widerſpruch mit den Vorſchriften 
dieſer Ordnung oder ben Vorſchriften der Zoll-, Steuer⸗, Finanz, Polizei- oder ſonſtigen Verwaltungs⸗ 
behörden ſtehen und wenn Gründe des Betriebs dieſes geſtatten. 

Bei Berückſichtigung des unter a) erwähnten Antrags iſt die Eiſenbahn berechtigt, eine erhöhte 
Fracht in der im Tarif feſtgeſetzten Höhe zu erheben. 


V. Feſtſtellung des Gewichts, der Stückzahl und des Eigengewichts des Wagens 
23. — Bei Annahme von Stückgutſendungen, die von der Eiſenbahn verladen werden, iſt dieſe 
verpflichtet, das Gewicht und die Anzahl der Stücke feſtzuſtellen. Für die Verwiegung ſolcher Sen⸗ 
dungen iſt die Eiſenbahn berechtigt, die im Tarif feſtgeſetzten Gebühren zu erheben. Der Abſender oder 
deſſen Beauftragter hat das Recht, der Feſtſtellung des Gewichts und der Stückzahl beizuwohnen. 


24. — Bei allen anderen Sendungen ift die Eiſenbahn auf Antrag des Abſenders im Fracht⸗ 
brief verpflichtet, auf dem Verſandbahnhof das Gewicht und die Stückzahl feſtzuſtellen, wenn dieſer 
Bahnhof die entſprechenden Wiegevorrichtungen beſitzt und die Beſchaffenheit der Sendung ſowie die 
Betriebsverhältniſſe dieſes geſtatten. 

Das Gewicht hat die Eiſenbahn auch ohne Antrag im Frachtbrief feſtzuſtellen, wenn es im 
Frachtbrief nicht angegeben iſt. : 

Kann das Gewicht auf dem Verſandbahnhof nicht feſtgeſtellt werden, ſo hat die Eiſenbahn die 
Verwiegung auf einem anderen auf dem Beförderungsweg gelegenen Bahnhof oder auf dem Beſtim⸗ 
mungsbahnhof der Sendung auszuführen, ſofern dieſe Bahnhöfe entſprechende Wiegevorrichtungen be⸗ 
ſitzen. 

Für die Verwiegung ſolcher Sendungen und die Feſtſtellung der Stückzahl iſt die Eiſenbahn be⸗ 
rechtigt, die tarifmäßigen Gebühren zu erheben. 

Beſitzt weder der Verſandbahnhof noch der Beſtimmungsbahnhof noch irgendein anderer Unter⸗ 
wegsbahnhof entſprechende Wiegevorrichtungen und hat der Abſender das Gewicht im Frachtbrief 
nicht angegeben, ſo dient als Grundlage zur Berechnung der Fracht das Ladegewicht des verwendeten 
Wagens. In ſolchem Falle kann jedoch der Abſender im Frachtbrief die Verwiegung der Sendung, 
auf einem von ihm bezeichneten Bahnhof verlangen; die Fracht wird dann für die Geſamtſumme der 
Tarifentfernungen von dem Verſand⸗ bis zum Wiegebahnhof ſowie von dieſem Bahnhof bis zum 
Beſtimmungsbahnhof der Sendung berechnet. 

25. — Die Eiſenbahn hat das Recht der Wahl, Die Verwiegung auf einer gewöhnlichen Waage 
oder auf einer Gleiswaage vorzunehmen, ſowie die Art der Verwiegung zu beſtimmen. 

Beſteht eine Stückgutſendung, welche die Eiſenbahn ſelbſt verladet, aus mehreren Stücken, ſo hat 
die Eiſenbahn das Gewicht der einzelnen Stücke oder einzelnen Teile der Sendung nur dann feſtzu⸗ 
ſtellen, wenn der Abſender das Gewicht der einzelnen Stücke oder einzelnen Teile der Sendung 
getrennt im Frachtbrief angegeben hat. Für eine ſolche Verwiegung kann die Eiſenbahn die tarif⸗ 
mäßigen Gebühren erheben. 

26. — Der Abſender kann bei der Aufgabe verlangen, daß ihm oder ſeinem Beauftragten Gele⸗ 
genheit geboten wird, der Feſtſtellung des Gewichts und der Stückzahl beizuwohnen, wenn dies auf 
dem Verſandbahnhof geſchieht. Stellt der Abſender ein ſolches Verlangen nicht oder wird die von der 
Eiſenbahn gebotene Gelegenheit verſäumt, fo hat ber Abſender, wenn die Eiſenbahn entſprechend einem 
ſpäteren Antrag mit einer nochmaligen Feſtſtellung einverſtanden iſt, die tarifmäßige Gebühr noch⸗ 
mals zu zahlen. i 

97. — Wird die Sendung auf einer Gleiswaage gewogen, jo wird bas Gewicht in ber Weile 
feſtgeſtellt, daß vom Geſamtgewicht des beladenen Wagens das am Wagen angeſchriebene Eigen⸗ 
gewicht abgezogen wird. Die Eiſenbahn hat jedoch auf ſchriftlichen Antrag des Berechtigten das 
Eigengewicht des Wagens feſtzuſtellen, wenn die Betriebsverhältniſſe dieſes geſtatten. Der Berechtigte 
kann die Feſtſtellung des Eigengewichts des Wagens auf einem anderen Bahnhof, der entſprechende 
Wiegevorrichtungen beſitzt, verlangen. Wird bei der Nachwiegung des leeren Wagens eine Abweichung 
von dem am Wagen angeſchriebenen Eigengewicht feſtgeſtellt, jo wird das ſeſtgeſtellte Eigengewicht Des 
Wagens der Gewichtsermittlung zugrunde gelegt. 


28. — Ergibt bie auf Verlangen des Berechtigten erfolgte Nachwiegung des Eigengewichts des 
Wagens keine größere Abweichung als 2 v. H. des am Wagen angeſchriebenen Eigengewichts, ſo erhebt 
die Eiſenbahn die tarifmäßige Gebühr für die Feſtſtellung des Gewichts des Wagens. In dieſem Falle 
hat die Eiſenbahn auch das Recht, die Gebühren für die Beförderung des Wagens nach und von dem 
Wiegebahnhof zu erheben. 

29. — Ergibt die ohne Feſtſtellung des Eigengewichts des Wagens vorgenommene Nachwiegung 
der Sendung auf der Gleiswaage keine größere Abweichung von dem im Frachtbrief angegebenen Ge⸗ 
wicht als 2 v. H. des am Wagen angeſchriebenen Eigengewichts, ſo wird das im Frachtbrief angegebene 
Gewicht als Grundlage zur Frachtberechnung angenommen. 

30. — Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, die Ergebniſſe der Verwiegung und der Nachprüfung der 
Stückzahl ſowie das Ergebnis der Nachprüfung des Eigengewichts des Wagens im Frachtbrief zu 
beſcheinigen. Erfolgt dieſe Feſtſtellung auf dem Verſandbahnhof, ſo iſt die Beſcheinigung auch im 
Frachtbriefdoppel einzutragen, ſofern es ſich noch im Beſitz der Eiſenbahn befindet; in anderen Fällen 
iſt die Eiſenbahn auf Verlangen des Berechtigten verpflichtet, obige Ergebniſſe nachträglich in dem vor⸗ 
gelegten Frachtbriefdoppel zu beſcheinigen. 

31. — In den im Tarif vorgeſehenen Fällen kann der Abſender verlangen, daß bie 17 
ihm gleichzeitig beim Verwiegen erlaubt, auf dem Verſandbahnhof mit ſeinen Mitteln einen Teil des 
Gutes zu⸗ oder abzuladen. Für die Berückſichtigung eines ſolchen Verlangens kann die Eiſenbahn die 
tarifmäßige Gebühr erheben. 

VI. Umladung [ 

32. — Muß die Eiſenbahn eine Sendung infolge ihrer mangelhaften Verladung durch den Ab⸗ 
ſender umladen, die Ladung richten oder auf eine andere Weiſe verladen, ſo haften die Koſten dafür an 
der Sendung. Wird durch dieſe Tätigkeiten der Wagen aufgehalten, ſo erhebt die Eiſenbahn das 
tarifmäßige Wagenſtandgeld, jedoch nicht mehr als für einen Tag. Mit dem etwa abgeladenen Teil 
der Sendung wird wie mit dem abgeladenen Übergewicht gemäß S 7 dieſer Ordnung verfahren. 

33. — Muß die Eiſenbahn eine durch den Abſender verladene Sendung ohne Verſchulden des 
Abſenders umladen, richten oder auf eine andere Weiſe verladen, ſo iſt dieſe Tätigkeit koſtenlos und 
ohne Erhebung von Wagenſtandgeld für das Aufhalten des Wagens zu bewirken; der etwa abgeladene 
Teil der Sendung wird weiterbefördert und bei der Berechnung der Fracht als ein nicht getrennter Teil 
der Hauptſendung betrachtet. 

34. — Wenn eine Sendung umgeladen werden ſoll, bie Güter enthält, deren Umladung beſondere 
Sorgfalt oder Sachkenntnis erfordert (3. B. Tofa verladenes Obſt, unverpacktes Glas u. dgl.), ijt bie 
Eiſenbahn berechtigt, vom Abſender Anweiſung über die Umladung in der im $ 7 Ziff. 10 vorge⸗ 
ſehenen Form einzuholen. 

35. — Geſtatten Gründe des Betriebs oder bie Beſchaffenheit des Gutes die Mus- oder Umladung 
nicht, |o ijt die Eiſenbahn berechtigt, die Sendung anzuhalten und eine Verfügung in der im S 7 
Ziff. 10 vorgeſehenen Form einzuholen. 

36. — Erteilt der Berechtigte binnen 8 Tagen vom Tage der Abſendung der Aufforderung durch 
die Eiſenbahn gerechnet keine Anweiſung oder erteilt er eine durch die Eiſenbahn unausführbare An⸗ 
weiſung, ſo hat die Eiſenbahn das Recht, mit der Sendung nach § 24 Ziff. 9, 10, 11 und 13 zu 
verfahren. 

37. — Holt die Eiſenbahn in obigen Fällen Anweiſungen bezüglich der Umladung ein, ſo kann 
fie das Wagenſtandgeld für die ganze Dauer des Aufenthalts erheben, ſofern die Umladung durch 
den Abſender verſchuldet wurde; erfolgt die Umladung dagegen nicht durch Verſchulden des Abſenders, 
ſo wird das Wagenſtandgeld für die Zeit des Aufhaltens des Wagens nach Ablauf der vorſtehend 
angegebenen 8⸗tägigen Friſt erhoben. 

$ 15 
Erfüllung der Zoll⸗, Steuer⸗, Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen Verwaltungsvorſchriften 


1. — Die Zoll, Steuer-, Finanz-, Polizei- und ſonſtigen Verwaltungsvorſchriften werden, ſolange 
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$ 15 


bie Sendung unterwegs ijt, von ber Eiſenbahn erfüllt. Sie kann dieje Aufgabe unter ihrer eigenen 


Verantwortung einem Spediteur übertragen oder ſie ſelbſt übernehmen. In beiden Fällen hat ſie die 
Verpflichtungen eines Spediteurs. 
2. — Der Abſender kann jedoch ſelbſt oder durch einen im Frachtbrief bezeichneten Bevollmäch⸗ 
tigten der in der vorigen Ziffer erwähnten Behandlung beiwohnen, um alle Auskünfte zu geben und 
ſachdienliche Erklärungen vorzubringen, ohne daß daraus für ihn das Recht begründet würde, die 
Sendung in Beſitz zu nehmen oder die Behandlung ſelbſt zu betreiben. 
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Will ber Abſender ſelbſt oder durch einen Bevollmächtigten bei der Erledigung der obigen Be- 
handlung unterwegs zugegen ſein, ſo hat er dieſes im Frachtbrief in der Spalte „In der Verkehrs⸗ 
ordnung und in den Tarifen vorgeſehene Erklärungen“ unter Angabe des Bahnhofs, auf dem dieſe 
Behandlung ſtattfinden ſoll, zu vermerken. Auf Antrag des Abſenders und gegen Erſtattung der damit 
verbundenen Koſten iſt der Abſender oder ſein Bevollmächtigter von der Ankunft der Sendung auf 
dem Bahnhof, auf dem dieſe Behandlung ſtattfinden ſoll, zu benachrichtigen. 

3. — Hat ber Abſender für die Erfüllung der Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei- und ſonſtigen 
Verwaltungsvorſchriften einen Bahnhof bezeichnet, auf dem nach den geltenden Beſtimmungen die 
Ausführung der Behandlung nicht möglich iſt, oder hat er ſonſt für dieſe Behandlung ein Verfahren 
vorgeſchrieben, das nicht ausführbar iſt, ſo handelt die Eiſenbahn ſo, wie es ihr für den Berechtigten am 
vorteilhafteſten erſcheint, und teilt dem Abſender die getroffenen Maßnahmen auf ſeine Koſten mit. 

4. — Schreibt der Abſender im Frachtbrief „franko Zoll“ vor, ſo gilt dies als Antrag, auf 
Beſorgung der Zollbehandlung durch die Eiſenbahn, wobei es ihr überlaſſen bleibt, die Zollbehandlung 
unterwegs oder auf dem Beſtimmungsbahnhof zu beſorgen. 

5. — Vorbehaltlich der aus der Ziffer 4 dieſes Paragraphen ſich ergebenden Ausnahme hat der 
Empfänger das Recht, auf dem Beſtimmungsbahnhof die Zollbehandlung zu beſorgen, wenn dort ein 
Zollamt beſteht und wenn entweder der Frachtbrief die Zollbehandlung auf dem Beſtimmungsbahnhof 
vorſchreibt oder beim Fehlen eines ſolchen Antrags die Sendung dort unverzollt ankommt. Macht der 
Empfänger von dieſem Rechte Gebrauch, ſo hat er vorher die an der Sendung haftenden Koſten zu 
begleichen und den Frachtbrief einzulöſen. 

Wird die Zollbehandlung weder vom Empfänger noch vom Abſender oder deſſen Bevollmächtigten 
innerhalb der durch die Zollvorſchriften vorgeſehenen Friſten erledigt und wurde der Frachtbrief nicht 
eingelöſt, ſo kann dieſe Behandlung im Einverſtändnis mit dem Zollamt von der Eiſenbahn ſelbſt 
erledigt werden. 

6. — Werden die Soll, Steuer⸗, Finanz-, Polizei⸗ und ſonſtigen Verwaltungsvorſchriften auf 
Verlangen des Verfügungsberechtigten oder gemäß den geltenden Vorſchriften von der Eiſenbahn von 
Amts wegen erfüllt, ſo kann ſie dafür die im Tarif vorgeſehenen Gebühren erheben. 

7. — Wird infolge der Erledigung ber von den Boll, Steuets, Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen 
Verwaltungsbehörden vorgeſchriebenen Förmlichkeiten die Beförderung der Sendung länger als 
48 Stunden nicht durch Verſchulden der Eiſenbahn aufgehalten, ſo kann die Eiſenbahn nach Ablauf 
dieſer Friſt das tarifmäßige Lagergeld oder Wagenſtandgeld erheben. Für die Erledigung dieſer Förm⸗ 
lichkeiten bei der Auslieferung der Sendung auf dem Beſtimmungsbahnhof beträgt die lagergeldfreie 
oder wagenſtandgeldfreie Friſt einen Tag. 

In dieſe Friſten werden der Tag der Bereitſtellung des Wagens zur Erledigung dieſer Förmlich⸗ 
keiten, der Tag der Entladung der Sendung ſowie die Feiertage nicht eingerechnet, ſofern an dieſen 
Tagen das betreffende Amt dieſe Behandlung nicht ausführt. 

Die Tarife können Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Ziffer vorſehen. 
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Benachrichtigung von der Ankunft der Sendung. Einlöſung des Frachtbriefs. Ablieferung. Entladung. 

Nachprüfung der Sendung auf dem Beſtimmungsbahnhof. Zuführung der Sendungen ins 

Haus. Abnahme⸗ und Entladefriſten 
L Benachrichtigung von der Ankunft der Sendung 

1. — Bei Benutzung eines namentlichen Frachtbriefs benachrichtigt die Eiſenbahn den Empfänger 
von der Ankunft der Sendung nach ihrer Wahl durch die Poſt, durch Telegramm, durch Fernſpruch 
oder ſchriftlich durch beſonderen Boten. 

Auf ſchriftlichen Antrag des Empfängers kann die Eiſenbahn auch eine andere Art der Benach⸗ 
richtigung einführen. 

2. — Die Benachrichtigung von der Ankunft der Sendung hat erſt nach ihrer Ankunft auf dem 
Beſtimmungsbahnhof zu erfolgen. Die Tarife können jedoch diesbezüglich Ausnahmen vorſehen. : 

3. — Die Benachrichtigung gilt nach Ablauf von 12 Stunden nach der Aufgabe des Briefs auf 
der Poſt als bewirkt, es ſei denn, daß die Tarife hierfür Ausnahmen vorſehen; die Benachrichtigung 
durch Telegramm gilt nach Ablauf von 3 Stunden nach der Aufgabe des Telegramms als bewirkt; 
die Benachrichtigung durch Fernſprecher gilt bei der Aufgabe des Fernſpruchs und bei Zuſtellung durch 
Boten mit der Aushändigung als bewirkt. 


4. — Der Bote hat bie Benachrichtigung von der Ankunft der Sendung dem Empfänger oder 
einer ermächtigten Perſon oder in deren Abweſenheit einem erwachſenen Haushaltsangehörigen, Teil⸗ 
haber oder einem beim Empfänger beſchäftigten Bedienſteten in der Wohnung (Geſchäftsraum) einzu⸗ 
händigen. Die Zuſtellung iſt durch Unterſchrift mit Angabe des Tags und der Stunde der Zuſtellung 
zu beſtätigen. 

5. — Erweiſt ſich die Zuſtellung der Benachrichtigung durch Boten als unmöglich, ſo kann die 
Eiſenbahn den Empfänger nach eigenem Ermeſſen durch die Volt, Telegramm oder Fernſpruch benadj- 
richtigen; in dieſem Falle gilt die Benachrichtigung vom Zeitpunkt des Erſcheinens des Boten mit der 
Benachrichtigung beim Empfänger als bewirkt. 

6. — Die Benachrichtigung wird unentgeltlich ausgefertigt; für die Überſendung oder Zuſtellung 
der Benachrichtigung kann die Eiſenbahn den Erſatz ihrer eigenen Koſten oder die im Tarif bezeichneten 
Gebühren verlangen. 

7. — Die Benachrichtigung des Empfängers unterbleibt, wenn dieſer ſchriftlich darauf verzichtet 
hat. Auch unterbleibt die Benachrichtigung von der Ankunft von Sendungen, bei denen der Abſender 
im Frachtbrief den Antrag „bahnlagernd“ geſtellt hat und im Frachtbrief ausdrücklich vorgeſchrieben 
hat, den Empfänger nicht zu benachrichtigen, und ſchließlich iſt er nicht zu benachrichtigen von der 
Ankunft von Stückgutſendungen, welche die Eiſenbahn gemäß Ziffer 28 dieſes Paragraphen dem 
Empfänger zuführt. 

Iſt eine Wagenladung unterwegs umgeladen worden, ſo muß dies dem Empfänger gleichzeitig mit 
der Benachrichtigung von der Ankunft der Sendung mitgeteilt werden. 

8. — Bei Benutzung eines Inhaberfrachtbriefs muß die Eiſenbahn den Meldeadreſſaten von ber 
Ankunft der Sendung benachrichtigen. Für die Benachrichtigung des Meldeadreſſaten finden die Vor⸗ 
ſchriften der Ziffern 1 bis 6 dieſes Paragraphen ſinngemäße Anwendung. 

Iſt der Meldeadreſſat im Frachtbrief nicht angegeben oder iſt die Benachrichtigung undurchführ⸗ 
bar, ſo gibt die Eiſenbahn die Ankunft der Sendung auf dem Beſtimmungsbahnhof bekannt. 


II. Einlöſung des Frachtbriefs. Ablieferung 

9. — Nach Bezahlung der ſich aus dem Frachtbrief ergebenden Beträge iſt die Eiſenbahn ver⸗ 
pflichtet, auf dem durch den Abſender angegebenen Beſtimmungsbahnhof die Sendung nebſt Fracht⸗ 
brief, auf dem der Empfang der entrichteten Beträge beſcheinigt worden iſt: bei Anwendung eines 
namentlichen Frachtbriefs dem im Frachtbrief bezeichneten Empfänger oder bei Anwendung eines In⸗ 
haberfrachtbriefs demjenigen, der das Frachtbriefdoppel abgegeben hat, auszuliefern. 

Durch die Annahme des Frachtbriefs wird der Empfänger verpflichtet, der Eiſenbahn alle ſich 
aus dem Frachtbrief ergebende Beträge zu bezahlen (ſiehe jedoch $ 18 Ziff. 4). 

Fehlt bei der Ablieferung ein Teil der im Frachtbrief genannten Gegenſtände, ſo iſt trotzdem der 
ganze aus dem Frachtbrief ſich ergebende Betrag zu entrichten. Das Recht des Empfängers, die Rück⸗ 
zahlung der für die nichtausgelieferten Gegenſtände entrichteten Fracht zu fordern, wird jedoch nicht 
berührt. 

10. — Zur Einlöſung und Annahme eines namentlichen Frachtbriefs wird derjenige als berechtigt 
betrachtet, welcher der Eiſenbahn die mit der Empfangsbeſtätigung des Empfängers verſehene Benat- 
richtigung von der Ankunft der Sendung übergibt. Die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, die Identität 
des Empfängers oder die Eigenhändigkeit ſeiner Unterſchrift zu prüfen. 

Zur Einlöſung und Annahme eines Inhaberfrachtbriefs wird der Vorzeiger des Frachtbrief⸗ 
doppels als berechtigt angeſehen. Sehen die Tarife dieſes vor, ſo ſind die Empfänger der mit In⸗ 
haberfrachtbriefen aufgelieferten Sendungen verpflichtet, die Frachtbriefdoppel mit Empfangsbeſtäti⸗ 
gungen zu verſehen. In ſolchen Fällen wird zur Einlöſung und Annahme eines Inhaberfrachtbriefs 
derjenige als berechtigt angeſehen, der der Eiſenbahn das mit der Empfangsbeſtätigung verſehene 
Frachtbriefdoppel übergibt. Bei der Empfangsbeſtätigung hat der Empfänger feine deutliche Unterſchrift 
und ſeine Anſchrift einzutragen und auf Verlangen der Eiſenbahn auszuweiſen. Bei der Ausgabe des 
Frachtbriefs behält die Eiſenbahn das Doppel zurück. 

Als „Empfänger“ im Sinne der Vorſchriften dieſer Ordnung in Bezug auf Beförderungen mit 
Inhaberfrachtbriefen iſt je nach den Umſtänden entweder der Inhaber des Frachtbriefdoppels, der Ein⸗ 
löſer des Frachtbriefs oder der, welchem die Sendung ausgehändigt wurde, anzuſehen. 

11. — Bei Verluſt des Doppels eines Inhaberfrachtbriefs hat die die Auslieferung der Sendung 
verlangende Perſon auf dem Beſtimmungsbahnhof hierüber eine Erklärung abzugeben, in welcher der 
eigentliche Inhalt des in Verluſt geratenen Frachtbriefdoppels, die Umſtände und die Art des Bers 
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luſts, ſowie die Berechtigung zu deſſen Beſitz anzugeben iſt. Zum Beweis ber Annahme einer ſolchen (8 16) 
Erklärung gibt die Eiſenbahn eine Beſcheinigung aus. 

Nach Erhalt der Erklärung iſt die Eiſenbahn verpflichtet, den Verluſt des Frachtbriefdoppels 
unverzüglich auf dem Beſtimmungsbahnhof durch Aushang bekanntzugeben und hiervon den Abſender 
oder den Meldeadreſſaten, ſofern er im Frachtbrief angegeben wurde, zu benachrichtigen. Die mit der 
Bekanntmachung und der Benachrichtigung entſtandenen Koſten trägt die die Erklärung abgebende 
Perſon. In dem Aushang iſt das Datum der Abgabe der Erklärung, der tatſächliche Inhalt des in 
Verluſt geratenen Frachtbriefdoppels ſowie die Friſt, nach deren Ablauf die Sendung ausgehändigt 
wird, anzugeben. 

Die Sendung wird demjenigen, welcher die Erklärung abgegeben hat, nach Ablauf von 10 Tagen 
vom Tage der Bekanntmachung auf dem Beſtimmungsbahnhof ausgehändigt, ſofern von der Ankunft 
der Sendung mindeſtens 30 Tage verſtrichen find. 

Alle mit dem Beſitz des Frachbriefdoppels verbundenen Rechte erlöſchen mit dem Zeitpunkt der 
Auslieferung der Sendung auf die oben angegebene Weiſe. 

Von dieſem Zeitpunkt an trägt die Eiſenbahn keine Verantwortung gegenüber dem Inhaber des 
Frachtbriefdoppels. j 

Wird bas Frachtbriefdoppel vor der Auslieferung der Sendung an Die die Erklärung abgebende 
Perſon vorgelegt, ſo iſt die Eiſenbahn verpflichtet, die Sendung dem Inhaber dieſes Frachtbriefdoppels 
abzuliefern; dieſer hat auf Verlangen der Eiſenbahn den Empfang der Sendung zu beſtätigen und ſich 
auszuweiſen. 

Leicht verderbliche Sendungen, Sendungen, welche infolge der örtlichen Verhältniſſe nicht verwahrt 
werden können, ſowie Sendungen, deren Wert infolge der längeren Lagerung erheblich gemindert 
werden könnte, oder auch Sendungen, deren Lagerungskoſten im Verhältnis zu ihrem Wert zu hoch 
ſein würden, kann die Eiſenbahn vor Ablauf der oben genannten Friſten gegen Hinterlegung einer 
entſprechenden Sicherheit durch die die Erklärung abgebende Perſon, abliefern. Meldet ſich der Inhaber 
des Frachtbriefdoppels vor Ablauf der oben angegebenen Friſten, ſo iſt die Eiſenbahn verpflichtet, 
dieſem eine Entſchädigung gemäß den Vorſchriften des Titels III auszuzahlen. Der nach Auszahlung 
der Entſchädigung verbleibende Mehrbetrag der Sicherheit wird der Perſon, welcher die Sendung 
ausgeliefert wurde, durch die Eiſenbahn ausgezahlt. Reicht die Sicherheit zur Deckung des Entſchädi⸗ 
gungsbetrags nicht aus, ſo it derjenige, dem die Sendung ausgeliefert wurde, zur Deckung des 
Unterſchieds verpflichtet. 

Meldet ſich der Inhaber des Doppels nicht vor Ablauf der oben genannten Friſten, ſo gibt die 
Eiſenbahn demjenigen, dem die Sendung ausgeliefert wurde, die Sicherheit zurück. 

12. — Die Sendung wird gegen Vorzeigung des durch den Bahnhof beſcheinigten Frachtbriefs 
ausgeliefert. Der Vorzeiger des eingelöſten Frachtbriefs wird als durch den Empfänger zur Abnahme 
der Sendung bevollmächtigt angeſehen. 

Wird von der Ankunft der Sendung keine Benachrichtigung erteilt ($ 16 Ziff. 7), In wird die 
Sendung durch die Eiſenbahn dem im namentlichen Frachtbrief bezeichneten Empfänger ausgeliefert. 
In dieſem Falle hat ſich der Empfänger auf Verlangen der Eiſenbahn auszuweiſen. 

18. — Bei der Auslieferung der Sendung darf die Eiſenbahn außer der Empfangsbeſtätigung 
keine anderen Beſcheinigungen (3. B. über bie ordnungsmäßige oder friſtgemäße Auslieferung) verlangen. 

14. — Die Eiſenbahn darf nicht berechtigten Privatperſonen die Einſicht in die Sendung und in 
die dieſe betreffenden Urkunden nicht erlauben, noch ſolchen Perſonen Auskunft über die Sendungen und 
dieſe Urkunden erteilen. : 

Vor ber Einlöſung des Frachtbriefs hat ber Empfänger kein Zutrittsrecht zur Sendung, auch nicht 
das Recht zur Entnahme von Warenproben. Die Eiſenbahn kann jedoch geſtatten, daß von einigen 
Gütern Proben entnommen werden und zwar auf allen oder nur auf einigen Bahnhöfen, unter den in 
den Tarifen angegebenen Bedingungen. 

15. — Die Eiſenbahn hat die Sendungen auf den für die Ausgabe beſtimmten Plätzen bereit⸗ 
zuſtellen. 

Die Eisenbahn kann die im Tarif bezeichneten Gebühren erheben, wenn Jie auf Verlangen des 
Empfängers im Bereich desſelben Bahnhofs die bereits zur Entladung bereitgeſtellten Wagen umſtellt 
oder wenn ſie auf einen im Frachtbrief enthaltenen Antrag des Abſenders oder auf Verlangen des 
Empfängers Wagen zur Entladung auf einem anderen als dem durch die Eiſenbahn hierfür beſtimmten 
Gleis oder an einer beſonderen Stelle dieſes Gleiſes bereitſtellt. 


16. — Der Auslieferung ſteht gleich die Hinterlegung der Sendung in einem Lager oder einer 
Niederlage der Zoll, Steuer- oder ſonſtigen Behörde, wenn dieſe Lager oder Niederlagen nicht unter 
Aufſicht der Eiſenbahn ſtehen, oder die Abergabe der Sendung an ein Lagerunternehmen in den in 
dieſer Ordnung vorgeſehenen Fällen. 

17. — Führt die Eiſenbahn die Sendungen dem Empfänger gemäß Ziff. 28 dieſes Paragraphen 
nicht zu, ſo iſt der durch den Abſender bezeichnete Beſtimmungsbahnhof als Ort der Auslieferung anzu⸗ 
ſehen und zwar auch dann, wenn der Abſender einen anderen Zuſtellungsort im Frachtbrief ange⸗ 
geben hat (S 6 Ziff. 111). 

18. — Nach Ankunft der mit einem namentlichen Frachtbrief aufgelieferten Sendung auf dem Be⸗ 
ſtimmungsbahnhof iſt der Empfänger berechtigt, von der Eiſenbahn die Auslieferung des Frachtbriefs 
und der Sendung zu verlangen. Iſt der Verluſt der Sendung feſtgeſtellt oder iſt die Sendung nicht 
innerhalb der im § 30 Ziff. 1 vorgeſehenen Friſt angekommen, ſo kann der Empfänger ſeine Rechte 
aus dem Frachtvertrag gegen vorherige Erfüllung der ſich für ihn aus dieſem Vertrag ergebenden 
Verpflichtungen in eigenem Namen gegen die Eiſenbahn geltend machen. Dieſelben Rechte hat der Be⸗ 
ſitzer des Doppels eines Inhaberfrachtbriefs. 


III. Entladung 

19. — Ob die Sendungen von der Eiſenbahn oder vom Empfänger auszuladen ſind, beſtimmen 
die Tarife, ſoweit nicht dieſe Ordnung bereits Vorſchriften darüber enthält. 

20. — Der Abſender kann im Frachtbrief verlangen: 

a) daß die laut Tarifbeſtimmungen durch den Empfänger auszuladenden Sendungen durch die 
Eiſenbahn auszuladen find; 

b) daß die faut Tarifbeſtimmungen durch bie Eiſenbahn auszuladenden Sendungen durch den 
Empfänger auszuladen ſind. 

Ein ſolches Verlangen kann auch der Empfänger an die Eiſenbahn ſtellen, ſofern der Abſender 
im Frachtbrief keinen abweichenden Antrag geſtellt hat. 

Die Eiſenbahn iſt zur Berückſichtigung obiger Anträge verpflichtet, wenn nach ihrem Ermeſſen die 
Beſchaffenheit der Sendung ſowie die Betriebsverhältniſſe auf dem Beſtimmungsbahnhof dies ge⸗ 
ſtatten. 

Wird ein ſolcher Antrag durch die Eiſenbahn berückſichtigt, ſo hat fie im Frachtbrief einen ent- 
ſprechenden Vermerk anzubringen. 

21. — Die Eiſenbahn kann für das Ausladen die im Tarif feſtgeſetzte Gebühr erheben. Zur Er⸗ 
hebung dieſer Gebühr iſt die Eiſenbahn auch dann berechtigt, wenn das Ausladen, welches der Eiſenbahn 
obliegt, mit ihrem Einverſtändnis durch den Empfänger ausgeführt wird. 


IV. Nachprüfung der Sendung auf dem Beſtimmungsbahnhof 
22. — Hat der Abſender im Frachtbrief die Nachwiegung der Sendung und die Feſtſtellung der 
Stückzahl auf dem Beſtimmungsbahnhof beantragt (8.6 Ziff. 11 h) oder verlangt der Empfänger 


bei der Abnahme der Sendung, daß auf dem Beſtimmungsbahnhof in ſeiner Gegenwart die Stückzahl 


und das Gewicht der Sendung nachgeprüft werden, ſo iſt die Eiſenbahn verpflichtet, ſolchem Ver⸗ 
langen nachzukommen, ſofern ſie auf dem Beſtimmungsbahnhof entſprechende Wiegevorrichtungen bejibt 
und bie Beſchaffenheit der Sendung und bie Betriebsverhältniſſe dieſes geſtatten. Kann das Gewicht 
auf dem Beſtimmungsbahnhof nicht nachgeprüft werden, [o kann die Sendung auf der nächſten 7 
Empfänger bezeichneten und von der Eiſenbahn dazu als geeignet erachteten Waage in Gegenwart 
eines dazu abgeordneten Eiſenbahnbedienſteten nachgewogen werden. Der Empfänger hat die hierdurch 
entſtehenden Gebühren und Koſten einſchließlich der Gebühr für die Abordnung des Eiſenbahnbedien⸗ 
ſteten zu tragen. 
23. — Für bie auf Verlangen des Abſenders (8 6 Ziff. 11 h) oder des Empfängers (Ziff. 22) 
auf dem Beſtimmungsbahnhof erfolgte Nachprüfung des Gewichts und der Stückzahl der Sendung 
erhebt die Eiſenbahn die tarifmäßigen Gebühren. ; 

24. — Die Eiſenbahn hat das Recht der Wahl, die Verwiegung auf einer gewöhnlichen Waage 
oder auf einer Gleiswaage vorzunehmen, ſowie die Art ber Verwiegung zu beſtimmen. EE 

Beſteht eine Stückgutſendung aus mehreren Stücken, ſo hat die Eiſenbahn auf dem Beſtimmungs⸗ 
bahnhof das Gewicht der einzelnen Stücke oder einzelnen Teile der Sendung nur dann getrennt feſt⸗ 
zuſtellen, wenn der Abſender das Gewicht der einzelnen Stücke oder der einzelnen Teile der Sendung 
getrennt im Frachtbrief angegeben hat. Für eine ſolche Verwiegung kann die Eiſenbahn die tarif⸗ 
mäßigen Gebühren erheben. i DIE j FEG $ 556 ` 
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Hat bie Eiſenbahn das Gewicht der Sendung bei der Aufgabe feſtgeſtellt und dies im Frachtbrief (8 16) 
vermerkt, ſo kann ſie das Verlangen der Nachwiegung dieſer Sendung auf dem Beſtimmungsbahnhof 
ablehnen, ſofern auf dieſem Bahnhof nicht gleichartige Wiegevorrichtungen wie auf dem Bahnhof, der 
das Gewicht der Sendung bei der Aufgabe feſtgeſtellt hat, vorhanden ſind. Der Empfänger kann 
jedoch die Nachwiegung der Sendung auf einem anderen Bahnhof, auf dem gleichartige Wiegevor⸗ 
richtungen vorhanden ſind, verlangen. In dieſem Falle hat der Empfänger die Gebühren für die 
Beförderung der Sendung zum Wiegebahnhof und zurück zu bezahlen. 

25. — Wird beim Wiegen und Zählen der Stücke ein Mindergewicht oder eine Minderzahl 
feſtgeſtellt, für die die Eiſenbahn verantwortlich iſt, ſo hat die Eiſenbahn dem Empfänger die für 
das Wiegen und Zählen erhobenen Gebühren und andere Koſten der Nachprüfung zu erſtatten. 

26. — Für bie Verwiegung von Sendungen auf der Gleiswaage gelten die Vorſchriften des 8 14 
Ziff. 27. 

27. — Verlangt der Empfänger nach der Einlöſung des Frachtbriefs „daß auf dem Beſtimmungs⸗ 
bahnhof die Übereinſtimmung der Sendung mit den Angaben im Frachtbrief bezüglich des Inhalts 
und der Verpackung nachgeprüft wird, ſo iſt dieſem Verlangen nachzukommen. Die Eiſenbahn kann 
dieſes Verlangen nur dann unbexückſichtigt laſſen, wenn die Nachprüfung infolge der Beſchaffenheit 
des Gutes oder der Betriebsverhältniſſe ſich als unmöglich erweiſt. Für dieſe Nachprüfung kann die 
Eiſenbahn die tarifmäßige Gebühr ſowie die bei der Nachprüfung entſtandenen Koſten erheben. Auf 
Verlangen des Empfängers iſt die Nachprüfung in ſeiner Anweſenheit vorzunehmen. 


V. Zuführung der Sendungen ins Haus 


28. — Die Eiſenbahn kann die mit namentlichen Frachtbriefen aufgegebenen Stückgutſendungen, 
welche ſie ſelbſt auszuladen hat, dem Empfänger ins Haus ſelbſt oder durch ihren Rollfuhrunter⸗ 
nehmer zuführen und dafür eine in der zur Veröffentlichung der Tarife beſtimmten Zeitſchrift oder 
durch Aushang auf dem Bahnhof bekanntgemachte Gebühr erheben. Auf Bahnhöfen, wo Stückgut⸗ 
ſendungen ins Haus zugeführt werden, iſt dies durch entſprechenden Aushang bekanntzumachen. Per⸗ 
ſonen, deren ſich die Eiſenbahn bei der Zufuhr bedient, gelten als Leute der Eiſenbahn im Sinne des 
§ 39 dieſer Ordnung. 

Die bei der Zuführung der Sendungen beſchäftigten Leute haben den für die Zuführung geltenden 
Gebührentarif bei ſich zu tragen und ihn auf Verlangen vorzuzeigen. 

29. — Die Empfänger ſind auch auf einem Bahnhof, auf welchem die Eiſenbahn für die Zu⸗ 
führung der Sendungen ins Haus ſorgt, berechtigt, die Sendungen ſelbſt abzuholen oder dies einem 
anderen als dem von der Eiſenbahn beſtellten Unternehmer zu übertragen. Wollen Tie von dieſem 
Rechte Gebrauch machen, ſo haben ſie dies dem Beſtimmungsbahnhof vor der Ankunft der Sendungen 
ſchriftlich anzuzeigen. Hat der Abſender im Frachtbrief die Erklärung „bahnlagernd“ eingetragen, ſo 
führt die Eiſenbahn ſolche Stückgutſendungen auch nicht zu. ! ut 

30. — Die Aufſichtsbehörde oder mit deren Genehmigung bie Eiſenbahn kann mit Rückſicht auf 
das allgemeine Beförderungsintereſſe das Recht des Empfängers aus der Ziffer 29 dieſes Paragraphen 
vorübergehend oder für längere Zeit beſchränken oder aufheben. Anordnungen dieſer Art müſſen auf 
dieſelbe Weiſe wie die Tarife veröffentlicht werden. 

31. — Sollen Sendungen nach Lagerräumen der Zoll- oder Steuerverwaltung gebracht werden, 
die außerhalb des Bahnhofs liegen, ſo kann dies die Eiſenbahn gegen Erſtattung der Koſten ſelbſt be⸗ 
ſorgen oder dieſe Verrichtung unter ihrer Verantwortung und auf Koſten des Verfügungsberechtigten 
durch einen Spediteur beſorgen laſſen, auch wenn ſich der Empfänger das Recht auf Selbſtabholung 
der Sendung vorbehalten hat. Von einer ſolchen Zuführung der Sendung iſt der Empfänger ſpäteſtens 
innerhalb 24 Stunden nach Überweiſung der Sendung an das Lager der Zoll- oder Steuerverwal⸗ 
tung zu benachrichtigen. 

32. — Die Tarife können vorſchreiben, daß Sendungen, bie auf dem Beſtimmungsbahnhof von 
der Eiſenbahn unmittelbar auf Schiffe, Kraftfahrzeuge oder Flugzeuge umgeladen werden ſollen, 
gegen Zahlung der im Tarif oder durch Aushang bekanntgemachten Gebühren von ihr ſelbſt oder durch 
ihren Unternehmer umgeladen werden. . RA 

Für die in dieſer Ziffer vorgeſehenen Verrichtungen haftet die Eiſenbahn wie ein Spediteur. 

33. — Die gemäß Ziffer 28 dieſes Paragraphen dem Empfänger ins Haus zugeführte Sendung 
kann die Eiſenbahn auch einem Haushaltsangehörigen, Teilhaber oder Bedienſteten des Empfängers 
ausliefern. Wird eine ins Haus zugeführte Sendung aus irgend einem Grunde nicht angenommen, ſo 
benachrichtigt die Eiſenbahn den Empfänger von ihrer Ankunft nach den Vorſchriften unter 1 dieſes 
Paragraphen. i 1 i په‎ ie j ; 


34. — Die Stunden, innerhalb welder die Sendungen dem Empfänger von der Eifenbahn ins 
Haus zugeführt werden, find durch Aushang auf den Bahnhöfen und gegebenenfalls auch in den Tarifen 
bekanntzumachen. 

VI. Abnahme⸗ und Entladefriſten 

35. — Die Abnahmefriſt (lagergeldfreie Friſt) für Sendungen, die von der Eiſenbahn auszu⸗ 
laden find und Die Jie nicht ins Haus zuführt, ſowie die Entlade- und Abnahmefriſt für die vom Em- 
pfänger zu entladenden Sendungen (wagenſtandgeldfreie Friſt) müſſen im Tarif feſtgeſetzt ſein. 

Dieſe Friſten beginnen: 

a) bei Anwendung eines namentlichen Frachtbriefs von dem Zeitpunkt, von welchem die Bea 
nachrichtigung des Empfängers gemäß Ziffer 3 dieſes Paragraphen als bewirkt gilt; 

b) bei Anwendung eines Inhaberfrachtbriefs von dem Zeitpunkt, von welchem die Benachrich⸗ 
tigung des Meldeadreſſaten gemäß Ziffer 8 dieſes Paragraphen als bewirkt gilt und in den 
Fällen, in denen die Eiſenbahn gemäß Ziffer 8 dieſes Paragraphen den Meldeadreſſaten 
nicht benachrichtigt, vom Zeitpunkt der Bekanntmachung der Ankunft der Sendung auf dem 
Beſtimmungsbahnhof. 

Die Abnahmefriſt der durch die Eiſenbahn zu entladenden Sendungen, die nicht ins Haus zuge- 
führt werden, muß mindeſtens 24 Stunden betragen. 

36. — Wurde eine Sendung bis zu dem Zeitpunkt, an bem jid der Empfänger zur Abnahme 
meldet, zur Abnahme nicht bereitgeſtellt, jo beginnt die Tager- oder wagenſtandgeldfreie Friſt vom Beit- 


punkt der tatſächlichen Bereitſtellung der Sendung zur Abnahme. 


37. — Hat der Abſender im Frachtbrief den Antrag „bahnlagernd“ geſtellt und ausdrücklich ver⸗ 
langt, daß der Empfänger nicht benachrichtigt werde, hat der Empfänger ſchriftlich auf Benachrich⸗ 
tigung verzichtet oder auch hat die Eiſenbahn die Benachrichtigung nicht vornehmen können, ſo be⸗ 
ginnen die lager- oder wagenſtandgeldfreien Friſten mit dem Zeitpunkt der Bereitſtellung der Sen- 
dung zur Abnahme. 

38. — Auf Verlangen des Empfängers iſt die Eiſenbahn verpflichtet, ihn zu benachrichtigen, von 
welchem Zeitpunkt für die Sendung Lager- oder Wagenſtandgeld berechnet wird. 

39. — Die Auslieferung der Sendungen erfolgt während der Dienſtſtunden. An Feiertagen 
braucht die Eiſenbahn Frachtgutſendungen nicht auszuliefern. Eilgutſendungen dagegen iſt ſie verpflichtet 
nur dann auszuliefern, wenn zoll, jteuer-, finanz-, polizei- und ſonſtige M E T Förm⸗ 
lichkeiten oder Vorſchriften dieſer Behörden nicht entgegenſtehen. 

Die Eiſenbahn kann verlangen, daß die Sendungen während der Dienſtſtunden vom Bahnhof ab⸗ 
gefahren werden. 

40. — In die lager- und wagenſtandgeldfreien Friſten wird nicht eingerechnet die im § 15 Ziff. 7 
feſtgeſetzte Friſt für die Behandlung durch die Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei- und ſonſtigen Verwal⸗ 
tungsbehörden, ferner die Zeit, in welcher die Entladung und Abnahme infolge von nicht auf Verlangen 
oder aus Verſchulden des Empfängers durch die Eiſenbahn erlaſſenen Anordnungen unmöglich war. 
Die Eiſenbahn kann diesbezüglich Ausnahmen in den Tarifen vorſehen. 

Auf Bahnhöfen, welche für den Ladedienſt an Feiertagen geſchloſſen ſind, werden auch dieſe Tage 
in bie lager- und wagenſtandgeldfreien Friſten nicht eingerechnet. 

41. — Wird die Sendung nicht innerhalb der im Tarif feſtgeſetzten Friſt abgenommen oder ent⸗ 
laden, ſo hat die Eiſenbahn das Recht, die in den Tarifen bezeichnete Gebühr für die Aufbewahrung 
(Lagergeld) oder die Gebühr für das Aufhalten des Wagens (Wagenſtandgeld) zu erheben. Auch kann 
die Eiſenbahn die vom Empfänger nicht friſtgemäß ausgeladenen Sendungen auf ſeine Gefahr und 
Koſten ausladen. In außergewöhnlichen Fällen kann die Eiſenbahn mit Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde die durch den Empfänger auszuladenden Sendungen auch vor Ablauf der wagenſtandgeldfreien 
Friſt ausladen. Die Koſten ſolcher Ausladung trägt die Eiſenbahn. Für Feiertage iſt Wagenſtandgeld 
nur dann zu erheben, wenn die wagenſtandgeldfreie Friſt ſchon am Tage vorher abgelaufen iſt. Auf 
Bahnhöfen, welche für den Ladedienſt an Feiertagen geöffnet ſind, wird das Wagenſtandgeld für 
dieſe Tage nach denſelben Grundſätzen erhoben, wie für Werktage. 

42. — Der Empfänger kann nach Einlöſung des Frachtbriefs eine Wagenladung ohne Umladung 
mit einem neuen Frachtbrief nach einem anderen Bahnhof aufgeben. Sofern die Betriebsverhältniſſe 
es erfordern, kann die Eiſenbahn die Neuaufgabe entweder allgemein oder auf einzelnen Bahnhöfen 
verbieten. Ein derartiges Verbot iſt auf den betreffenden Bahnhöfen durch Aushang in den Güter⸗ 
abfertigungen bekannt zu machen. Bei Neuaufgabe hat die Eiſenbahn das Recht, Wagenſtandgeld für 
die Zeit vom Ablauf der Entlade- und Abnahmefriſt (wagenſtandgeldfreien Friſt) bis zur Neuauf⸗ 
gabe ſowie eine in den Tarifen feſtgeſetzte Zuſatzgebühr zu erheben. 
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43. — Die Wagen find ber Eiſenbahn nach der Entladung in einem zur neuen Beladung geeig- 
netem Zuſtande, insbeſondere in gehörig reinem Zuſtande und mit eingeſetzten Zubehörſtücken des 
Wagens zurückzugeben. Kommt der Empfänger dieſer Verpflichtung nicht nach, ſo werden die ent⸗ 
ſprechenden Verrichtungen durch die Eiſenbahn ſelbſt gegen Erhebung der tarifmäßigen Gebühr aus⸗ 
geführt. 

Der Tarif bezeichnet diejenigen Güter, nach deren Beförderung die Wagen durch die Eiſenbahn 
anſtatt durch den Empfänger gewaſchen oder entſeucht werden. Für ſolche Verrichtungen erhebt die 
Eiſenbahn die tarifmäßigen Gebühren ſelbſt dann, wenn der Empfänger ſelbſt dieſe Verrichtungen 
ausgeführt hat. 

Wird die Sendung durch den Empfänger entladen, ſo haftet dieſer gegenüber der Eiſenbahn für 
die während der Entladetätigkeit entſtandenen Beſchädigungen des Wagens, der Wageneinrichtungen 
und Ladevorrichtungen, es ſei denn, daß es ſich erwieſen hat, daß der Schaden weder durch ſein Ver⸗ 
ſchulden noch durch das Verſchulden der Perſonen, derer er ſich bei der Entladung bedient hat, ent⸗ 
ſtanden it. Bei Feſtſetzung der Entſchädigung finden die Vorſchriften des $ 14 Ziff. 16 dritter Ab⸗ 
ſatz dieſer Ordnung Anwendung. 


44. — Wird bie ordnungsmäßige Abwicklung des Verkehrs durch Anhäufung von Sendungen 
oder andere Betriebsſchwierigkeiten gefährdet, ſo kann die Aufſichtsbehörde oder mit deren Genehmi⸗ 
gung bie Eiſenbahn die lagers und wagenſtandgeldfreien Friſten je nach Bedarf kürzen oder das Lager- 
und Wagenſtandgeld erhöhen. Anordnungen dieſer Art ſind auf dieſelbe Weiſe zu veröffentlichen wie 
die Tarife. 

Erfordert jedoch die ordnungsmäßige Abwicklung des Verkehrs eine ſofortige Inkraftſetzung ſolcher 
Anordnungen, ſo kann die Eiſenbahn ſolche Anordnungen mit Gültigkeit vom Tage des Aushangs ent⸗ 
ſprechender Bekanntmachungen auf den betreffenden Bahnhöfen erlaſſen. In einer ſolchen Bekannt⸗ 
machung iſt zu vermerken, daß die Anordnung der nachträglichen Beſtätigung durch die Aufſichtsbehörde 
bedarf. Wird diefe Anordnung durch bie Aufſichtsbehörde nicht innerhalb 8 Tagen vom Zeitpunkt 
ihrer Einführung beſtätigt, ſo iſt ſie als nichtig zu betrachten. Die Beſtätigung dieſer Anordnungen durch 
die Aufſichtsbehörde iſt auf dieſelbe Weiſe zu veröffentlichen wie die Tarife. 


8 17 
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1. — Die Koſten (Fracht, Nebengebühren [omie die ſonſtigen während der Beförderung er- 
wachſenden Koſten) ſind nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften vom Abſender oder vom Empfänger 
zu bezahlen. 

Bei der Anwendung dieſer Vorſchriften werden als Fracht und nicht als Nebengebühren ſolche 
Gebühren angeſehen, um welche nach den anzuwendenden Tarifen die Fracht ſich erhöht. 

2. — Will der Abſender die Koſten ganz oder teilweiſe übernehmen, ſo hat er dies an der dafür 
beſtimmten Stelle des Frachtbriefs wie folgt anzugeben: 

a) wenn er die ganze Fracht ſowie alle Nebengebühren übernehmen will, die nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſer Ordnung und des Tarifs von dem Verſandbahnhof in Rechnung geſtellt wer⸗ 
den können: „Franko“; 

b) wenn er außer den Koſten unter a) noch weitere Koſten übernehmen will: „Franko ein⸗ 
ſchließlich. ..“ (genaue Bezeichnung der weiteren Koſten, die er übernehmen will); 

c) wenn er alle irgendwie erwachſenden Koſten übernehmen will: „Franko aller often; 

d) wenn er nur die Fracht übernehmen will: „Franko Fracht“; 

e) wenn er alle oder nur einzelne Nebengebühren oder alle oder nur einzelne der ſonſtigen 
während der Beförderung erwachſenden Koſten übernehmen will: „Franko aller Neben⸗ 
gebühren“ oder „Franko aller während der Beförderung erwachſenden Koſten“ oder „Franko 
E (genaue Bezeichnung ber Nebengebühren oder Koſten, bie er übernehmen will); 

f) dn er alle oder nur einzelne Koſten, bie bis zu einem Unterwegsbahnhof erwachſen, über- 
nehmen will, durch eine ber vorſtehenden Angaben unter Beifügung der Worte: H.. bis x“ 

g) wenn er einen beſtimmten Betrag übernehmen will: „Frankk˖ ۰٠ (Angabe des Be⸗ 
trags in Buchſtaben). ö EE. 

Die Angabe „Franko Zoll“ bedeutet, daß der Abſender alle Beträge übernimmt, welche bie Zoll- 
behörden von der Eiſenbahn erheben, ſowie die Nebengebühren und ſonſtigen Koſten, welche die Eiſen⸗ 
bahn für die Beſorgung der Verzollung zu beanſpruchen hat. 

Im Frachtbrief können mehrere einander ergänzende Frankaturvermerke angebracht werden. 


3. — Koſten, bie ber Abſender nicht laut Frachtbriefvorſchrift übernommen hat, gelten als auf 
den Empfänger überwieſen. 

4. — Die Eiſenbahn kann bei Sendungen, die nach ihrem Ermeſſen ſchnellem Verderben aus⸗ 
geſetzt ſind oder wegen ihres geringen Wertes oder ihrer Natur nach die Koſten nicht ſicher decken, 
deren Vorausbezahlung verlangen. 

Spezial⸗ und Ausnahmetarife mit ermäßigter Fracht können Vorausbezahlung der Koſten ein⸗ 
führen. 

Außerdem können die Tarife zur Vermeidung von wirtſchaftlichen und finanziellen Schwierigkeiten 
bei Anwendung der Vorſchriften der Ziffern 2 und 3 dieſes Paragraphen Abweichungen von dieſen 
Vorſchriften anordnen. i 

5. — Wenn der Betrag der Koſten, bie ber Abſender übernehmen will, bei der Aufgabe nicht ge- 
nau feſtgeſtellt werden kann, ſo kann die Eiſenbahn gegen Quittung die Hinterlegung eines die Koſten 
etwa deckenden Betrages als Sicherheit fordern. Die Eiſenbahn kann gleichfalls in derſelben Weiſe eine 
Sicherheit für die Zoll⸗ und ähnlichen Gebühren verlangen, die der Abſender auf ſeine Rechnung 
nimmt. Dieſe Koſten werden in eine Frankaturrechnung eingetragen, über die ſpäteſtens zwei Wochen 
nach Ablauf der Lieferfriſt mit dem Abſender abzurechnen iſt. Dem Abſender iſt gegen Rückgabe der 
Quittung die Frankaturrechnung oder eine den Eintragungen in die Frankaturrechnung entſprechende 
Koſtenrechnung auszuhändigen. 

6. — Der Verſandbahnhof hat, abgeſehen von dem in Ziffer 5 erwähnten Falle, ſowohl im 
Frachtbriefdoppel wie im Frachtbrief die als Frankatur erhobenen Koſten einzeln aufzuführen. 


8 18 
Frachtnachzahlung 1111 9 

1. — Iſt der Tarif unrichtig angewendet worden, find bei der Berechnung der Fracht, der Neben⸗ 
gebühren, der Zuſchläge oder der ſonſtigen Koſten Fehler vorgekommen oder wurden dieſe Gebühren 
gar nicht erhoben, ſo iſt der zuviel bezahlte Betrag durch die Eiſenbahn zu erſtatten und der zu wenig 
bezahlte Betrag dagegen der Eiſenbahn nachzuzahlen. 

2. — Stellt bie Eiſenbahn felt, daß fie zuviel erhoben hat, fo hat fie, wenn der Betrag 1 Gulden 
für den Frachtbrief überſteigt, von ſich aus den Beteiligten hiervon zu benachrichtigen und ihm den Bea 
trag möglichſt bald zu erſtatten, nach dem er bie im 8 40 Ziff. 3 vorgeſehenen Urkunden vorgelegt hat. 

Mehrbeträge, welche durch das Ergebnis ber nach $ 16 Ziff. 27 vorgenommenen Prüfung be⸗ 
gründet werden, erſtattet die Eiſenbahn auf Antrag des Berechtigten. : 

3. — Zur Entrichtung feſtgeſtellter Minderbeträge fordert bie Eiſenbahn den zur Zahlung Ber: 
pflichteten auf, wobei ihm eine entſprechende Friſt geſetzt wird. 

4. — Zu wenig bezahlte Beträge hat der Abſender der Eiſenbahn nachzuzahlen, wenn der Fracht⸗ 
brief nicht eingelöſt wird. 

Hat der Empfänger den Frachtbrief eingelöſt, ſo iſt der Abſender zur Nachzahlung nur bezüglich 
der Koſten verpflichtet, deren Vorauszahlung er entweder nach dem Frankaturvermerk im Frachtbrief 
(S 17) oder nach den Vorſchriften dieſer Ordnung und der Tarife übernommen hat; den Reſtbetrag hat 
der Empfänger nachzuzahlen. 

Der Empfänger iſt immer zur Zahlung des Minderbetrags (Frachtunterſchieds) verpflichtet, der 
durch ihn infolge Nichterfüllung der Bedingungen eines auf Grund der Erklärung des Abſenders im 
Frachtbrief für die Sendung angewendeten Spezial- oder Ausnahmetarifs (8 7 Ziff. 5 b) entſtand. 

Zur Entrichtung der ſich aus den Frachtzuſchlägen ergebenden Minderbeträge iſt derjenige ver⸗ 
pflichtet, welcher gemäß § 7 Ziff. 6 verpflichtet war, den Frachtzuſchlag zu entrichten. ; 

5. — Die nach diefem Paragraphen aus einem Frachtbrief geſchuldeten Beträge find mit 5 
vom Hundert jährlich zu verzinſen, ſofern ſie den Betrag von 20 Gulden überſteigen. 

Die Zinſen laufen vom Tage der Zuſtellung der Zahlungsaufforderung oder vom Tage der Er⸗ 
hebung der im 8 40 vorgeſehenen Reklamation oder, wenn keine Zahlungsaufforderung oder keine Re- 
klamation voranging, vom Tage der Klageerhebung. 

$ 19 
Nachnahmen und Barvorſchüſſe 
1. — Der Abſender kann die Sendung bis zur Höhe feines Wertes mit Nachnahme belaſten. Der 
Verſandbahnhof iſt berechtigt zu verlangen, daß der Abſender in zweifelhaften Fällen den Wert der 
Sendung beweiſt. i ; i ; ; N 
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Der Nachnahmebetrag kann nur in der Landeswährung angegeben werden; die Tarife können Aus⸗ 
nahmen zulaſſen, ſowie auch den Mindeſtbetrag der Nachnahme beſtimmen. 

2. — Als Beſcheinigung über die Belaſtung der Sendung mit einer Nachnahme dient der Fracht⸗ 
brief oder das Frachtbriefdoppel und bei Aufgabe der Sendung mit einem Inhaberfrachtbrief auch die 
Beſcheinigung über bie Auflieferung der Sendung (S 8), ſofern die Nachnahme in dieſe Papiere ein⸗ 
getragen iſt und wenn ſie mit dem Tagesſtempel des Verſandbahnhofs verſehen ſind. Außerdem kann 
die Eiſenbahn eine beſondere Nachnahmebeſcheinigung gebührenfrei aushändigen. 

3. — Die Eiſenbahn zahlt die Nachnahme durch Vermittlung des Verſandbahnhofs aus. Der Ab⸗ 
ſender kann jedoch die wa peng der Nachnahme durch Vermittlung der Poſt oder Poſtſparkaſſe ver⸗ 
langen. 

4. — Die Eiſenbahn iſt erſt dann verpflichtet die Nachnahme dem Abſender auszuzahlen. wenn 
der Betrag der Nachnahme ihr vom Empfänger eingezahlt iſt. Dieſer Betrag iſt dem Abſender inner⸗ 
halb einer Friſt von drei Wochen nach der Einzahlung zur Verfügung zu ſtellen; bei Verzögerung iſt 
er vom Ablauf dieſer Friſt gerechnet mit ſechs vom Hundert jährlich zu verzinſen. 

5. — Iſt die Sendung dem Empfänger ohne vorherige Einziehung der Nachnahme abgeliefert 
worden, ſo hat die Eiſenbahn dem Abſender den Schaden bis zur Höhe der Nachnahme zu erſetzen, un⸗ 
beſchadet ihres Rückgriffs gegen den Empfänger. 

6. — Die Eiſenbahn kann für eine mit einem namentlichen Frachtbrief aufgegebene Sendung 
einen Barvorſchuß bis zu der im Tarif vorgeſehenen Höhe gewähren, wenn er nach dem Ermeſſen 
des Verſandbahnhofs durch den Wert der Sendung unzweifelhaft gedeckt wird. Den Barvorſchuß er⸗ 
hebt die Eiſenbahn vom Empfänger bei der Einlöſung des Frachtbriefs. 

7. — Der Betrag der Nachnahme und bes Barvorſchuſſes ilt vom Abſender in den Frachtbrief 
an der hierfür vorgeſehenen Stelle mit Buchſtaben einzutragen. Der ſo eingetragene Betrag iſt maß⸗ 
gebend für den Fall, daß in Ziffern ein abweichender Betrag eingeſetzt worden iſt. 

8. — Für die Belaſtung einer Sendung mit Nachnahme oder Barvorſchuß wird die tarifmäßige 
Gebühr (Proviſion) erhoben; dieſe Gebühr bleibt in der urſprünglich berechneten Höhe geſchuldet, auch 
wenn die Nachnahme durch er nn aufgehoben oder herabgeſetzt wird (8 21 Ziff. 1 
und 2). 

Die Koſten für die ee ber Nachnahme durch die Poſt oder die Poſtſparkaſſe werden vom 
Empfänger bei der Auslieferung der Sendung erhoben. 

Zur Vermeidung von wirtſchaftlichen oder finanziellen Schwierigkeiten bei Anwendung der‏ — و 
Vorſchriften dieſes Paragraphen können die Tarife Abweichungen von dieſen Vorſchriften anordnen.‏ 


: § 20 
Verpflichtungen der Empfangsbahn 


Die Empfangsbahn hat alle ſich aus dem Frachtvertrag ergebenden Forderungen, insbeſondere 
Fracht, Nebengebühren, andere unterwegs entſtandene Koſten, Nachnahmen, Barvorſchüſſe, Frachtzu⸗ 
ſchläge, Zollkoſten ſowie ſonſtige an der Sendung haftende Beträge einzuziehen. Die Empfangsbahn er⸗ 
hebt die Forderungen ſowohl für eigene Rechnung als auch für die der vorhergehenden Eiſenbahnen 
und der anderen Beteiligten. 


| Kapitel 1 i „ 
Abänderung des E COE AE. 
$ 21 
Recht zur Abänderung des Frachtvertrags 


1. — Bei Verwendung eines namentlichen Frachtbrießs hat nur der Abſender das Recht, den 
Frachtvertrag durch eine nachträgliche Verfügung abzuändern, in der er verlangen kann: 

a) daß die Sendung auf dem Verſandbahnhof zurückgegeben werden ſoll, 

b) daß die Sendung unterwegs angehalten werden ſoll, 

c) daß die Ablieferung der Sendung ausgeſetzt werden ſoll, 

d) daß die Sendung auf dem Beſtimmungsbahnhof an eine andere Perſon abgeliefert werden ſoll, 
e) daß die Sendung auf einem anderen Bahnhof an den im Frachtbrief angegebenen Empfänger 

oder eine andere Perſon abgeliefert werden ſoll, 
i) daß die Sendung nach dem Verſandbahnhof zurückgeſandt werden fol, 
g) daß die Sendung mit einer Nachnahme belaſtet werden ſoll, 


h) daß die im Frachtbrief angegebene Nachnahme erhöht, herabgeſetzt oder aufgehoben werden 
ſoll, 1 

i) daß die im Frachtbrief auf den Empfänger überwieſene Fracht und andere Koſten (S 17) ganz 
oder teilweiſe von ihm ſelbſt eingezogen werden ſollen. 

In den vorſtehend unter e) und f) vorgeſehenen Fällen kann der Abſender verlangen, daß ein 
Frachtgut als Eilgut oder ein Eilgut als Frachtgut weiter- oder zurückbefördert wird, wenn der Anhalte⸗ 
bahnhof die Abfertigungsbefugnis für beide Beförderungsarten hat. Er kann auch den anzuwendenden 
Tarif und den Beförderungsweg vorſchreiben. 


2. — Bei Verwendung eines Inhaberfrachtbriefs hat nur der Inhaber bes Frachtbriefdoppels bas 
Recht den Frachtvertrag durch eine nachträgliche Verfügung abzuändern, in der er verlangen kann: 
a) daß die Sendung auf dem Verſandbahnhof zurückgegeben werden ſoll, 
b) daß die Sendung unterwegs angehalten werden ſoll, 
c) daß die Sendung nach einem anderen Bahnhof abgeſandt werden ſoll, 
d) daß die Sendung nach dem Verſandbahnhof zurückgeſandt werden ſoll. 

Außerdem kann der Inhaber des Frachtbriefdoppels durch die nachträgliche Verfügung den Melde⸗ 
adreſſaten bezeichnen oder ändern. 

Der Inhaber des Frachtbriefdoppels hat, wenn er gleichzeitig Abſender der Sendung iſt, das 
Recht, noch nachfolgende Anderungen des Frachtvertrags durch nachträgliche Verfügung einzuführen, in 
welcher er verlangen kann: 

a) daß die Sendung mit einer Nachnahme belaſtet werden ſoll, 

b) daß die im Frachtbrief angegebene Nachnahme erhöht, herabgeſetzt oder aufgehoben werden 
ſoll, 

c) daß die im Frachtbrief auf den Empfänger überwieſene Fracht und andere Koſten ($ 17) ganz 
oder teilweiſe von ihm ſelbſt eingezogen werden ſollen. 

3. — Die Tarife können das Recht zur Abänderung des Frachtvertrags aufheben oder beſchränken. 


4. — Nachträgliche Verfügungen anderen als des in den Ziffern 1 und 2 angegebenen Inhalts 
ſind unzuläſſig, ſofern der Tarif nicht diesbezüglich Ausnahmen vorſieht. 


5. — Nachträgliche Verfügungen dürfen niemals eine Teilung der Sendung zur Folge haben. 


6. — Die vorſtehend angegebenen Anderungen bes Frachtvertrags find durch eine ſchriftliche, den 
Vorſchriften des 8 6 Ziff. 9 vierter, fünfter und ſechſter Abſatz entſprechend abgefaßte, durch den die 
Verfügung Erteilenden unterzeichnete und dem Muſter der Anlage H zu dieſer Ordnung entſprechende 
Erklärung zu treffen. 

Die Erklärung iſt in der hierzu beſtimmten Spalte des Frachtbriefdoppels zu wiederholen. Das 
Doppel iſt der Eiſenbahn zugleich mit dieſer Erklärung vorzulegen und iſt von ihr dem die Verfügung 
Erteilenden nach Beſtätigung der Annahme der nachträglichen Verfügung durch Aufdrücken des Tages⸗ 
ſtempels auf dem Doppel unter dem eingetragenen Wortlaut der Verfügung zurückzugeben. 

Auf Verlangen ber Eiſenbahn hat ſich der die Verfügung Erteilende auszuweiſen. 


7. — Hat die Eiſenbahn die nachträglichen Verfügungen des Abſenders einer mit einem nament⸗ 
lichen Frachtbrief aufgelieferten Sendung befolgt, ohne die Vorlage des Frachtbriefdoppels zu ver⸗ 
langen, ſo haftet ſie für den daraus entſtandenen Schaden dem Empfänger, wenn der Abſender ihm das 
Doppel übergeben hat. 

Hat die Eiſenbahn die nachträglichen Verfügungen des Beſitzers des Doppels eines Inhaberfracht⸗ 
briefs befolgt, ohne die Vorlage des Doppels mit der in dieſem wiederholten Erklärung, von der vor⸗ 
ſtehend in Ziff. 6 dieſes Paragraphen die Rede iſt, zu verlangen, ſo haftet ſie für den daraus ent⸗ 
ſtandenen Schaden jedem ſpäteren Inhaber des Doppels. 


8. — Wenn der Abſender die Erhöhung, Herabſetzung oder Aufhebung einer Nachnahme ver⸗ 
langt, ſo hat er die ihm urſprünglich ausgeſtellte Nachnahmebeſcheinigung vorzuweiſen. Wird die Nach⸗ 
nahme erhöht oder herabgeſetzt, ſo wird die Beſcheinigung dem Abſender nach Berichtigung zurückge⸗ 
geben. Bei Aufhebung der Nachnahme wird ihm die Beſcheinigung abgenommen. . 

9. — Jede Anderung des Frachtvertrags, bie durch den Berechtigten in einer anderen als ber 
oben vorgeſchriebenen Form getroffen wird, iſt nichtig. 

10. — Die Eiſenbahn entſpricht nachträglichen Verfügungen nur dann, wenn ſie dieſe durch Ver⸗ 
mittlung des Verſandbahnhofs erhält. i 

Einem an den Beſtimmungsbahnhof unmittelbar gerichteten Antrag des Abſenders einer mit 
einem namentlichen Frachtbrief aufgelieferten Sendung, dieſe dem Empfänger nicht auszuliefern, kann 
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vorläufig auf feine Koſten entſprochen werden. Da Abſender hat jedoch bie vorgeſchriebene Bers 
fügung ſpäteſtens am folgenden Tage nach Abſendung des Antrags bei dem Verſandbahnhof einzu⸗ 
reichen. Dieſer Bahnhof iſt verpflichtet, dieſe Verfügung unverzüglich dem Beſtimmungsbahnhof zu 
überſenden. Trifft dieſe Verfügung nicht innerhalb der entſprechenden Friſt auf dem Beſtimmungsbahn⸗ 
hof ein, ſo wird die Sendung dem Empfänger ausgeliefert. 

11. — Auf Verlangen und auf Koſten des die Verfügung Erteilenden hat der Verſandbahnhof 
den Beſtimmungs⸗ oder Anhaltebahnhof von der nachträglichen Verfügung telegrafiſch oder fernmünd⸗ 
lich zu benachrichtigen. 

Der Antrag zur telegraphiſchen oder fernmündlichen Benachrichtigung iſt in die Erklärung und in 
das Frachtbriefdoppel einzutragen. 

Der Inhalt des Telegramms oder des en id muß in der in Ziffer 6 vorgeſehenen Form 
ſchriftlich wiederholt werden. In dieſem Falle darf, ſofern der Tarif nichts anderes beſtimmt, der 
Beſtimmungs⸗ oder Anhaltebahnhof dem Empfänger den Frachtbrief nicht übergeben und die Sendung 
nicht ausliefern oder weiterſenden, bevor er die ſchriftliche Erklärung erhalten hat. 

12. — Bei leicht verderblichen Sendungen oder ſolchen, deren Wert die infolge der Ausführung 
der nachträglichen Verfügung entſtandenen Koſten nicht ſicher deckt, kann die Eiſenbahn die Voraus⸗ 
bezahlung der Fracht und anderer Koſten oder, wenn dieſe nicht im voraus feſtgeſtellt werden können, 
die Hinterlegung einer entſprechenden Sicherheit verlangen. 

13. — Das Recht des Abſenders zur Abänderung des Frachtvertrags einer mit einem nament⸗ 
lichen Frachtbrief aufgelieferten Sendung erliſcht, auch wenn er das Frachtbriefdoppel beſitzt, foba 
der Frachtbrief dem Empfänger übergeben iſt oder ſobald dieſer ſeine Rechte aus dem Frachtvertrag 
nach 8 16 Ziff. 18 geltend gemacht hat. Das Recht zur Abänderung des Frachtvertrags einer mit 
einem Inhaberfrachtbrief aufgelieferten Sendung erliſcht, ſobald das Frachtbriefdoppel der Eiſenbahn 
übergeben iſt. 

Von dieſem Zeitpunkt an hat die Eiſenbahn die Anweiſungen des Empfängers zu beachten, 
widrigenfalls ſie ihm gegenüber für die Folgen der Nichtbeachtung unter den in Titel III angegebenen 
Bedingungen haftbar wird. 

8 22 
Ausführung der nachträglichen Verfügungen 

1. — Die Eiſenbahn darf die Ausführung der im 8 21 Ziff. 1 und 2 vorgeſehenen nachträg⸗ 
lichen Verfügungen nur dann verweigern oder hinausſchieben oder in veränderter Weiſe vornehmen, 
wenn: 

a) ihre Ausführung in dem Zeitpunkt nicht mehr möglich iſt, in dem die Verfügungen dem 
Bahnhof zugehen, der ſie auszuführen hätte; 

b) ihre Ausführung den regelmäßigen Beförderungsdienſt ſtören würde; 

0 ihre Ausführung bei Anderung des Beſtimmungsbahnhofs Geſetzen oder Vorſchriften, ins⸗ 
beſondere Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei- und ſonſtigen Verwaltungsvorſchriften entgegen- 
ſteht; 

d) bei Anderungen des Beſtimmungsbahnhofs der Wert der Sendung vorausſichtlich die Ge⸗ 
ſamtkoſten der Beförderung bis zum neuen Beſtimmungsbahnhof nicht deckt, es ſei denn, daß 
der Betrag dieſer Koſten ſofort entrichtet oder ſichergeſtellt wird; 
die nachträgliche Verfügung mit Rückſicht auf die nach 8 5 Ziff. 6 erlaſſenen Anordnungen 
nicht ausgeführt werden kann. 

In dieſen Fällen iſt der die Verfügung Erteilende ſobald als möglich von den Hinderniſſen zu 
verſtändigen, die der Ausführung ſeiner Verfügung entgegenſtehen. Bei Auflieferung einer Sendung 
mit einem Inhaberfrachtbrief iſt außerdem der Meldeadreſſat zu benachrichtigen, ſofern er im Fracht⸗ 
brief angegeben worden iſt. 

Wenn die Eiſenbahn dieſe Hinderniſſe nicht vorausſehen konnte, trägt der die Verfügung Erteilende 
alle Folgen, die ſich daraus ergeben, daß die Eiſenbahn ſeine Verfügung auszuführen begonnen hat. 

2. — Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, die nachträgliche Verfügung möglichſt ſchnell auszuführen. 

3. — Hat der die Verfügung Erteilende die Ablieferung der Sendung auf einem Unterwegsbahn- 
hof verfügt, ſo wird die Fracht bis zu dieſem Bahnhof nach den zwiſchen dem Verſandbahnhof und 
dem genannten Unterwegsbahnhof geltenden Tarifen erhoben. 

Wenn jedoch die Sendung bereits über den Unterwegsbahnhof hinaus befördert worden iſt, ſo 
wird die Fracht berechnet: 

a) bis zum Bahnhof, wo die Sendung angehalten worden iſt, nach den zwiſchen dieſem Bahnhof 
und dem Verſandbahnhof geltenden Tarifen; 


— 


e 


b) von bem Anhaltebahnhof bis zum Unterwegsbahnhof zurück nach den für dieje Strecke gel- 
tenden Tarifen. 

Hat ber die Verfügung Erteilende bie Rückſendung nach bem Verſandbahnhof verfügt, [o wird 
die Fracht berechnet: 

a) bis zum Bahnhof, wo die Sendung angehalten worden iſt, nach den zwiſchen dieſem Bahnhof 
und dem Verſandbahnhof geltenden Tarifen; 

b) von dem Anhaltebahnhof bis zum Verſandbahnhof zurück nach den für dieſe Strecke geltenden 
Tarifen. 

Hat der die Verfügung Erteilende die Weiterbeförderung der Sendung nach einem anderen Bahn⸗ 
hof verfügt, ſo wird die Fracht berechnet: 

a) bis zum Bahnhof, wo die Sendung angehalten worden iſt, nach den zwiſchen dieſem Bahnhof 
und dem Verſandbahnhof geltenden Tarifen; 

b) von dem Anhaltebahnhof bis zum neuen Beſtimmungsbahnhof nach den zwiſchen dieſen beiden 
Bahnhöfen geltenden Tarifen. 

Die Spezial⸗ und Ausnahmetarife können Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Ziffer zulaſſen. 

4. — Iſt infolge der Ausführung der nachträglichen Verfügung ohne Verſchulden der Eiſenbahn 
eine Verzögerung in der Beförderung oder in der Auslieferung entſtanden, ſo iſt die Eiſenbahn berech⸗ 
tigt, für eine Verzögerung über 8 Stunden bas tarifmäßige Lager- oder Wagenſtandgeld zu erheben. 
Beträgt die Verzögerung mehr als 24 Stunden, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, die Sendung auf 
Koſten und Gefahr des Berechtigten auszuladen und auf Lager zu nehmen. Die Eiſenbahn iſt gleichfalls 
berechtigt, die Sendung bei einem Lagerunternehmer auf Koſten und Gefahr des Berechtigten zu 
hinterlegen nach Erhebung aller noch nicht eingezogenen, auf der Sendung haftenden Koſten vom 
Lagerunternehmer. Von ſolchen Maßnahmen iſt der die Verfügung Erteilende zu benachrichtigen. Die 
Vorſchriften des § 24 Ziff. 10, 11 und 13 gelten ſinngemäß. 

5. — Iſt die Erteilung der nachträglichen Verfügung nicht durch Verſchulden der Eiſenbahn ent⸗ 
ſtanden, ſo iſt ſie berechtigt, außer der nach Ziffer 3 berechneten Fracht und den etwa in dieſem Falle 
entſtandenen Nebengebühren und anderen Koſten auch die im Tarif für die ſich aus der nachträglichen 
Verfügung ergebenden Verrichtungen vorgeſehene Gebühr zu erheben. Diele Gebühr ift bei Erteilung 
der nachträglichen Verfügung zu entrichten. 


823 
Beförderungshinderniſſe 


1. — Wird die Abſendung oder die Fortſetzung der Beförderung einer ſchon zur Beförderung 
angenommenen Sendung verhindert, ſo hat die Eiſenbahn zu entſcheiden, ob es im Intereſſe des Be⸗ 


rechtigten (Abſender bei Sendungen mit namentlichen Frachtbriefen, Beſitzer des Doppels bei Sen⸗ 


dungen mit Inhaberfrachtbriefen) liegt, ihn um Anweiſung zu erſuchen, oder ob es zweckmäßiger iſt, die 
Sendung ohne weiteres unter Abänderung des Beförderungswegs von Amts wegen weiterzuleiten. 
Die Eiſenbahn hat Anſpruch auf Zahlung der Fracht über dieſen anderen Weg und verfügt über die 
entſprechende Lieferfriſt ſelbſt, wenn dieſe größer iſt, als diejenige des urſprünglichen Beförderungs⸗ 
wegs, es ſei denn, daß die Eiſenbahn ein Verſchulden trifft. Den Bahnen bleibt es überlaſſen, gegen- 
einander Rückgriff zu nehmen. 

2. — Wenn kein anderer Beförderungsweg vorhanden oder die Weiterbeförderung aus anderen 
Gründen nicht möglich iſt, erſucht die Eiſenbahn den Berechtigten um Anweiſung. Bei nur vorüber⸗ 
gehender Behinderung infolge der in $ 5 Ziff. 6 bezeichneten Umſtände iſt indeſſen die Eiſenbahn zur 
Einholung der Anweiſung nicht verpflichtet. 

3. — Die Eiſenbahn erſucht den Abſender gemäß Ziffer 1 und 2 dieſes Paragraphen um An- 
weiſungen, wenn die Sendung mit einem namentlichen Frachtbrief aufgeliefert wurde. Wurde die Sen⸗ 
dung mit einem Inhaberfrachtbrief aufgeliefert, |o erſucht die Eiſenbahn den Inhaber des Frachtbrief⸗ 
doppels durch Vermittlung des Meldeadreſſaten um Anweiſung, dagegen durch Vermittlung des Ab⸗ 
ſenders nur dann, wenn der Meldeadreſſat im Frachtbrief nicht angegeben iſt. 

4. — Der Abſender kann im namentlichen Frachtbrief für den Fall, daß ein Beförderungshindernis 
eintritt, Anweiſungen geben. 

Wenn dieſe Anweiſungen nach dem Ermeſſen der Eiſenbahn n ausgeführt werden können, holt 
ſie neue Anweiſungen des Abſenders ein. 

5. — Der Berechtigte kann auf die Benachrichtigung von einem Beförderungshindernis hin vom 
Vertrag zurücktreten, hat aber dann der Eiſenbahn je nach Lage des Falles entweder die Fracht für die 


34 
68 22 


8 23 


85 
(8 28) 


8 24 


bereits zurückgelegte Strecke oder bie Koſten der Vorbereitung der Beförderung ſowie alle ſonſtigen 
in den Tarifen vorgeſehenen Koſten zu bezahlen, es ſei denn, daß die Eiſenbahn ein Verſchulden trifft. 

Geht die Antwort des Berechtigten nicht innerhalb 4 Tagen vom Zeitpunkt der Abſendung des 
Schreibens, in welchem die Eiſenbahn Anweiſungen verlangt, ein, ſo erhebt die Eiſenbahn das tarif⸗ 
mäßige Lagergeld. Laſſen die Beförderungsverhältniſſe oder die Beſchaffenheit des Gutes eine Aus⸗ 
ladung nicht zu, oder hat bie Eiſenbahn mit Rückſicht auf die Vorſchriften der Zoll, Steuer⸗, Finanz⸗ 
Polizei⸗ oder anderen Verwaltungsbehörden nicht das Recht die Sendung auszuladen, ſo erhebt ſie nach 
Ablauf der obigen Friſt das tarifmäßige Wagenſtandgeld. 

6. — Iſt der Abſender einer mit einem namentlichen Frachtbrief aufgelieferten Sendung nicht 
im Beſitz des Frachtbriefdoppels, ſo dürfen die in dieſem Paragraphen vorgeſehenen Anweiſungen weder 
bie Perſon des Empfängers noch ben Beſtimmungsbrt ändern. Anweiſungen bei Sendungen mit In⸗ 
haberfrachtbriefen kann nur der Inhaber des Doppels erteilen. 


; 7. — Anweiſungen bes Abſenders einer mit einem namentlichen Frachtbrief aufgelieferten Sen⸗ 
dung, welche nicht durch Vermittlung des Verſandbahnhofs gegeben werden, werden nicht befolgt; 
ebenſo werden Anweiſungen des Beſitzers eines Doppels des Inhaberfrachtbriefs, welche nicht durch 
Vermittlung des Verſand⸗ oder Beſtimmungsbahnhofs gegeben werden, nicht befolgt. 

8. — Erteilt der Berechtigte auf die Benachrichtigung von einem Beförderungshindernis innerhalb 
angemeſſener Friſt keine ausführbare Anweiſung, [p ift nach $ 24 Ziff. 9, 10, 11 und 13 zu verfahren. 

9. — Fällt das Beförderungshindernis vor dem Eintreffen einer Anweiſung des Berechtigten 
weg, ſo iſt die Sendung dem Beſtimmungsbahnhof zuzuleiten, ohne daß Anweiſungen abgewartet 
werden; der Berechtigte iſt hiervon unverzüglich zu benachrichtigen. 

10. — Die Vorſchriften des 8 22 dieſer Ordnung finden ſinngemäße Anwendung. 


8 24 
Ablieferungshinderniſſe 

1. — Iſt der Empfänger einer mit einem namentlichen Frachtbrief aufgelieferten Sendung nicht 
zu ermitteln oder verweigert er die Annahme der Sendung oder löſt er den Frachtbrief nicht innerhalb 
der im Tarif feſtgeſetzten Friſt ein oder ergibt ſich vor Einlöſung des Frachtbriefs ein ſonſtiges 
Ablieferungshindernis, ſo hat der Beſtimmungsbahnhof unverzüglich den Abſender hiervon mit einge⸗ 
ſchriebenem Brief oder nötigenfalls telegraphiſch zu benachrichtigen und ſeine Anweiſung einzuholen. 

Wird bei einer mit einem Inhaberfrachtbrief aufgelieferten Sendung der Frachtbrief nicht inner⸗ 
halb der im Tarif feſtgeſetzten Friſt eingelöſt, ſo fordert der Beſtimmungsbahnhof auf die oben ange⸗ 
gebene Weiſe den Inhaber des Doppels durch Vermittlung des Meldeadreſſaten oder, wenn der 
Meldeadreſſat im Frachtbrief nicht angegeben iſt, durch Vermittlung des Abſenders zur Abnahme der 
Sendung auf. 

2. — Der Abſender der mit einem namentlichen Frachtbrief aufgelieferten Sendung iſt von dem 
Ablieferungshindernis telegraphiſch zu benachrichtigen, wenn er dies im Frachtbrief beantragt hat. 

3. — Benachrichtigt bie Eiſenbahn von dem Ablieferungshindernis den Abſender einer mit einem 
namentlichen Frachtbrief aufgelieferten Sendung ohne Vermittlung des Verſandbahnhofs, ſo kann der 
Abſender dem Beſtimmungsbahnhof folgende Anweiſungen unmittelbar überſenden: 

a) daß die Sendung auf dem Beſtimmungsbahnhof einer anderen Perſon ausgeliefert wird; 

b) daß die Sendung auf einem anderen Bahnhof dem im Frachtbrief angegebenen Empfänger 
oder einer anderen Perſon ausgeliefert wird; 

c) daß die Sendung an den Verſandbahnhof zurückgeſandt wird. 

Der Abſender hat den Anweiſungen das Frachtbriefdoppel, auf welchem die Anweiſungen zu 
wiederholen und durch ihn zu unterzeichnen ſind, beizufügen. Verweigert der Empfänger die Annahme 
der Sendung, ſo genügt es, wenn der Abſender den Anweiſungen die Benachrichtigung des Beſtim⸗ 
mungsbahnhofs von dem Ablieferungshindernis beifügt. Anweiſungen, mit denen eine der im څ‎ 21 
Ziff. 1g), h) oder i) vorgeſehenen Anderungen verbunden wird, find durch Vermittlung bes Verſand⸗ 
bahnhofs zu erteilen. : 

4, — Der Abjender kann im namentlichen Frachtbrief auch beantragen, daß ihm die Sendung im 
Falle eines Ablieferungshinderniſſes von Amts wegen zurückgeſandt werden ſoll. Sonſt darf die Sen⸗ 
dung dem Abſender nur mit ſeinem ausdrücklichen Einverſtändnis zurückgeſandt werden. 

5. — Der Abſender kann im namentlichen Frachtbrief auch beantragen, daß die Sendung im Falle 
eines Ablieferungshinderniſſes auf dem Beſtimmungsbahnhof nicht dem im Frachtbrief genannten Emp⸗ 
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($ 24) fänger, ſondern einer anderen Perſon ausgeliefert werden foll. Von der Auslieferung der Sendung an 
eine andere Perſon hat die Eiſenbahn den Abſender zu benachrichtigen. 


6. — Die Eiſenbahn kann mit den Abſendern vereinbaren, daß bei Ablieferungshinderniſſen be⸗ 
ſtimmter mit namentlichen Frachtbriefen aufgelieferten Stückgutſendungen dieſe auf dem Beſtimmungs⸗ 
bahnhof für eine vereinbarte Zeitdauer, jedoch nicht länger als 3 Monate, aufbewahrt werden. 

Bei Abſchluß einer ſolchen Vereinbarung wird der Abſender von dem Ablieferungshindernis nicht 
benachrichtigt, ſondern ihm nach Ablauf der vereinbarten Aufbewahrungszeit die Sendung zurückgeſandt, 
ſofern ihre Abnahme nicht vorher erfolgte. Der Abſender, der dies mit der Eiſenbahn vereinbart hat, 
hat im Frachtbrief einen entſprechenden Antrag zu ſtellen, wie die Eiſenbahn verfahren ſoll. 

Das Lagergeld für die ganze Aufbewahrungszeit haftet an der Sendung. Wird eine derartige 
Vereinbarung getroffen, ſo hat die Eiſenbahn das Recht, die Hinterlegung einer entſprechenden Sicherheit 
zu verlangen. 


7. — Verweigert der Empfänger die Annahme einer mit einem namentlichen Frachtbrief auf⸗ 
gelieferten Sendung, ſo ſteht dem Abſender das Verfügungsrecht auch dann zu, wenn er das Fracht⸗ 
briefdoppel nicht vorweiſen kann. 


Wenn der Empfänger einer mit einem namentlichen Frachtbrief aufgelieferten Sendung nach Ver⸗ 
weigerung ihrer Annahme ſich nachträglich bereit erklärt, ſie anzunehmen, iſt ihm die Sendung aus⸗ 
zuliefern, ſofern der Beſtimmungsbahnhof inzwiſchen keine entgegengeſetzten Anweiſungen vom Abſender 
erhalten hat. Von dieſer nachträglichen Ablieferung ift der Abſender ſofort durch eingeſchriebenen Brief 
zu benachrichtigen. eee ` 


8. — Iſt ber Abſender einer mit einem Inhaberfrachtbrief aufgelieferten Sendung nicht im Belik 
des Doppels, ſo kann er über die Sendung verfügen, ſofern der Frachtbrief innerhalb vier Wochen 
nach Ablauf der Abnahmefriſt nicht eingelöſt wird, es ſei denn, daß die Eiſenbahn von dem ihr auf 
Grund der Ziffer 10 dieſes Paragraphen zuſtehenden Recht Gebrauch macht. Die Eiſenbahn, welche 
eine derartige Verfügung ausgeführt hat, trägt keine Verantwortung gegenüber dem Inhaber des 
Frachtbriefdoppels. 

Verlangt jedoch der Inhaber des Frachtbriefdoppels die Auslieferung der Sendung nach Ablauf 
der obigen Friſt, aber bevor der Beſtimmungsbahnhof die Verfügung des Abſenders erhalten oder 
ausgeführt hat, ſo liefert die Eiſenbahn die Sendung aus und benachrichtigt hiervon den Abſender 
mit eingeſchriebenem Brief. 


9. — Iſt die Benachrichtigung des Berechtigten nicht möglich, oder ſäumt er mit der Erteilung 
der Anweiſung, oder iſt die Anweiſung nicht ausführbar, oder löſt der Beſitzer des Doppels des Inhaber⸗ 
frachtbriefs trotz der gemäß Ziffer 1 dieſes Paragraphen abgeſandten Aufforderung den Frachtbrief 
nicht friſtgemäß ein, ſo hat die Eiſenbahn die Sendung auf Gefahr und Koſten des Berechtigten auf 
Lager zu nehmen. Die Eiſenbahn iſt auch berechtigt, in ſolchen Fällen die Sendung in einem Lager⸗ 
unternehmen auf Rechnung und Gefahr des Berechtigten zu hinterlegen, nachdem ſie alle noch nicht 
gezahlten, an der Sendung haftenden Koſten vom Lagerunternehmen erhoben hat. 


TERRO 
10. — Die Eiſenbahn iſt berechtigt, ſoweit nicht Vorſchriften der Bolle, Steuer⸗, Finanz, Polizei- 
oder ſonſtigen Verwaltungsbehörden entgegenſtehen, beſtmöglichſt nach dem durch die Aufſichtsbehörde 
in der für die Veröffentlichung der Tarife vorgeſehenen Zeitſchrift (8 9) feſtgeſetzten Verfahren zu 
verkaufen: i 

a) nicht abgenommene Sendungen, welche ſchnellem Verderben unterliegen oder nach den örtlichen 
Verhältniſſen weder auf der Eiſenbahn eingelagert noch einem Lagerunternehmen übergeben 
werden können, ſofort nach Ablauf der Abnahmefriſt; : 

b) alle anderen, weder durch den Empfänger noch durch den Abſender abgenommenen Sen⸗ 
dungen vier Wochen nach Ablauf der Abnahmefriſt; wenn jedoch der Wert dieſer Sendungen 
durch längere Lagerung unverhältnismäßig vermindert werden würde oder wenn die Lager⸗ 
koſten in keinem Verhältnis zum Werte der Sendung ſtehen würden, ſo kann der Verkauf 
früher erfolgen. : 

Von dem angeordneten Verkauf ijt, wenn Dies möglich iſt, der Berechtigte mit eingeſchriebenem 
Brief nach dem in der Ziffer 1 dieſes Paragraphen vorgeſehenen Verfahren vorher zu benachrichtigen. 

Wenn die Eiſenbahn die Sendung verkauft, ſo hat ſie das Recht, außer den baren Auslagen, der 
Fracht für die erfolgte Beförderung und der Gebühren für die Zuſtellung der Sendung zur Verkaufs⸗ 
ENS auch bie im Tarif feſtgeſetzte Gebühr für die Vorbereitung und Durchführung des Verkaufs zu 
0 en. D nis? mm UP 2 1545880 3E ; 
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11. — Von der Einlagerung der Sendung in einem Lagerunternehmen und vom erfolgten Ver⸗ 
kauf hat die Eiſenbahn den Berechtigten nach dem in der Ziffer 1 dieſes Paragraphen feſtgeſetzten Ver⸗ 
fahren unverzüglich zu benachrichtigen, wenn dies möglich ijt. Unterläßt Tie es, [o haftet fie für den 
daraus entſtandenen Schaden. 

Bei einem Verkauf der Sendung iſt dem Abſender einer mit einem namentlichen Frachtbrief 
aufgelieferten Sendung der Verkaufserlös nach Abzug der noch nicht bezahlten Koſten oder gegebenen⸗ 
falls der Zuſchläge zur Verfügung zu ſtellen. Bei Benutzung eines Inhaberfrachtbriefs verbleibt der 
vorerwähnte Betrag nach Abzug der oben genannten Forderungen zur Verfügung des Inhabers des 
Frachtbriefdoppels. Bei Verluſt des Doppels des Inhaberfrachtbriefs finden die Vorſchriften des $ 16 
Ziffer 11 dieſer Ordnung ſinngemäße Anwendung. 

Eine Abſchrift des Verkaufsprotokolls händigt die Eiſenbahn auf Verlangen dem Beteiligten aus. 


12. — Hat der Empfänger den Frachtbrief eingelöſt, die Sendung aber nicht während der lager⸗ 
oder wagenſtandgeldfreien Friſt abgenommen, oder ergibt ſich ein ſonſtiges Ablieferungshindernis, ſo 
iſt der Empfänger nochmals zur Abnahme aufzufordern und zu benachrichtigen, daß die Sendung ſich 
auf ſeine Rechnung und Gefahr auf Lager befindet. Bei Inhaberfrachtbriefen iſt eine ſolche Benachrich⸗ 
tigung durch Vermittlung des Meldeadreſſaten oder, wenn der Meldeadreſſat im Frachtbrief nicht ange⸗ 
geben iſt, durch Vermittlung des Abſenders abzuſenden. Die Eiſenbahn kann ſolche Sendungen unter 
Beachtung der Vorſchriften der Ziffern 9, 10 und 11 dieſes Paragraphen bei einem Lagerunternehmen 
hinterlegen oder verkaufen, wobei alle Benachrichtigungen an den Empfänger zu richten ſind. Dieſer 
iſt bei Inhaberfrachtbriefen durch Vermittlung des Meldeadreſſaten oder, wenn der Meldeadreſſat im 
Frachtbrief nicht angegeben iſt, durch Vermittlung des Abſenders, zu benachrichtigen. Bei einem Ver⸗ 
kauf wird der Verkaufserlös nach Abzug der noch nicht bezahlten Koſten und etwaigen Zuſchläge dem 
Empfänger zur Verfügung geſtellt. 


13. — Sit der Verkaufserlös geringer als bie an der Sendung haftenden Koſten, jo ijt ber Ab- 
jender oder, wenn der Frachtbrief bereits eingelöſt war, der Empfänger zur Nachzahlung des Unter: 
ſchieds verpflichtet. Das gleiche gilt, wenn die Sendung auf Grund von Vorſchriften der Zoll⸗, 
Steuer-, Finanz- Polizei- und ſonſtigen Verwaltungsbehörden vernichtet werden mußte oder aus 
ſonſtigen Gründen unverwertbar iſt. 


14. — Bei Ablieferungshinderniſſen iſt die Eiſenbahn berechtigt, ſofern die Hinderniſſe nicht durch 
ihr Verſchulden entſtanden ſind, außer den durch die Erfüllung der Vorſchriften dieſes Paragraphen 
entſtandenen Koſten für die mit der Ausführung der Anweiſungen verbundenen Verrichtungen eine im 
Tarif feſtgeſetzte beſondere Gebühr zu erheben. Dieſe Gebühr iſt bei der Erteilung der Anweiſung auf 
dem Verſandbahnhof zu entrichten. Dieſe Gebühr haftet jedoch an der Sendung, wenn der Abſender 
gemäß Ziffer 3 dieſes Paragraphen ſeine Anweiſungen unmittelbar an den Beſtimmungsbahnhof ab⸗ 
ſendet oder wenn er gemäß Ziffer 4 dieſes Paragraphen für den etwaigen Fall eines Ablieferungs⸗ 
hinderniſſes im Frachtbrief den Antrag geſtellt hat, daß ihm die Sendung von Amts wegen zurück⸗ 
geſandt wird. 


15. — Sofern dieſer Paragraph keine abweichenden Vorſchriften enthält, finden für die durch 
Ablieferungshinderniſſe verurſachten Anweiſungen des Abſenders die Vorſchriften des $ 21 Ziff. 5, 6 
zweiter und dritter Abſatz, 7, 8, 10 erſter Abſatz, 11 und 12 ſowie des $ 22 dieſer Ordnung ſinn⸗ 
gemäße Anwendung. 


Kapitel IV 
Sicherſtellung der Rechte der Eiſen bahn 
$ 25 
Pfandrecht der Eiſenbahn 


Die Eiſenbahn hat für alle im $ 20 bezeichneten Forderungen die Rechte eines Fauſtpfandgläu⸗ 
bigers an der Sendung. Dieſes Pfandrecht beſteht, ſolange ſich die Sendung im ber iie Der 
مرت‎ ober eines Dritten befindet, der es für jie innehat. 


Titel UI 


Haftung der Eiſen bahnen. Reklamationen. Klagen. 
Andere Vorſchriften 


Kapitel I 
Haftung 
$ 26 
Haftungsgemeinſchaft der Eiſenbahnen 


1. — Die Eiſenbahn, die das Gut mit dem Frachtbrief zur Beförderung angenommen hat, haftet 
für die Ausführung der Beförderung auf der ganzen Strecke bis zur Ablieferung. 


2. — Jede folgende Eiſenbahn tritt dadurch, daß ſie das Gut mit dem bei der Aufgabe ausge⸗ 
ſtellten Frachtbrief übernimmt, in den Frachtvertrag nach Maßgabe des Frachtbriefs ein und über⸗ 
nimmt die ſich daraus ergebenden Verpflichtungen; die die Empfangsbahn betreffende Vorſchrift des 
8 42 Ziff. 3 bleibt unberührt. 


3. — Die Haftung der Eiſenbahn auf Grund dieſer Ordnung endet auf dem im Frachtbrief 
bezeichneten Beſtimmungsbahnhof und am Beſtimmungsort dann, wenn der Abſender gemäß څ‎ 6 
Ziff. 91) dieſer Ordnung den Beſtimmungsort im Frachtbrief angegeben hat. Für die Zuführung 
der Sendungen (8 16 Ziff. 28) ſowie für die auf Verlangen bes Abſenders gemäß den Vorſchriften des 
Tarifs erfolgte Beförderung nach dem Beſtimmungsort haftet die Eiſenbahn gleichfalls auf Grund dieſer 
Ordnung. 

$ 27 
Umfang der Haftung 

1. — Die Eiſenbahn haftet unter den in dieſem Kapitel feſtgeſetzten Bedingungen für die Über- 
ſchreitung der Lieferfriſt und für den Schaden, der durch gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder durch 
Beſchädigung der Sendung in der Zeit von der Annahme zur Beförderung bis zur Auslieferung ent⸗ 
ſteht. 

2. — Die Eiſenbahn iſt bei gänzlichem oder teilweiſem Verluſt oder bei Beſchädigung der Sendung 
von dieſer Haftung befreit, wenn ſie beweiſt, daß der Schaden durch ein Verſchulden des Berechtigten 
oder durch eine nicht von der Eiſenbahn verſchuldete Anweiſung des Berechtigten, durch die dem Gute 
eigentümlichen Mängel (inneren Verderb, Schwinden, gewöhnlichen Rinnverluſt uſw.) oder durch höhere 
Gewalt herbeigeführt worden iſt. 

3. — Die Eiſenbahn it von der Haftung für bie Überſchreitung der Lieferfriſt befreit, wenn fie 
beweiſt, daß die Überſchreitung durch Umſtände herbeigeführt worden iſt, die ſie nicht abzuwenden und 
denen ſie auch nicht abzuhelfen vermochte. 

4. — Wird eine nach den Vorſchriften dieſer Ordnung beförderte Wagenladung ohne Umladung 
und ohne daß ſie aus dem Gewahrſam der Eiſenbahn gekommen iſt, nach den Vorſchriften dieſer 
Ordnung neu aufgegeben, ſo wird, wenn ein teilweiſer Verluſt oder eine Beſchädigung feſtgeſtellt wird, 
vermutet, daß der teilweiſe Verluſt oder die Beſchädigung während des letzten Frachtvertrags einge⸗ 
treten iſt. 


5. — Die gleiche Vermutung gilt, wenn eine nach den Vorſchriften des Internationalen Über⸗ 
einkommens über den Eiſenbahnfrachtverkehr beförderte Wagenladung ohne Umladung und ohne daß 
ſie aus dem Gewahrſam der Eiſenbahn gekommen iſt, nach den Vorſchriften dieſer Ordnung neu auf⸗ 
gegeben wird, ſofern bei direkter Abfertigung von dem urſprünglichen Verſandbahnhof bis zum neuen 
Beſtimmungsbahnhof das obige Übereinkommen anzuwenden geweſen wäre. 


6. — Nimmt die Eiſenbahn nach den Vorſchriften dieſer Ordnung oder des Tarifs eine Sendung 
auf Lager, ſo hat ſie für die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns einzuſtehen. 


8 8 
Beſchränkung der Haftung für Schäden, die aus beſonderen Arſachen entſtehen können 


1. — Die Eiſenbahn haftet nicht für Schäden, die aus einer oder mehreren der nachbenannten 
Urſachen entſtehen: 
a) aus der mit der Beförderung in offenen Wagen verbundene Gefahr für Güter, die nach den 
Vorſchriften dieſer Ordnung oder des Tarifs oder nach einer in den Frachtbrief aufgenom⸗ 
menen Vereinbarung mit dem Abſender auf dieſe Weiſe befördert werden; 


8 26 


8 27 


$ 28 
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b) aus der mit dem Fehlen einer Verpackung oder mit der mangelhaften Beſchaffenheit der ($ 28) 


8 29 


98 30 


Verpackung verbundenen Gefahr für Güter, die ohne Verpackung ihrer Natur nach Verluſten 

oder Beſchädigungen ausgeſetzt find; 

c) aus der mit dem Ver⸗ oder Ausladen oder mit mangelhafter Verladung verbundenen Gefahr 
für Güter, die nach den Vorſchriften dieſer Ordnung oder des Tarifs oder nach einer in den 
Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem Abſender oder nach Vereinbarung mit 
dem Empfänger vom Abſender verladen oder vom Empfänger ausgeladen werden; 

d) aus der beſonderen Gefahr des gänzlichen oder teilweiſen Verluſts oder der Beſchädigung, 

namentlich durch Bruch, Roſten, inneren Verderb, außergewöhnlichen Rinnverluſt, Austrocknen, 

Verſtreuen, der gewiſſe Güter nach ihrer eigentümlichen natürlichen Beſchaffenheit ausgeſetzt 

find; 

aus der Gefahr, die daraus entiteht, bab ber Abſender von ber Beförderung ausgeſchloſſene 

Gegenſtände unter unrichtiger, ungenauer oder unvollſtändiger Bezeichnung aufgibt oder daß 

er bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſene Gegenſtände unter unrichtiger, ungenauer 

oder unvollſtändiger Bezeichnung oder unter Außerachtlaſſung der vorgeſchriebenen Vorſichts⸗ 
maßregeln aufgibt; 

) aus der für lebende Tiere mit der Beförderung verbundenen beſonderen Gefahr; 

g) aus der Gefahr, deren Abwendung durch die Begleitung von lebenden Tieren oder von Gütern 
bezweckt wird, wenn nach den Vorſchriften dieſer Ordnung oder der Tarife oder nach einer 
in den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem Abſender oder nach einer mit dem 
Empfänger getroffenen Vereinbarung dieſe Tiere oder Güter begleitet werden müſſen. 

2. — Konnte nach den Umſtänden bes Falles ein Schaden aus einer oder mehreren dieſer Ur⸗ 
ſachen entſtehen, ſo wird bis zum Nachweis des Gegenteils durch den Berechtigten vermutet, daß der 
Schaden hieraus entſtanden iſt. 

Dieſe Vermutung gilt im Falle der Ziffer 1 a) nicht bei außergewöhnlichem Abgang oder bei 
Verluſt von ganzen Stücken. 


— 
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29 چ 
Höhe der Entſchädigung bei gänzlichem oder teilweiſem Verluſt der Sendung‏ 
Muß auf Grund der Vorſchriften dieſer Ordnung von der Eiſenbahn Entſchädigung für‏ — .1 
gänzlichen oder teilweiſen Verluſt der Sendung geleiſtet werden, ſo wird die Entſchädigung berechnet:‏ 
nach dem Börſenpreis,‏ 
in Ermanglung eines ſolchen nach dem Marktpreis,‏ 
in Ermanglung beider nach dem gemeinen Wert,‏ 
den Güter derſelben Art und Beſchaffenheit am Verſandort im Zeitpunkt der Annahme der Sendung‏ 
zur Beförderung hatten. Jedoch darf die Entſchädigung vorbehaltlich der in 8 34 vorgeſehenen Be⸗‏ 
ſchränkung 172 Gulden für jedes fehlende Kilogramm des Rohgewichts nicht überſteigen.‏ 

Wird die Fracht für die in den Tarifen für einzelne Stücke der Sendung vorgeſehenen Einheits⸗ 
gewichte berechnet, ſo dient nicht das wirkliche Gewicht der Sendung als Grundlage zur Berechnung der 
Entſchädigung, ſondern das im Tarif feſtgeſetzte Einheitsgewicht. A 

Wird die Fracht gemäß dem Tarif nicht nach dem Gewicht, ſondern nach der Stückzahl der Sendung 
oder nach der Bodenfläche des Wagens berechnet, ſo dient das Durchſchnittsgewicht der betreffenden 
Warengattung als Grundlage zur Berechnung der Entſchädigung. 

Außerdem ſind — ohne weiteren Schadenerſatz — die Fracht, die Zölle und ſonſtige aus Anlaß 
der Beförderung des verlorenen Gutes bezahlte Beträge zu erſtatten. 

Eine höhere Entſchädigung kann nur bei Angabe des Intereſſes an der Lieferung nach § 35 Ziff. 4 
und bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn nach $ 36 beanſprucht werden. f 

2. — Sind die als Grundlage für bie Berechnung ber Entſchädigung dienenden Beträge in einer 

fremden Währung ausgedrückt, ſo ſind ſie nach dem Börſenkurs zur Zeit und am Orte der Zahlung 
der Entſchädigung umzurechnen. 
8 30 و‎ 
Vermutung für den Verluſt der Sendung. Wiederauffinden der Sendung 


1. — Der Berechtigte kann die Sendung ohne weiteren Nachweis als verloren betrachten, wenn ſie 


nicht binnen dreißig Tagen nach Ablauf der nach 8 11 berechneten Lieferfriſt dem Empfänger ausge- 
liefert oder zur Verfügung geſtellt worden iſt. 


2. — Der Berechtigte kann bei Empfang ber Entſchädigung für bie verlorene Sendung 6 
verlangen, daß er ſofort benachrichtigt wird, wenn die Sendung binnen eines Jahres nach Zahlung der 
Entſchädigung wieder aufgefunden wird. 

Über dieſes Verlangen iſt ihm eine Beſcheinigung zu erteilen. 

3. — Der Berechtigte kann binnen dreißig Tagen nach Empfang der Nachricht verlangen, daß ihm 
die Sendung auf einem Bahnhof des Beförderungswegs ausgeliefert wird; er hat dann die reine Fracht 
für die Beförderung der Sendung vom Verſand- bis zum Ablieferungsbahnhof zu bezahlen und die 
erhaltene Entſchädigung abzüglich der ihm etwa erſtatteten in dieſer Entſchädigung enthaltenen Fracht 
zurückzuzahlen; feine Anſprüche auf Entſchädigung wegen Überſchreitung der Lieferfriſt nach 8 33 und 
gegebenenfalls nach $ 35 Ziff. 3 bleiben vorbehalten. : : 

4. - Wird das in Ziffer 2 erwähnte Verlangen überhaupt nicht 00611611 oder iit feine Mn- 
weiſung in der in Ziffer 3 bezeichneten Friſt von dreißig Tagen erteilt worden oder wird bie Sendung 
ſpäter als ein Jahr nach Zahlung der Entſchädigung wieder aufgefunden, ſo kann die Eiſenbahn dar⸗ 
über nach ihrem Ermeſſen verfügen. ; 

831 
Beſchränkung der Haftung bei Gewichtsverluſten 

1. — Bei Gütern, die nach ihrer beſonderen natürlichen Beſchaffenheit durch die Beförderung in 
der Regel einen Gewichtsverlust erleiden, haftet die Eiſenbahn ohne Rüdjiht auf die Länge der durch⸗ 
fahrenen Strecke nur für den Teil des Gewichtsverluſts, der die nachſtehend zugelaſſenen Verluſtgrenzen 
überjchreitet: 

a) zwei vom Hundert des Gewichts für die flüſſigen oder in feuchtem Zuſtand aufgegebenen 
Güter ſowie für die folgenden Güter: 
Farbhölzer, geraspelte oder gemahlene, 
Felle, 
Fettwaren, 
Fiſche, getrocknete, 
Früchte, friſche, 
Gemüſe, friſche, 
Häute, 
Hautabfälle, 
Hopfen, 
Hörner und Klauen, 
Kitte, friſche, 
Knochen, ganze oder gemahlene, 
Leder, 
Obſt, getrocknetes oder gebackenes, 
Pferdehaare, 
Rinden, 
Salz, 
Schafwolle, 
Schweinsborſten, 
Seifen und harte Ole, 
Süßholz, 
Tabak, geſchnittener, 
Tabakblätter, friſche, 
Tierflechſen, 
Wurzeln, : 
b) eins vom Hundert des Gewichts bei allen übrigen trockenen Gütern, die gleichfalls bei ber 
Beförderung einem Gewichtsverluſt ausgeſetzt ſind. 


2. — Die in Ziffer 1 dieſes Paragraphen vorgeſehene Beſchränkung der Haftung tritt nicht ein, 


ſoweit nachgewieſen wird, daß der Verluſt nach den Umſtänden des Falles nicht auf die Urſachen zu⸗ 


rückzuführen ijt, die für die Zulaſſung obiger Verluſtgrenzen maßgebend waren. 

3. — Werden mehrere Stücke mit demſelben Frachtbrief befördert, ſo wird der zuläſſige Gewichts⸗ 
verluſt für jedes Stück berechnet, ſofern deſſen Gewicht bei der Aufgabe entweder im Frachtbrief 
einzeln angegeben iſt oder auf andere Weiſe feſtgeſtellt werden kann. SEE 


40 


(8 30) 


$31 


41 
A 31) 


§ 32 


$ 88 


8 34 


$ 35 


od -— Bei gänzlichem Verluſt der Sendung findet bei der Berechnung der Entſchädigung kein Ab⸗ 
zug für Gewichtsverluſt ſtatt. 


5. — Durch dieſen Paragraphen werden die Vorſchriften bes 8 28 nicht berührt. 


8 32 
Höhe ber Entſchädigung bei ber Beſchädigung der Sendung 
1. — Bei Beſchädigung hat die Eiſenbahn vorbehaltlich der im § 34 vorgeſehenen Ausnahme den 
Betrag der Wertverminderung der Sendung ohne weiteren Schadenerſatz zu zahlen. 
Die Entſchädigung darf jedoch nicht überſteigen: 
a) wenn die ganze Sendung durch die Beſchädigung entwertet iſt, den Betrag, der im Falle 
ihres gänzlichen Verluſts zu zahlen wäre (§ 29); 
b) wenn nur ein Teil der Sendung durch die Beſchädigung entwertet iſt, den Betrag, der im 
Falle des Verluſts des entwerteten Teils zu zahlen wäre (8 29). 
2. — Eine höhere Entſchädigung kann nur bei Angabe des Intereſſes an der Lieferung nach 
$ 35 Ziff. 4 oder bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn nach § 36 beanſprucht werden. 


8 33 
Höhe der Entſchädigung bei Aberſchreitung der Lieferfriſt 

1. — Bei Überſchreitung der Lieferfriſt hat die Eiſenbahn, wenn der Berechtigte nicht nachweiſt, 
daß ein Schaden durch dieje Überſchreitung entſtanden ijt, als Entſchädigung für jedes Zehntel, um das 
die Lieferfriſt überſchritten iſt, ein Zehntel der Fracht zu zahlen; angefangene Zehntel der Lieferfriſt 
werden als voll gerechnet. Höchſtens iſt die halbe Fracht zu zahlen. : 

2. — Wird nachgewieſen, daß ein Schaden durch bie Überſchreitung entſtanden iſt, [o it für 7 
Schaden eine Entſchädigung bis zur Höhe der Fracht zu entrichten. 


3. — Die in den Ziffern 1 und 2 dieſes Paragraphen vorgeſehenen Entſchädigungen werden ficht : 


neben der bei gänzlichem Verluſt ber Sendung zu leiſtenden Entſchädigung gewährt. 

Bei teilweiſem Verluſt ſind ſie gegebenenfalls für den nicht verlorenen Teil der Sendung zu ent⸗ 
richten. 

Bei Beſchädigung treten ſie gegebenenfalls neben die im § 32 vorgeſehene Entſchädigung. 

In keinem Falle darf die Geſamtentſchädigung nach Ziffer 1 und 2 zuzüglich derjenigen nach 
88 29 und 32 höher fein als die Entſchädigung bei gänzlichem Verluſt der Sendung. 

4. — Eine höhere Entſchädigung kann nur bei Angabe des Intereſſes an der Lieferung nach $ 35 

oder bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn nach $ 36 beanſprucht werden. 


8 4 
Beſchränkung der Entſchädigung bei beſtimmten Tarifen 
1. — Wenn die Eiſenbahn beſondere Beförderungsbedingungen (3. B. Spezial- oder Ausnahme⸗ 
tarife) gewährt, die gegenüber der nach den gewöhnlichen Bedingungen (allgemeinen Tarifen) berech⸗ 
neten Geſamtfracht eine Ermäßigung enthalten, ſo kann ſie die dem Berechtigten bei Verluſt, Be⸗ 
ſchädigung oder Überſchreitung der Lieferfriſt zu leiſtende Entſchädigung auf einen Höchſtbetrag Dez 


ſchränken oder das Recht zur Angabe des Intereſſes an der Lieferung auf einen beſtimmten Betrag 


beſchränken oder ganz aufheben. 

Iſt ein ſolcher Höchſtbetrag in einem Tarif vorgeſehen, der nur auf einem Teil der Beförderungs⸗ 
ſtrecke angewendet worden iſt, ſo tritt die Beſchränkung der Haftung der Eiſenbahn nur ein, wenn die 
die Entſchädigung begründende Tatſache ſich auf dieſem Teil der Beförderungsſtrecke ereignet hat. 


2. — Verlangt der Abſender die Anwendung dieſer Tarife, ſo hat er dies im Frachtbrief zu be⸗ 


antragen (8 6 Ziff. 11K). 
3. — Eine höhere Entſchädigung kann nur bei Angabe des Intereſſes an der Lieferung nach $ 35 
oder bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn nach $ 36 beanſprucht werden. 


8 35 
Angabe bes Intereſſes an bet Lieferung 
1. — Für jede Sendung kann das Intereſſe an der Lieferung durch Cintraging in den Bastei 
nach $ 6 Ziff. 111) angegeben werden. 


Der Betrag bes Intereſſes muß in der Landeswährung angegeben werden, sofern be Angabe 


dieſes Betrags nicht aud) in einer anderen Währung in den Tarifen gejtattet ilt. - 


2. — Für die Angabe bes Intereſſes an der Lieferung wird für je angefangene zehn Kilometer 


eine beſondere Gebühr von einem Zehntauſendſtel des angegebenen Betrags erhoben. (1/00/00. 


Die Tarife können die Gebühr herabſetzen und einen Mindeſtbetrag feſtſetzen. 


3. — Iſt das Intereſſe an der Lieferung angegeben, [o kann bei berſchreitung der Lieferfriſt be- 
anſprucht werden: 

a) wenn nicht nachgewieſen wird, daß ein Schaden durch diefe Überſchreitung entſtanden ijt: das 
Doppelte der in § 33 Ziff. 1 feſtgeſetzten Beträge bis zur Höhe des angegebenen Inter⸗ 
eſſes; 

b) wenn nachgewieſen wird, daß ein Schaden durch die Überſchreitung entſtanden ift: eine Ent- 
ſchädigung bis zur Höhe des angegebenen Intereſſes. 

Iſt der Betrag des angegebenen Intereſſes geringer als die im § 33 vorgeſehenen Entſchädi⸗ 
gungen, ſo können dieſe an Stelle der unter a) und b) erwähnten Beträge beanſprucht werden. 

4. — Bei gänzlichem oder teilweiſem Verluſt oder bei Beſchädigung einer Sendung, für welche 
das Intereſſe an der Lieferung angegeben iſt, können beanſprucht werden: 

a) die in den $8 29 und 32 oder gegebenenfalls in 8 34 vorgeſehenen Entſchädigungen, außer⸗ 
dem 

b) der Erſatz des nachgewieſenen weiteren Schadens bis zur Höhe des als Intereſſe ange⸗ 
gebenen Betrags. 

5. — Liegen Beſchädigung oder teilweiſer Verluſt der Sendung und Aberſchreitung der Liefer⸗ 
friſt gleichzeitig vor, ſo werden die nach Ziffer 3 und 4b) zu leiſtenden Beträge nur inſoweit gezahlt, 
als ſie zuſammen den als Intereſſe an der Lieferung angegebenen Betrag nicht überſteigen. 


6. — Eine höhere Entſchädigung kann nur bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn 
nach 8 36 beanſprucht werden. 


i § 36 
Höhe der Entſchädigung bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn 
In allen Fällen, in denen gänzlicher oder teilweiſer Verluſt oder Beſchädigung der Sendung oder 


berſchreitung der Lieferfriſt auf Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn zurückzuführen iſt, iſt 
dem Berechtigten der nachgewieſene volle Schaden jeweils bis zum Doppelten der in den 88 29, 32, 


33, 34 und 35 vorgeſehenen Höchſtbeträge zu erſetzen. 


8 37 
Verzinſung der Entſchädigung 
Der Berechtigte kann ſechs vom Hundert jährlich Zinſen der ihm auf einen Frachtbrief gewährten 
Entſchädigung verlangen, ſofern ſie den Betrag von zwanzig Gulden überſteigt. 
Dieſe Zinſen laufen vom Tage der Erhebung der im 8 40 vorgeſehenen Reklamation oder, wenn 
keine Reklamation voranging, vom Tage der Klageerhebung. 


8 38 
Rückerſtattung der Entſchädigung 
Jede zu Unrecht empfangene Entſchädigung iſt zurückzuerſtatten. 


Im Falle eines Betrugs hat die Eiſenbahn unbeſchadet der ſtrafrechtlichen Folgen außerdem An⸗ 
ſpruch auf Zahlung einer Summe, die dem von ihr zu unrecht gezahlten Betrag gleichkommt. 


$ 39 f 
Haftung der Eiſenbahn für ihre Leute J 
Die Eiſenbahn haftet für ihre Leute und für andere Perſonen, deren ſie ſich bei Ausführung der 
von ihr übernommenen Beförderung bedient. 
Wenn indeſſen Bahnangeſtellte auf Verlangen eines Beteiligten Frachtbriefe ausſtellen oder Über- 
ſetzungen anfertigen oder ſonſtige der Eiſenbahn nicht obliegende Verrichtungen beſorgen, gelten ſie als 
Beauftragte deſſen, für ben fie tätig find, l 
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Rellamationen Klagen. Verjährung 
1 $ 0 : 
Reklamationen : 

1. — Reklamationen (außergerichtliche Anſprüche), bie aus dem Frachtvertrag ſowie aus anderen 
aus den Vorſchriften dieſer Ordnung und der Tarife hervorgehenden Rechtsverhältniſſen entſtehen, ſind 
ſchriftlich bei der im $ 42 bezeichneten Eiſenbahn anzubringen. 

2. — Zur Geltendmachung der Anſprüche find die nach S 41 zur Erhebung der Klage gegen die 
Eiſenbahn berechtigten Perſonen, deren Bevollmächtigte oder Erwerber ihrer Rechte (Ziff. 5) befugt. 

3. — Wurde die Sendung mit einem namentlichen Frachtbrief aufgeliefert, jo hat der Abſender 
bei Geltendmachung ſolcher Anſprüche das Frachtbriefdoppel oder der Empfänger den Frachtbrief 
vorzulegen, wenn er ihm übergeben worden iſt. 

Wurde die Sendung mit einem Inhaberfrachtbrief aufgeliefert, ſo hat der Abſender bei Geltend⸗ 
machung folder Anſprüche bie ihm gemäß $ 8 Ziff. 8 durch die Eiſenbahn ausgegebene Aufgabebe⸗ 
ſcheinigung in Urſchrift, dagegen der Empfänger den Frachtbrief vorzulegen, wenn er ihm übergeben 
worden ijt; bei Geltendmachung der im 8 41 Ziff. 3 angegebenen Anſprüche hat der Inhaber des Fracht⸗ 
briefdoppels das Frachtbriefdoppel, der Empfänger dagegen den Frachtbrief vorzulegen, wenn er ihm 
übergeben worden iſt. 

Bei Anſprüchen um Erſtattung von Beträgen, über welche die Eiſenbahn eine beſondere Quittung 
ausgegeben hat, iſt an Stelle der oben genannten Belege die entſprechende Quittung vorzulegen; 
nötigenfalls kann die Eiſenbahn je nach den Umſtänden außer der Quittung auch die Vorlage eines der 
obengenannten Belege verlangen. 

4. — Den Anſprüchen wegen gänzlichen oder teilweiſen Verluſts oder wegen Beſchädigung der 
Sendung ſind die den Wert des Gutes begründenden Belege beizufügen. 

5. — Den Anſprüchen, welche andere als die nach $ 41 berechtigten Perſonen einbringen, müſſen 
entſprechende beſondere Belege über die Vollmacht oder Abtretung (Zeſſion) beigefügt werden, in 
welchen die den Gegenſtand des Anſpruchs bildenden Frachtbriefe oder Quittungen angegeben ſein 
müſſen. 

Die Eiſenbahn kann verlangen, daß die Unterſchriften auf dieſen Belegen genügend beglaubigt 
ſind. Dieſe Belege werden dem den Anſpruch Geltendmachenden nicht zurückgegeben. 

6. — Anſprüche um Rückerſtattung der unrichtig berechneten Koſten müſſen ausführlich begründet 
ſein. 

7. — Der Frachtbrief, das Frachtbriefdoppel, die Aufgabebeſcheinigung, Quittungen und andere 
Belege, die der Berechtigte für nötig erachtet beizufügen oder deren Beifügung von der Eiſenbahn 
verlangt wird, find in Urſchrift oder in Abſchrift, die auf Verlangen der Eiſenbahn genügend beglaubigt 
ſein muß, vorzulegen. 

Die Eiſenbahn kann auf Verlangen des Beteiligten die Beglaubigung dieſer Belege gegen eine 
tarifmäßige Gebühr vornehmen. Eine ſo beglaubigte Abſchrift dient ausſchließlich zur Erledigung der 
betreffenden Reklamation. 

Bei der endgültigen Erledigung des Anſpruchs kann die Eiſenbahn die Vorlage der Urſchriften des 
Frachtbriefs, des Frachtbriefdoppels, der Nachnahmebeſcheinigung, der Aufgabebeſcheinigung oder der 
Quittungen verlangen, um auf ihnen die endgültige Erledigung zu beurkunden. i 

8. — Die Eiſenbahn ift verpflichtet den Anſpruch tunlichſt bald ſchriftlich zu erledigen. Eine ab⸗ 
lehnende Erledigung iſt zu begründen. Bei auch nur teilweiſer Berückſichtigung eines Anſpruchs trägt 
die Eiſenbahn die Koſten der Zuſtellung des Beſcheids ſowie der Überweiſung des Betrags. Fa 


> 8 41 j | TE 1 
Zur Erhebung der Klage gegen bie Eiſenbahn berechtigte Perſonen 

1. — Zur gerichtlichen Geltendmachung von Anſprüchen auf Rückerſtattung von Zahlungen iſt nur 
befugt, wer die Zahlung geleiſtet hat. Die Tarife können Ausnahmen für die Anſprüche auf Rückerſtat⸗ 
tung eines Teils der Fracht nach Erfüllung der im Tarif vorgeſehenen Bedingungen vorſehen. 

2. — Zur gerichtlichen Geltendmachung von Anſprüchen wegen der im § 19 vorgeſehenen Nad- 
nahmen iſt nur der Abſender befugt. 

3. — Zur gerichtlichen Geltendmachung ſonſtiger Anſprüche gegen die Eiſenbahn auf Grund des 
Frachtvertrags ſind befugt: 
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(8 4D A. Bei Aufgabe der Sendung mit einem namentlichen Frachtbrief: 
ber Abſender, ſolange ihm nach S 21 das Recht zuſteht, nachträgliche Verfügungen über die 
Sendung zu treffen, 
der Empfänger von dem Zeitpunkt an, in dem ihm der Frachtbrief übergeben worden iſt 
oder in dem er feine Rechte aus dem Frachtvertrag nach § 16 Ziff. 18 geltend gemacht hat. 
Bei Erhebung der Klage hat der Abſender das Frachtbriefdoppel vorzulegen. Vermag er dies 
nicht, ſo kann er ſeinen Anſpruch gegen die Eiſenbahn nur mit Zuſtimmung des Empfängers oder dann 
gerichtlich geltend machen, wenn er nachweiſt, daß der Empfänger die Annahme der Sendung ver⸗ 
weigert hat. 

B. Bei Aufgabe der Sendung mit einem Inhaberfrachtbrief: i 
der Inhaber bes Frachtbriefdoppels, [slange die Sendung nicht abgeliefert wurde, ber Em- 
pfänger dagegen nach Auslieferung der Sendung. 

Iſt das Recht der Verfügung über die Sendung gemäß § 24 Ziff. 8 auf den Abſender über⸗ 
gegangen, ſo iſt dieſer nicht verpflichtet, das Frachtbriefdoppel vorzulegen. 


4. — Bei der Befugnis zur gerichtlichen Geltendmachung von Anſprüchen, die aus anderen ſich 
auf die Vorſchriften dieſer Ordnung und der Tarife ſtützenden Rechtsverhältniſſen hervorgehen, finden 
die allgemeinen Rechtsvorſchriften Anwendung. 


$ 42 8 42 
Eiſenbahnen, gegen welche die Klagen zu richten find 
1. — Anſprüche auf Rückerſtattung eines Betrags, der auf Grund des Frachtvertrags gezahlt 
worden iſt, können entweder gegen die Eiſenbahn gerichtlich geltend gemacht werden, die den Betrag er⸗ 
hoben hat, oder gegen diejenige, zu deren Gunſten der zu hohe Betrag erhoben worden iſt. 


2. — Anſprüche gegen bie im § 19 vorgeſehenen Nachnahmen können nur gegen die Verſand⸗ 
bahn gerichtlich geltend gemacht werden. 


3. — Sonſtige Anſprüche aus dem Frachtvertrag können nur gegen die Verſandbahn, die Em⸗ 
pfangsbahn oder diejenige Eiſenbahn gerichtlich geltend gemacht werden, auf deren Strecke ſich die den 
Anſpruch begründende Tatſache ereignet hat. Auch wenn die Empfangsbahn die Sendung nicht er⸗ 
halten hat, kann ſie gleichwohl gerichtlich in Anſpruch genommen werden. 

Klagen wegen Anſprüchen, welche aus anderen ſich auf die Vorſchriften dieſer Ordnung und der 
Tarife ſtützenden Rechtsverhältniſſen hervorgehen, können nur gegen diejenige Eiſenbahn gerichtlich gel- - 
tend gemacht werden, auf deren Strecke ſich die den Anſpruch begründende Tatſache ereignet hat. 


4. — Unter den in Ziffern 1 und 3 erſter Abſatz bezeichneten Eiſenbahnen ſteht dem ele bie 
Wahl zu; mit der Erhebung der Klage erliiht das Wahlrecht. 


Im Wege ber Widerklage oder ber Einrede können Anſprüche Cu gegen eine anbere als‏ و 
die in den Ziffern 1, 2 und 3 bezeichneten Eiſenbahnen erhoben werden, wenn ſich bie Klage auf den-‏ 
ſelben Frachtvertrag gründet.‏ 


6. — Die Vorſchriften dieſes Paragraphen finden keine Anwendung auf den in den S8 48 bis 50 
geregelten Rückgriff der Eiſenbahnen gegeneinander. 


8 43 8 43 l 
Feſtſtellung eines teilweiſen Berlufts oder einer Beſchädigung der Sendung x 

1. — Wird ein teilweiſer Verluſt oder eine Beſchädigung der Sendung von der Eiſenbahn ent- 

deckt oder vermutet oder vom Berechtigten behauptet, ſo hat die Eiſenbahn den Zuſtand und erforder⸗ 

1 lichenfalls auch das Gewicht der Sendung und, ſoweit dies möglich ijt, Betrag und Urſache des Scha⸗ 

dens ſowie den Zeitpunkt ſeines Entſtehens ſofort durch eine Tatbeſtandsaufnahme feſtzuſtellen, und 
zwar, wenn möglich, in Gegenwart des Berechtigten. 

Dem Berechtigten iſt auf ſein Verlangen eine Abſchrift der Tatbeſtandsaufnahme unentgeltlich : 

auszuhändigen. 


2. — Zur Teilnahme an der Ausfertigung der Tatbeſtandsaufnahme gemäß Ziffer 1 dieſes Para- 
graphen ijt der Berechtigte zuzuziehen. Iſt bie Zuziehung des Berechtigten nicht möglich, oder erſcheint 
derſelbe nicht in der von der Eiſenbahn beſtimmten Friſt, ſo iſt die Tatbeſtandsaufnahme in Anweſenheit 
zweier Zeugen, nach Möglichkeit nicht ور وو‎ nötigenfalls unter Beteiligung eines Sache 
verſtändigen, anzufertigen. ; 


| 
| 
| 
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١ § 44 


845. 


3. — Ergibt bie vom Berechtigten veranlaßte Unterſuchung keinen teilweiſen Verluſt oder keine 
Beſchädigung der Sendung oder nur einen von der Eiſenbahn ſchon anerkannten teilweiſen Verluſt oder 
eine von der Eiſenbahn ſchon anerkannte Beſchädigung, ſo hat der Berechtigte, der die Aufſtellung 
einer Tatbeſtandsaufnahme beantragt hat, die hierdurch entſtandenen Koſten zu tragen. : 

4. — Erkennt ber Berechtigte die Feſtſtellungen der Tatbeſtandsaufnahme nicht an, [o kann er 
verlangen, daß der Zuſtand und das Gewicht der Sendung, die Schadensurſache ſowie der Betrag des 
Schadens gerichtlich nach den betreffenden Vorſchriften über das Gerichtsverfahren feſtgeſtellt wird. 


8 44 ; 
Erlöſchen der Anſprüche gegen bie Eiſenbahn aus 611 56 i 
1. — Mit der Annahme der Sendung find alle Anſprüche aus dem Frachtvertrag gegen bie Eiſen⸗ 
bahn erloſchen. 
2. — Jedoch erlöſchen nicht: 
(1) Entſchädigungsanſprüche, bei denen der Berechtigte nachweiſt, daß der Schaden durch Vorſatz 
oder grobe Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn herbeigeführt worden iſt ($ 36); 

(2) Entſchädigungsanſprüche wegen Überſchreitung der Lieferfriſt, wenn ſie bei einer der im 8 42 
Ziff. 3, erſter Abſatz bezeichneten Eiſenbahn binnen dreißig Tagen, den Tag der Annahme der 
Sendung nicht mitgerechnet, angebracht werden; 

(3) Entſchädigungsanſprüche wegen teilweiſen Verluſts oder wegen Beſchädigung: 

a) wenn der Verluſt oder die Beſchädigung vor der Annahme der Sendung durch den Be⸗ 
rechtigten nach S 43 feſtgeſtellt worden ijt; 

b) wenn die Feſtſtellung, die nach $ 43 hätte erfolgen müſſen, nur durch Verſchulden der 
Eiſenbahn unterblieben iſt; 

c) wenn eine nach den Vorſchriften dieſer Ordnung beförderte Wagenladungsſendung nach 
$ 27 Ziff. 4 neu aufgegeben wird und der teilweiſe Verluſt oder die Beſchädigung bei 
der Ablieferung an den letzten Empfänger feſtgeſtellt worden iſt; 

(4) Entſchädigungsanſprüche wegen äußerlich nicht erkennbarer Schäden, die erſt nach der An⸗ 

nahme der Sendung feſtgeſtellt worden ſind, jedoch nur unter nachſtehenden Vorausſetzungen: 

a) daß ſich die Eiſenbahn dem Berechtigten gegenüber nicht zur Feſtſtellung des Zuſtands 
der Sendung auf dem Beſtimmungs bahnhof bereiterklärt hat; 

b) daß unverzüglich nach der Entdeckung des Schadens und ſpäteſtens ſieben Tage nach der 
Annahme der Sendung die Feſtſtellung des Schadens nach $ 43 verlangt wird; 

c) daß der Berechtigte beweiſt, daß der Schaden in der Zeit zwiſchen der Annahme der 
Sendung zur Beförderung und der Ablieferung entſtanden iſt; 

(5) Anſprüche auf Rückerſtattung geleiſteter Zahlungen oder wegen der im S 19 9010 

Nachnahmen. 

3. = Der Berechtigte kann die Annahme der Sendung auch nach Annahme des Frachtbriefs und 
Bezahlung der Koſten ſo lange verweigern, bis ſeinem Antrag auf Feſtſtellung des behaupteten Scha⸗ 
dens ſtattgegeben iſt. 

Vorbehalte bei der Annahme der Sendung ſind wirkungslos, wenn ſie nicht von der Eiſenbahn 
anerkannt ſind. ' 

4. — Wenn einzelne der im Frachtbrief verzeichneten Stücke bei der Ablieferung fehlen, jo kann 
der Berechtigte in der im $ 16 Ziff. 10 vorgeſehenen Quittung feſtſtellen, daß dieſe genau zu Deseni- 
nenden Stücke ihm nicht abgeliefert worden find. 


$ 45 
Verjährung der Anſprüche : 
1. — Anſprüche aus dem Frachtvertrag oder aus anderen aus den Vorſchriften dieſer Ordnung 
und der Tarife hervorgehenden Rechtsverhältniſſen verjähren in einem Jahre, wenn der Betrag W 
bereits durch Anerkenntnis, Vergleich oder gerichtliches Urteil feſtgeſtellt worden iſt. D 
Die Verjährungsfriſt beträgt indeſſen drei Jahre: y 
a) bei Anſprüchen bes Abſenders auf Auschlung einer Nachnahme, welche die Eiſenbahn vom 
Empfänger eingezogen hat; 
b) bei Anſprüchen bes Abſenders auf Auszahlung Des Erlöſes eines von der رو‎ vorge⸗ 
nommenen Verkaufs; 
c) bei Anſprüchen wegen eines durch Vorſatz verurſachten Schaden; 
cc) bei Anſprüchen wegen des im § 38 erwähnten Falles des Betrugs. 
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($ 45) 2. — Die Verjährung beginnt: 

a) bei Entſchädigungsanſprüchen wegen teilmeijen Verluſts, Beſchädigung oder Überſchreitung der 
Lieferfriſt, mit dem Tage der Ablieferung; 

b) bei Entſchädigungsanſprüchen wegen gänzlichen Verluſts, mit dem dreißigſten Tage nach Ab⸗ 
lauf der Lieferfriſt; 

c) bei Anſprüchen auf Zahlung oder Rückerſtattung von Fracht, Nebengebühren, ſonſtigen Koſten 
oder Frachtzuſchlägen oder auf Berichtigung bei unrichtiger Tarifanwendung oder bei Rechen⸗ 
fehlern, mit dem Tage der Zahlung oder, wenn keine Zahlung ſtattgefunden hat, mit dem 
Tage der Annahme der Sendung zur Beförderung, und bei Verkauf oder Vernichtung (S 24 
Ziff. 13) mit dem Tage des Verkaufs oder der Vernichtung; 

bei Anſprüchen auf Zahlung oder Rückerſtattung von Beträgen, die Gegenſtand einer 
Frankaturrechnung waren, mit dem Tage der Abrechnung der Frankaturrechnung mit dem Ab⸗ 
ſender; 

bei Anſprüchen der Eiſenbahn auf Zahlung von Beträgen, die der Empfänger ſtatt des 
Abſenders oder die der Abſender ſtatt des Empfängers gezahlt hatte, und welche die Eiſen⸗ 
bahn dem Berechtigten zurückerſtatten muß, mit dem Tage der Rückerſtattung des Betrags; 

d) bei Anſprüchen auf Rückerſtattung eines Teils der Fracht nach Erfüllung der im Tarif vorge⸗ 
ſehenen Bedingungen, mit dem Tage der Erfüllung dieſer Bedingungen; 

e) bei Anſprüchen auf Zahlung des Frachtunterſchieds ſowie des Frachtzuſchlags, die entſtanden 
ſind, weil der Empfänger nicht die Bedingung erfüllt hat, von welcher die Anwendung des 
ermäßigten Tarifs abhängt, mit dem auf den Ablauf der Friſt, in welcher dieſe Bedingung 
erfüllt werden ſollte, folgenden Tage; 

f) bei Anſprüchen wegen der im $ 19 vorgeſehenen Nachnahmen mit dem zweiundvierzigſten 
Tage nach Ablauf der Lieferfriſt; 

g) bei Anſprüchen der Eiſenbahn gegen den Empfänger auf Rückerſtattung der dem Abſender 
für die Ablieferung der Sendung ohne Erhebung der Nachnahme ausgezahlten Entſchädigung, 
mit dem Tage der Auszahlung dieſer Entſchädigung an 3611 11 

h) bei Anſprüchen auf Auszahlung eines Verkaufserlöſes mit dem Tage des Verkaufs; 

i) bei Anſprüchen auf Zahlung eines von der Zollbehörde verlangten Zuſchlags mit dem Tage, 
an dem die Zollbehörde das Verlangen geſtellt hat; 

k) bei Anſprüchen auf Zahlung oder Rückerſtattung von Beträgen, die ſich aus anderen aus den 
Vorſchriften dieſer Ordnung und der Tarife hervorgehenden Rechtsverhältniſſen ergeben, mit 
dem Tage, an welchem die den Anſpruch begründende Tatſache entſtanden it. 

Der als Beginn der Vexjährung bezeichnete Tag ift in keinem Falle in der Friſt inbegriffen. 

3. — Der Lauf der Verjährung wird durch eine bei der Eiſenbahn nach 8 40 eingereichte ſchriftliche 
Reklamation gehemmt. Der Lauf beginnt wieder mit dem Tage, an dem die Eiſenbahn die Reklamation 
durch ſchriftlichen Beſcheid zurückgewieſen und die der Reklamation etwa beigefügten Belege zurückge⸗ 
geben hat. Der Beweis des Eingangs der Reklamation oder des Beſcheids und der Rückgabe der Be⸗ 
lege obliegt demjenigen, der ſich auf dieſe Tatſachen beruft. Zur Feſtſtellung des Zeitpunktes, an 
welchem die Hemmung anfängt oder endet, ijf das Datum der Zuſtellung, und bei Überſendung des 
Schreibens durch die Poſt, das Datum des Poſtſtempels maßgebend. 

Weitere Reklamationen, die denſelben Anſpruch zum Gegenſtand haben, hemmen die Verjährung 
nicht. 

4. — Vorbehaltlich vorſtehender Vorſchriften gelten für die Hemmung und die Unterbrechung der 
Verjährung die allgemeinen Rechtsvorſchriften. 

8 46 8 6 
Unzuläſſigkeit der Geltendmachung erloſchener oder verjährter Anſprüche 

Anſprüche, die nach den SS 44 und 45 erloſchen oder verjährt find, können auch nicht im Wege 

der Widerklage oder der Einrede geltend gemacht werden. 


Kapitel III 
Abrechnung. Rückgriff der Eiſenbahnen gegeneinander 
8 47 , 8 7 
Abrechnung unter den Eiſenbahnen 
1. — Jede Eiſenbahn, bie bei der Aufgabe oder Ablieferung der Sendung die Fracht oder andere 
aus dem Frachtvertrag herrührende Forderungen eingezogen hat, iſt verpflichtet, den beteiligten Eiſen⸗ 
bahnen den ihnen zukommenden Anteil an der Fracht und den erwähnten Forderungen zu bezahlen. 
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2. — Die Übergabe der Sendung von einer Eiſenbahn an bie folgende begründet für bie erſte das ($ 47) 


8 48 


8 49 


Recht, die zweite ſofort mit der Fracht und den ſonſtigen Koſten zu belaſten, die nach dem Frachtbrief 
auf der Sendung zur Zeit ihrer Übergabe haften, vorbehaltlich der endgültigen Abrechnung nach der 
Ziffer 1 dieſes Paragraphen. 

3. — Die Verſandbahn haftet vorbehaltlich ihrer Anſprüche gegen den Abſender für die Fracht 
und ſonſtige Koſten, die ſie nicht erhoben hat, obwohl ſie der Abſender nach dem Frachtbrief über⸗ 
nommen hatte. 

4. — Liefert die Empfangsbahn die Sendung ab, ohne bei der Ablieferung die Fracht und die 
ſonſtigen Koſten, mit denen ſie belaſtet war, einzuziehen, ſo iſt ſie vorbehaltlich ihrer Anſprüche gegen 
den Empfänger für die Bezahlung dieſer Beträge verantwortlich. 


$ 8 

Rückgriff bei Entſchädigung für gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder für eisiata 

1. — Hat eine Eiſenbahn auf Grund der Vorſchriften dieſer Ordnung eine Entſchädigung für 
gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder für Beſchädigung geleiſtet, ſo ſteht ihr der Rückgriff gegen die 
an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen nach folgenden Vorſchriften zu: 

a) die Eiſenbahn, die den Schaden verurſacht hat, haftet ausſchließlich dafür; 

b) haben mehrere Eiſenbahnen den Schaden verurſacht, ſo haftet jede Eiſenbahn für den von 
ihr verurſachten Schaden. Iſt eine ſolche Ausſcheidung nach den Umſtänden des Falles nicht 
möglich, ſo beſtimmen ſich die Anteile der Eiſenbahnen an der Entſchädigung nach den 
Grundſätzen unter c); 

c) wenn nicht nachgewieſen werden kann, daß eine oder mehrere Eiſenbahnen den Schaden ver⸗ 
urſacht haben, jo haften ſämtliche an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen mit Ausnahme 
derjenigen, die beweiſen, daß der Schaden nicht auf ihrer Strecke verurſacht worden iſt. Die 
Verteilung erfolgt nach Verhältnis der Tarifkilometer. 

2. — Bei Zahlungsunfähigkeit einer dieſer Eiſenbahnen wird der auf ſie entfallende, aber von ihr 
nicht bezahlte Anteil unter alle anderen an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen nach Verhältnis 
der Tarifkilometer verteilt. 

$ 49 
Rückgriff bei Entſchädigung für berſchreitung der Lieferfriſt 

1. — Die Vorſchriften des S 48 finden auch bei Zahlung einer Entſchädigung für Überſchreitung 
der Lieferfriſt Anwendung. Wird die Überſchreitung durch Unregelmäßigkeiten veranlaßt, die bei 
mehreren Eiſenbahnen feſtgeſtellt worden ſind, ſo iſt die Entſchädigung unter dieſe Eiſenbahnen nach 
Verhältnis ber Dauer der auf ihren Strecken vor gekommenen Verſpätung zu verteilen. 

2. — Die im $ 11 dieſer Ordnung feſtgeſetzten Lieferfriſten werden unter die an der Beförderung 
beteiligten Eiſenbahnen wie folgt verteilt: 

A. im Verkehr zweier Nachbarbahnen: 

a) die Abfertigungsfriſt wird zu gleichen Teilen verteilt; 

b) die Beförderungsfriſt wird nach dem Verhältnis der Tarifkilometer, die auf jede der beiden 
Eiſenbahnen entfallen, verteilt; 


B. im Verkehr zwiſchen drei und mehr Bahnen: 
a) vorweg werden aus der Abfertigungsfriſt der erſten und der letzten Eiſenbahn je zwölf 
Stunden bei Frachtgutſendungen und je ſechs Stunden bei Eilgutſendungen zugeteilt; die 
Tarife können diesbezüglich Ausnahmen vorſehen; 
b) der Melt der Abfertigungsfriſt und ein Drittel der Beförderungsfriſt werden zu gleichen zem 
unter alle beteiligten Eiſenbahnen verteilt; 
e) die beiden anderen Drittel der Beförderungsfriſt werden nach dem Verhältnis der 11 
meter, die auf jede dieſer Eiſenbahnen entfallen, verteilt. 
3. — Zuſchlagsfriſten, auf die eine Eiſenbahn Anſpruch hat, werden dieſer Eiſenbahn geteilt: 
4. — Die Zeit von der Aufgabe der Sendung bis zum Beginn der Lieferfriſt wird lediglich der 
Verſandbahn zugeteilt. 
5. — Die oben erwähnte Verteilung kommt nur in Betracht, wenn die Lieferfriſt im ganzen nicht 
eingehalten worden iſt. ; 


: 8 50 = 
Beſondere Vereinbarungen über den Rückgriff 


Die Eiſenbahnen können über den Rückgriff entweder im voraus für verſchiedene zwiſchen ihnen 
etwa vorkommende Fälle oder im einzelnen Falle andere Vereinbarungen treffen. 


Kapitel IV 
Währung. Beſondere Vorſchriften für die Beförderung von Privatwagen 
$ 51 
Währung 
1. — Sämtliche Zahlungen ſind in der ſich im geſetzlichen Umlauf befindlichen Landeswährung zu 


leiſten. 


Dasſelbe betrifft auch die auf Grund dieſer Ordnung und der Tarife durch die Eiſenbahn ge⸗ 
leiſteten Auszahlungen. 


2. — Auf Bahnhöfen, wo es erforderlich iſt, oder in beſtimmten Verkehren kann die Eiſenbahn 
nach ihrem Ermeſſen die Annahme der Beträge auch in einer anderen als der Landeswährung an⸗ 
ordnen. 


3. — Die Eiſenbahn hat die Kurſe, zu denen ſie die in einer anderen als der Landeswährung aus⸗ 
gedrückten Beträge umrechnet, wenn ſie in der Landeswährung gezahlt werden (Umrechnungskurſe), 
durch Aushang am Schalter oder auf ſonſtige geeignete Weiſe bekanntzugeben. 

Ebenſo hat die Eiſenbahn, wenn ſie eine andere Währung als die Landeswährung in Zahlung 
nimmt, die Kurſe bekanntzugeben, zu denen ſie ſie annimmt (Annahmekurſe). 


$ 52 


Beſondere Vorſchriften für die Beförderung von Privatwagen 


Bei der Beförderung von Privatwagen finden bie Vorſchriften der Anlage J zu dieſer Ordnung 
Anwendung. 
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Anlage 8 
(Zu 8 4 der Verkehrsordnung) 


Vorſchriften für die Beförderung von Leichen 


8 1 
Allgemeine Vorſchriften 


1. — Die Beförderung von Leichen erfolgt nach den Bedingungen der Verkehrsordnung, ſofern 
die Vorſchriften dieſer Anlage nichts anderes beſtimmen. 


2. — Außerdem gelten für die Beförderung von Leichen die von den zuſtändigen Behörden er⸗ 
laſſenen beſonderen Vorſchriften. 


8 2 
Auflie ferung 
1. — Leichen, welche zur Beförderung als Eilgut aufgegeben werden, werden mit Zügen des Per⸗ 
ſonenverkehrs oder mit für die Beförderung von beſchleunigtem Eilgut beſtimmten Zügen befördert. 
Die Eiſenbahn kann die Beförderung mit Perſonen⸗Schnellzügen ablehnen. 


2. — Von der beabſichtigten Auflieferung von Leichen iſt der Verſandbahnhof, ſofern er gleich⸗ 
zeitig Ausgangsbahnhof des Zuges ijt, mindeſtens 6 Stunden, andere Bahnhöfe mindeſtens 12 Stunden, 
vor der Abfahrtszeit des Zuges zu benachrichtigen. 


3. — Bei der Auflieferung von Leichen hat der Abſender der Eiſenbahn eine von der zuſtändigen 
Behörde ausgeſtellte Beförderungsbewilligung vorzulegen. Dieſe Bewilligung händigt die Eiſenbahn 
dem Empfänger bei der Ablieferung der Leiche aus. 


4. — Das Verladen der Leiche hat der Abſender zu beſorgen. 


5. — Leichen müſſen in einem zugelöteten Metallſarg, der auf dem Boden eine mindeſtens 3 em 
hohe Schicht aufſaugender Stoffe enthalten muß, verſchloſſen ſein. Dieſer Sarg iſt in einem hölzernen 
Behälter ſo feſt einzuſetzen, daß er ſich darin nicht verſchieben kann. Der Behälter muß vollkommen ver⸗ 
ſchloſſen und von der Behörde, die die Beförderung bewilligt, verſiegelt ſein. 


6. — Leichenſendungen dürfen weder mit Nachnahmen noch mit Barvorſchüſſen belaſtet werden. 
7. — Die Koſten ſind bei der Aufgabe zu entrichten. 


8. — Wurde eine Leiche unter unrichtiger Bezeichnung (S8 7 der Verkehrsordnung) aufgeliefert, 
ſo hat der Abſender unbeſchadet der ſtrafrechtlichen Folgen den Frachtunterſchied für die ganze Strecke 
vom Verſand⸗ bis zum Beſtimmungsbahnhof nachzuzahlen und außerdem das Vierfache der Geſamt⸗ 
fracht als Frachtzuſchlag zu entrichten. 


83 
Beförderung 


1. — Leichen find in gedeckten Wagen zu befördern. Den Wagen mit Leichenſendungen dürfen 
nur die Beerdigungshilfsgegenſtände beigeladen werden. Eine Haftung für dieſe Gegenſtände übernimmt 
die Eiſenbahn nicht. Die Bedingungen für die Beförderung dieſer Gegenſtände ſowie die Fracht hier⸗ 
für beſtimmen die Tarife. Mehrere Leichen, die gleichzeitig von demſelben Verſandbahnhof nach dem⸗ 
ſelben Beſtimmungsbahnhof befördert werden, können zuſammen in einem Wagen verladen werden. 
Leichen, die in geſchloſſenen Leichenfuhrwerken aufgeliefert werden, können in offenen Wagen befördert 
werden. 


2. — Jeder Sendung iſt ein Begleiter beizugeben. Die Beförderungsgebühren und Sero 
rungsbedingungen für Begleiter find in den Tarifen angegeben. 


3. — Leichen dürfen unterwegs nicht ohne Not umgeladen werden. Cie find möglichſt ſchnell und 
ohne Unterbrechung zu befördern. 
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84 
Ablieferung 


1. — Nach Ankunft der Leiche auf dem Beſtimmungsbahnhof hat die Eiſenbahn unverzüglich die 
Sendung zur Ablieferung bereitzuſtellen. 


2. — Der Empfänger hat die Leiche innerhalb 6 Stunden nach Bereitſtellung auszuladen und ab⸗ 
zunehmen. Wird die Leiche nicht innerhalb dieſer Friſt abgenommen, ſo kann die Eiſenbahn ſie der 
Ortspolizeibehörde übergeben. Kommt die Leiche nach 18 Uhr an, ſo wird die Friſt zur Ausladung 
und Abnahme vom nächſten Tage ab 8 Uhr gerechnet. Wird die Leichenſendung nicht innerhalb dieſer 
Friſt abgenommen, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, Wagenſtandgeld zu erheben. 


8 5 
Ausnahmevorſchriften 
1. — Leichen, die von Polizeibehörden, Strafanſtalten, Krankenhäuſern und dgl. an höhere Lehr⸗ 
anſtalten geſandt oder von dieſen weiterverſandt werden, können ohne Begleiter befördert werden. 


2. — Dieſe Leichen können in dicht verſchloſſenen Behältern oder Särgen, welche gegen Ausrinnen 
und Entweichen von Gaſen geſichert ſind, ausſchließlich mit Güterzügen zur Beförderung aufgegeben 
werden. 


52 
Anlage C 
(3u $ 4 ber Verkehrsordnung) 


Vorſchriften für die Beförderung von lebenden Tieren Ee 
| 


Allgemeine Vorſchriften : } 
1. — Die Beförderung von lebenden Tieren erfolgt nad) den Bedingungen ber Verkehrsordnung, 
ſofern die Vorſchriften dieſer Anlage nichts anderes beſtimmen. : : 
2. — Die Bahnhöfe, welche Einrichtungen zum Verladen und Ausladen ſowie zum Tränken und 
Füttern von lebenden Tieren beſitzen, ſind in den Tarifen angegeben. 
82 
Auflieferung 


1. — Die Eiſenbahn hat die Züge, mit welchen lebende Tiere befördert werden, auf ben Bahn⸗ 
höfen durch Aushang bekanntzugeben. Die Bahnhöfe haben über die Fahrpläne dieſer Züge aus⸗ 
führliche Auskunft zu erteilen. red 


2. — An Feiertagen werden lebende Tiere zur Beförderung nicht angenommen. Werden Tiere 
ausnahmsweiſe an Feiertagen zur Beförderung angenommen, ſo iſt dies durch Aushang auf den 
Bahnhöfen bekanntzugeben. 


3. — Von der beabſichtigten Auflieferung von Tieren iſt der Verſandbahnhof mindeſtens 24 
Stunden vor der Abfahrt des Zuges, mit dem ſie befördert werden ſollen, zu benachrichtigen; die 
Eiſenbahn kann die Annahme der nicht rechtzeitig angemeldeten Tierſendungen verweigern. 

Können Tiere nicht mit dem zur Beförderung von Tieren gemäß Ziffer 1 beſtimmten Zug 
abgeſandt werden, ſo kann die Eiſenbahn die Tiere mit einem anderen entſprechenden Zug abſenden, 
wovon jedoch der Abſender zu benachrichtigen ijt. 


4. — Der Wagen zur Verladung von Tieren iſt ſchriftlich auf bem Verſandbahnhof zu beſtellen. 
In dem Beſtellſchreiben iſt die Gattung des Wagens (gedeckt oder offen, mit einem oder mehreren 
Böden), der Beſtimmungsbahnhof, der Tag und nach Möglichkeit die Stunde der Verladung und 
ſchließlich die Anzahl und Gattung der Tiere anzugeben. 


5. — Ob dem Frachtbrief ein Arſprungszeugnis oder eine amtliche Beſcheinigung des Tierarztes, 
daß die Tiere geſund oder frei von dem Verdacht anſteckender Tierkrankheiten ſind, beigegeben werden 
muß, beſtimmen die Geſetze und Vorſchriften der zuſtändigen Behörden. Außerdem ſind die jewei⸗ 
ligen tierärztlichen Vorſchriften betreffend die Beſchränkung des Verkehrs mit lebenden Tieren zu 
beachten. 


6. — Die Annahme von Tieren, die ſichtbare Zeichen anſteckender Krankheiten aufweiſen, kann 
abgelehnt werden. ! 


dem Ermeſſen und den Anweiſungen der Eiſenbahn allen Unglücksfällen von Menſchen oder Beſchädi⸗ 
gungen von Tieren und Gütern durch entſprechende Verpackung oder Verladung vorgebeugt hat. Die 
Käfige oder Kiſten mit wilden Tieren ſind außen mit einer auffallenden Anſchrift „Wilde Tiere“ zu 
verſehen. 


8. — Lebende Tiere müſſen ſo rechtzeitig auf dem Bahnhof bereitgeſtellt werden, daß ihre Ver⸗ 
ladung mindeſtens eine Stunde vor der Abfahrt des entſprechenden Zugs beendet werden kann. 


9. — Die Tiere hat der Abſender in den Wagen zu verladen. Er hat auch die erforderlichen Mittel 
zur Befeſtigung der Tiere zu beſchaffen; bei der Anbringung dieſer Befeſtigungsmittel darf der Abſender 
den Wagen nicht beſchädigen. Stellt die Eiſenbahn diefe Befeſtigungsmittel, ſo iſt ſie berechtigt, die 
tarifmäßigen Gebühren, mindeſtens jedoch die Selbſtkoſten zu erheben. 


10. — Die Tiere ſind in dem Wagen ſo unterzubringen, daß ſie nicht zuſammengedrängt ſind 
oder gegen die Wandung des Wagens gepreßt werden, insbeſondere ſo, daß ſich ein Menſch zwiſchen 
den eingeladenen Tieren frei hindurchbewegen kann. Bei der Querverladung muß außerdem zwiſchen 
den Tieren und den Wagenwänden loviel Raum bleiben, daß eine Verletzung der Tiere durch Ab⸗ 


7. — Wilde Tiere werden zur Beförderung bedingungsweiſe angenommen, wenn der Abſender nach 
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ſchürfung am Kopf oder am Hinterteil vermieden wird. Kleinvieh muß die Möglichkeit haben, ſich 
zu legen. Beir: Verladung von Tieren in Käfigen, Kiſten und dgl. iſtdarauf zu achten, daß zu den 
Tieren ausreichend friſche Luft treten kann; es dürfen demnach andere Güter nicht auf Behälter mit 
Tieren geſtellt werden. Käfige können nur dann übereinander verladen werden, wenn durch Leiſten oder 
auf andere Weiſe dafür geſorgt wird, daß zwiſchen den Käfigen ein Luftraum von mindeſtens 3 cm 
Höhe freibleibt. : 


11. — In demſelben Wagen dürfen nicht Tiere verſchiedener Gattung, wie Pferde und Großvieh 
mit Kälbern, Schweinen, Schafen und Dal. loſe verladen werden, es ſei denn, daß jede Gattung durch 
Bretter von den anderen getrennt wird. Für die Beförderung von Muttertieren mit ſaugenden Jungen 
und von Geflügel gelten dieſe Beſchränkungen nicht. 


12. — Bei Sendungen von Hornvieh und Borſtenvieh hat der Abſender den Wagenboden mit 
Streu zu verſehen. In Wagen mit Lattenwänden oder in Wagen, deren Türen während der Beför⸗ 
derung offen ſtehen, dürfen während der Sommerzeit leichtentzündliche Streumittel nicht verwendet 
werden. Als leichtentzündliche Stoffe wird Stroh, Spreu, Heu und dgl. angeſehen; dagegen dürfen 
mit Waſſer beſprengtes Sägemehl ſowie angefeuchtetes Torfitreu verwendet werden. Für die Lieferung 
von Streu bei der Verladung oder bei Umladung auf einem Anterwegsbahnhof kann die Eiſenbahn 
die tarifmäßige Gebühr, mindeſtens jedoch die Selbſtkoſten erheben. : 

13. — Für alle Beſchädigungen der Wagen ſowie der Bahnanlagen ſowohl während ber Ber- 
ladung oder Ausladung als auch während der Beförderung und ſchließlich für alle Unfälle der Tiere 
haftet der Abſender, ſofern kein Verſchulden der Eiſenbahn vorliegt. Nach Einlöſung des Frachtbriefs 
geht die Haftung für die Beſchädigung des Wagens und der Bahnanlagen auf den Empfänger über. 


14. — Die Eiſenbahn kann die Vorausbezahlung der Koſten für die Beförderung lebender Tiere 
verlangen. — eS : = = 


Beförderung ; 

1. Zur Beförderung von Tieren in gedeckten Wagen jind möglichſt ſolche Wagen zu wählen, 
die an den Längs⸗ oder Stirnſeiten mit je zwei von der Innenſeite verſchließbaren Luftöffnungen ver⸗ 
ſehen ſind. Bei Verladung von Tieren in Wagen ohne Luftöffnungen ſind die Türen mindeſtens bis 
zur Hälfte offen zu halten, wobei der Abſender die Türöffnungen mit Lattengittern zu verſtellen hat. 
Die Wagen müſſen gehörig gereinigt und geruchlos und die Wagenbböden dicht fein. 

21 — Die als Verpackung dienenden Käfige, Kiſten, Körbe und bol. müſſen geräumig und luftig 
ſein. Die Tieredürfen nicht geknebelt werden. Käfige, Kiſten und ähnliche Behälter müſſen einen dichten 
Boden und ſoweit hinauf dichte Wände haben, daß eine Verunreinigung des Wagens durch Kot oder 
Streu möglichſt ausgeſchloſſen iſt. Dieſe Vorſchrift gilt nicht für Tiere in Wagenladungen. Die Käfige 
und Behälter müſſen ſo beſchaffen ſein, daß die Tiere ſich nicht hindurchzwängen können; auch müſſen 
ſie ſo hoch ſein, daß die Tiere zwanglos darin ſtehen können. Ferner hat der Abſender die Käfige oder 
ähnliche Behälter, wenn die Beförderung vorausſichtlich mehr als 36 Stunden dauert, mit Vorrich⸗ 
tungen zum Tränken und bei. Kleinvieh auch zum Füttern der Tiere zu verſehen. 

3. — Der Abſender iſt verpflichtet den Sendungen lebender Tiere, wenn ſie nicht in Käfigen, 
Kiſten oder dgl. befördert werden, Begleiter beizugeben. Füt einen Wagen darf nicht mehr als ein 
Begleiter geſtellt werden; für je 4 Wagen iſt jedoch mindeſtens ein Begleiter zu ſtellen. Die Eiſenbahn 
kann den Abſender jedoch auf das von ihm im Frachtbrief geſtellte Verlangen von der Beigabe der 


Begleitung befreien. In dieſem Fall haftet die Eiſenbahn nicht für den Schaden, welcher aus der Ge⸗ 
fahr entſtanden iſt, deren Abwendung durch die Begleitung bezweckt wird (8 28 der Verkehrsordnung). 
Wenn der Abſender ein derartiges Verlangen im Frachtbrief nicht eingetragen hat, muß er den Namen 
und Vornamen des Begleiters ſowie die Wagen, für welche dieſer Begleiter beſtimmt iſt, im Fracht⸗ 
brief angeben. 

4. — Die Begleiter haben für die Tiere unterwegs Sorge zu tragen. Der Begleiter hat den ihm 
von der Eiſenbahn angewieſenen Platz im Zuge einzunehmen. Die Eiſenbahn kann verlangen, daß der 
Begleiter mit den Tieren in demſelben Wagen mitfährt, wenn die Sicherheit der Beförderung es er⸗ 
fordert. : 

5. — Die Gebühr für Die Fahrt der Begleiter jowie bie Beförderungsbedingungen beſtimmen die 
Tarife. : ; 
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6. — Bei Beförderung zur Nachtzeit müſſen die Begleiter der Tierſendungen geſicherte und gut 
brennende Laternen mit ſich führen. Die Verwendung von leichtentzündlichen Brennſtoffen wie Karbid, 
Petroleum und dgl. zur Beleuchtung iſt verboten. Im Güterwagen darf auch nicht geraucht werden. 


T. — Alle Tiere, deren Beförderung vorausſichtlich 24 Stunden oder länger dauert, hat ber Mb- 
ſender vor der Verladung zu füttern und zu tränken. Dauert die Beförderung mehr als 36 Stunden, 
ſo ſind die Tiere mindeſtens je 36 Stunden zu tränken und zu füttern. Wenn die Eiſenbahn auf Ver⸗ 
langen des Abſenders oder beim Fehlen eines Begleiters die Tränkung und Fütterung der Tiere be⸗ 
ſorgt, erhebt ſie die tarifmäßigen Gebühren, mindeſtens jedoch die Selbſtkoſten. 


8. — Die während der Beförderung zur Fütterung der Tiere erforderlichen Futtermittel oder 
Körner werden in einer im Tarif feſtgeſetzten Menge frachtfrei befördert, wenn ſie im Viehwagen mit⸗ 
verladen werden. 


Ablieferung 


1. — Die Eifenbahn hat Tierſendungen nach Ankunft auf dem Beſtimmungsbahnhof ot 
unverzüglich zur Abnahme bereitsujtellen. Der Empfänger hat die Tiere ſpäteſtens 2 Stunden nach ber 
Bereitſtellung auszuladen und abzunehmen. 


2. — Wenn nach Ankunft einer unbegleiteten Tierſendung auf bem Beltimmungsbahnhof lid) 
der Berechtigte zur Abnahme nicht meldet, jo hat bie Eiſenbahn den Empfänger von ber Ankunft ber 
Sendung gemäß $ 16 der Verkehrsordnung zu benachrichtigen. In dieſen Fällen endet die Auslade⸗ 
und Abnahmefriſt nach Ablauf von zwei Stunden nach dem Zeitpunkt, zu dem die Benachrichtigung 
von der Ankunft der Sendung als bewirkt gilt (S 16 ber Verkehrsordnung). 


3. — Die Muslabe- und Abnahmefriſt ruht während der Erfüllung der Zoll-, Steuer⸗, Finanz⸗ 
Polizei⸗, tierärztlichen und anderen verwaltungsbehördlichen Vorſchriften, ſoweit ihre Erfüllung ma 
durch ben Abſender, Empfänger oder Begleiter verzögert wird. 


4. — Werden die Tiere nicht innerhalb der feſtgeſetzten Friſt ausgeladen und abgenommen, 4 
kann bie Eiſenbahn für bas Überhalten der Tiere im Wagen oder auf dem Bahnhof bie tarifmäßigen 
Gebühren erheben. Die Eiſenbahn ijt auch berechtigt, die Tiere nach Ablauf dieſer Friſt auf Gefahr 
und Koſten des Berechtigten einer nach ihrem دو‎ entſprechenden Perſon in Verpflegung und Ob- 
hut zu geben. 


5. — Für bie Entſeuchung und bie REUS der Wagen erhebt bie Eiſenbahn eine in den Ta- 
rifen feſtgeſetzte Gebühr. 


Bemerkung 
zu den Anlagen D, D 1, E, E 1 und H 


Im Verkehr zwiſchen Bahnhöfen auf dem Gebiet der Freien Stadt Danzig ſind Vordrucke nur 
mit deutſchem Wortlaut anzuwenden. 


Im Verkehr von Bahnhöfen auf dem Gebiet der Freien Stadt Danzig nach Bahnhöfen auf zen 
Gebiet der Republik Polen find Vordrucke mit zweiſprachigem Wortlaut anzuwenden. BHR 


Anlage D — Załącznik 
(Zu $ 6 der Verkehrsordnung — Do $ 6 regulaminu przewozu) 


س — 


— —E2—— —ꝛ—ͤĩ ꝛ̃•——ä ö — 


A Kontrollsiempel : 

1 der Eisenbahn 1 ä— —— —ä— — —— 
t Stempel / FRACHTBRIEF LIST PRZE 0 ۱ Versandbahnhof (Stempel) 

bon. Kolei „ W ZW Stacja nadania ‘stempel) 


+ 


٢ GEWÖHNLICHE FRACHT — PRZESYŁKA ZWYCZAJNA‏ که 


Die Beförderung erfolgt auf Grund der Verkehrsordnung für die Beförderung von Gütern und der Gütertarife 
Przewóz odbywa sig na podstawie Regulaminu przewozu przesylek towarowych oraz taryf towarowych 


= ETETEN ETT I ERTL TRE S E Wo EAE S IRI EE EE EE NEPTIS J 
: ij 


Bestimmungsbahnhof 


Ne i Stacja przeznaczenia 


Bestimmungsort, wenn er ein anderer ist, als der Bestimmungsbahnhof 
Miejsce dostarczenia, jeżeli ono znajduje się poza stacją przeznaczenia 


WAGEN — WAGON 


are bedag ones 
igentums- adefldche, a T : 
Nummer“) merkmal") Gattung *) Bodenanzahl Empfdnger und seine Anschrift 
Numer *) Cecha Rodzaj*) Ładowność, Odbiorca i jego adres 
własności ") 000612608 COA TEST DEEST ẽ 


ilość pięter 


T ————: 
Gewicht des 


Zeichen Nummern Anzahl | Verpackung BEZEICHNUNG DES GUTES Absenders-kg Bowioht der Statistische Nr. 
: - d isenbahn- es Gutes 
Cechy Numery 11066 | Opakowanie NAZWA TOWARU Waga 5 ae H Waga kolei ka Nr stat. towaru | 


^) Füllt der Absender aus, falls er selbst ladet. 


+) Wpisuje nadawc a, jeżeli sam ładuje. 


RET سيا‎ JE ͤ K ˙ او‎ e فل‎ 
Vom Absender vorgeschriebener Beförderungsweg, Tarif 
Zadana przez nadawce droga przewozu, taryfa 


In der Verkehrsordnung und in den Tarifen vorgesehene Erklärungen des Absenders. Aufzählung der Beilagen. 
Öswiadezenia nadawcy przewidziane w Regulaminie przewozu i taryfach, Wyszczególnienie załączonych dokumentów. 


amy wypełnia nadawca. 


Der Absender zahlt 


Nadawca opłaca den 19 


—ͤ—y—ꝶꝝ ꝑ .ĩU 33 d desee مد سن‎ 


n. 
Absender, seine Unterschrift und Anschrift 
Nadawca, jego podpis i adres 


Angabe des Interesses an der Lieferung (in Buchstaben) 


: : : Der Empfänger zahlt % 
Deklaracja wartosci dostawy (stowami) 


Odbiorca ptaci 


Barvorschuss (in Buchstaben) — Zaliczka w gotowiznie (stowami) 


Vermerke des Absenders f. d. Empfänger (f. d. Eisenbahn 
unverbindlich) 


Uwagi nadawcy dla odbiorcy (nie wiążące kolei) 


Nachnahme (in Buchstaben) — Zaliczenie (stowami) 


Vom Absender bezahlt Nr. des Nachnahmebegleitscheins Für kg, 


Nadawca zaptacit Nr. przekazu zaliczenıowego Au ars ae 
Za kg, Der Empfänger : 
Stub ene e Stempel des Bestimmungsbahnhofs 


Die stark umrahmten Teile des Frachtbriefs füllt der Absender aus. 


—  —* EERS REEN Stempel stacji przeznaczenia ` 
Gebühr für die Angabe des Interesses an der Lieferung . . odbiorcę 


UWAGA: Czesci listu przewozowego obwiedzione grubymi li 


e Optata za deklaracje wartosci dostawy am 
5 P Barvorschussgebühr — Prowizja za zaliczkę w gotowiznie . . » |......-.--.-----|----- EE سو سی سا نیل‎ 
ë 666 Nachnahmegebühr — Prowizja za zaliczenie +: ماس سنا‎ 
e 
RR AD ned Dese uo S ناه اناد‎ CIE CI ep a a . F RT 
EE RS IE هغ‎ Ve AARRE AA O A ASAL A ESR E داي‎ EEC اوهد‎ 0707070 Składowe od 
DE ER EAS Stempeigebühr — Opłata stemplowa . . sr ...., 
| rne re eI n Fracht — Przewoźne ((m 0 ]-------=---- EE ا‎ hu سی‎ 


Empfangsnr. 


Wagenstandgeld 
Nr przybycia 


Postojowe od 


vom Stunde 


RE EL dn. godz. 


Stempel der Ausgabekasse 
Stempel kasy wydania 


Sendung abgeliefert 
Przesyłkę wydano 


Stempel des Versandbahnhofs Wiegestempel 
Stempel stacji nadania Stempel wagi 


Stempel der Obergangsbahnhofe auf andere Bahnen 
Stempel stacyi zdawczych na inne koleje 


Bemerkung: Dic Rückseite der Vordrucke ist mit einer Pausmasse zu überziehen. 


| 


hloz minga 
as 


35 sad : Ed ادنخ‎ 
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Anlage D1 — Zalacznik 
(Zu $ 8 der Verkehrsordnung — Do $ 8 regulaminu przewozu) 


vem 10011111111 geg UOT PREMOZONEGO 9 ere eers 


RR „ GEWÖHNLICHE FRACHT - PRZESYŁKA ZWYCZAJNA 


Die Beförderung erfolgt auf Grund der Verkehrsordnung für die Beförderung von Gütern und der Gütertarife 
Przewóz odbywa sie na podstawie Regulaminu przewozu przesylek towarowych oraz taryf towarowych 

u Bestimmungsbahnhof 
Stacja przeznaczenia 


Bestimmungsort, wenn er ein anderer ist, als der Bestimmungsbahnhof 
Miejsce dostarczenia, jeżeli ono znajduje sie poza stacją przeznaczenia 


WAGEN — WAGON 


Ladegewicht, 


Eigentums- Ladefläche, F 7 7 
Nummer *) 110000 Gattung?) Bodenanzahl Empfänger und seine Anschrift 
Numer ") Cecha Rodzaj *) Ładowność, Odbiorca i jego adres 
własności ‘) powierzehnla, N. , ꝛœ ð k S Ee 


ilość pieter - 


Gewicht des 


T i pE ee —xʒꝓ—äF Vet N 
Zeichen Nummern Anzahl Verpackung BEZEICHNUNG DES GUT ES Absenders-kg Gewicht der 
Cechy Numery Opakowanie NAZWA TOWARU Waga 11 Fee sig 


Vom Absender vorgeschriebener Beförderungsweg, Tarif 
Zadana przez nadawcę droga przewozu, taryfa 


—— 
In der Verkehrsordnung und in den Tarifen vorgesehene Erklärungen des Absenders. Aufzählung der Beilagen. 
O$wiadczenia nadawcy przewidziane w Regulaminie przewozu i taryfach. Wyszczególnienie załączonych dokumentów. 


Der Absender bezahit 


Nadawca opłaca 2 den 1 19 
2 -—m 0000000000868 REE6ꝗ—ͤ—b TDi 

Angabe des Interesses an der Lieferung (in Buchstaben) ber Empfänger zahlt B Absender, seine Unterschrift und Anschrift 

Deklaracja wartosci dostawy (stowami) Odbiorca placi Nadawca, jego podpis i adres 


Barvorschuss (in Buchstaben) — Zaliczka w gotowiznie (stowami) 
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Nachnahme (in Buchstaben) — Zaliczenie (stowami) Bes Vermerke des Absenders f. d. Empfänger (f. d. Eisenbahn 
unverbindlich) 

5 — > : : = = — BEE ام‎ SEA PP Uwagi nadawcy dla odbiorcy (nie wiążące kolei) 
Vom Absender bezahlt | Nr. des Nachnahmebegleitscheins Für kg, j Fracht- 

Nadawca zapłacił Nr. przekazu zaliczeniowego W Klasse Nat 

| Za kor, Klasa | Stawka : 
—— 1 — 1 1 Nachträgliche Verfügung des Absenders: 
BERN EU Rd EN REES] | Gebühr für die Angabe des Interesses an der Lieferung |.....,.---------.|...... Dodatkowe zlecenie nadawcy: j 
Optata za deklarację wartości dostawy —————M 

< ee Barvorschussgebühr — Prowizja za zaliczkę w gotowiznie . . « |.................|..... 

z e e ß 
i Stempelgebühr — Opłata stemplowa . . . » RE DEER ę /ę=]? .! N ee N 
AA ee EG Fracht — Przewožne (km E EES EE EE A 
/ ß يت‎ be I EE eed Nachträgliche Verfügung angenommen 

(Stempel des Versandbahnhofs) 
ee e e دافم سن شه‎ EEE SD Ra 7 GE EE او‎ [naf Dodatkowe zlecenie przyigto: 
(Stempel stacji nadania) 
V 
. Stempel des Versandbahnhofs Wiegestempel 
Stempel stacji nadania Stempel wagi 
^ ' f Frachtbriefdoppel 


— 
(Erhält der Absender) 
Wtörnik listu przewozowego 


(Otrzymuje naddawca) 


— —————————————— 


*) Wpisuje nadawca, jeżeli sam ładuje. 


+) Füllt der Absender aus, falls er selbst ladet. 


1 و‎ 
E x : 
H L p * sd 
is E — — — — مره‎ AA 
{ 1 ^ n 1 

1 2 
N U 33:4, لاه‎ J à x 

1 د‎ “A ۷ c 

1 à NLA : — 1 $ 

1 4 

| stat i 5 : 

: 1 
ا‎ 
terol ) 
Qc Et 
Q 
—— E .وتان هر‎ EUER TS 
" É mut nadoiaX 
i D 1 ** 4999 
n .خو‎ DEEG — - —- - — — —— 


PETRO 


ec 


i 2117220۸ moV 
dend EEL DE an 
o RES 

: rials 
EEE ET E AMORE e 


OE EL‏ . پس لپ کے ج 1ه 


„ ——-. K Ä ĩᷣͤ ““... EE مس اس تامیلونب‎ 


Meisen nner vun 


1 A اسو‎ ir har 3 145 ir Fan un nb e ME TT OIE 


SELTEN 
0 


3 t RETN 
V ووه‎ A inval eb iati moy 
; 2 T HOES. sowsbi z 


— — 


7 
Anlage E - Zalaeznik 


(Zu 8 6 der Verkehrsordnung — Do $6 regulaminu przewozu) 


jt Kontrollsiempel » — ꝛũ—— —äb d — 
e LIE AN DEN INHABER DES FRACHTBRIEFDOPPELS — LIST PRZEWOZOWY NA 11111111 ٧111111 LISTU PRZEWOZOWEGO | 
ge Die Beförderung 12 955 On د‎ 6 AE a 8 js 05 6 der Gütertarife 


SEE Przewöz odbywa sie na podstawie Regulaminu przewozu przesylek towarowych oraz taryf tewarowych 


Kontrollnr. — Kontrolny Nr. Versandbahnhof (S:empel) — Stacja nadania (stempel) 


Je 


Bestimmungsbahnhof — Stacja przeznaczenla 


WAGEN — WAGON 


"m Ladegewicht, BES AR a SER OE eN de] UE MIU  — : T 1 1 
igentums- adefläche, : i TEA EE رن‎ 
Nummer *) Merkmal) Gattung*) | Bodenanzahl Vor- und Zuname und Anschrift des Meldeadressaten — Imig nazwisko i acres domicyliata 
Numer *) Cecha Rodzaj *) Ładowność, 
własności *) powierzchnla, f ] ð SS 


ilość pięter 


5 1 n 2 b 2 2 V ` E p- —— ——— ———— ne روس‎ nn 
Gewicht des EEE 
Zeichen Nummern Anzahl Verpackung BEZEICHNUNG DES GUTES Absenders-kg Gewicht der ID Nr. | 
S i 2 Waga nad Eisenbahn-k es Gutes 
echy Numery 11056 | Opakowanie NAZWA TOWARU 5 9 na aa Eisenbahn kg Res s 


Vom Absender vorgeschriebener Beförderungsweg, Tarif EE 3 
Zadana przez nadawcę droga przewozu, taryfa 7 
—— —— nn B 
In der Verkehrsordnung und in den Tarifen vorgesehene Erklärungen des Absenders. Aufzählung der Beilagen. 

Öswiadezenia nadawcy przewidziane w Regulaminie przewozu i taryfach. Wyszczególnienie ee dokumentöw. 


Der Absender bezahlt 


Nadawca opłaca : den / 19 
ae / — DET . Jen MEE sed 

Angabe des Interesses an der Lieferung (in Buchstaben) ber Empfänger zahit اغ‎ Absender, seine Unterschrift und Anschritt 

Deklaracja wartości dostawy (stowami) Odbiorca płaci Nadawca, jego podpis i adres 


Nachnahme (in Buchstaben) — Zaliczenie (stowami) ? 


Vermerke des Absenders f. d. Empfänger (f. d. Eisenbahn 


Vom Absender bezahlt Nr. des Nachnahmebesleitscheins Für kg, unverbindlich) ER 
Nadawca zaplacit Nr. przekazu zaliczeniowego Stückzahl Klasse 1 Uwagi nadawcy dla odbiorcy (nie wiążące kolei) 
es orde m Klasa 
9. 
sztuk, m? ei 


1 | > 7 
Gebühr für die Angabe des Interesses an der Lieferung . Benachrichtigt | Stempel des Bestimmungsbahnhofs 
Optata za deklaracjg wartosci dostawy Zawiadomiono Stempel stacji przeznaczenia 


Nachnahmegebühr — Prowizja za zaliczenie . .. .. » 


de ER RS E DES En Lagergeld‏ اځ SS‏ د 
Sktadowe od‏ 
v RE‏ 8 
سن eee dm‏ 
c Wagenstandgeld Empfangen.‏ 
Postojowe od Nr przybycia‏ 


vom Stunde 


dn. godz. 


Stempel der Ausgabekasse 
EE E PEE Slempel kasy wydania 


Scndung abgeliefert 
———•ͤ 4 EE . 7 2 Przesyłkę wydano 


Stempel des Versandbahnhofs Wiegestempel 
Stempel stacji nadania Stempel wagi 


Stempel der Übergangsbahnhöfe auf andere Bahnen 
Stempel stacyi zdawczych na inne koleje 


*) Wpisuje nadawca, jeżeli sam ładuje. 


Części listu przewozowego obwiedzione grubymi liniamy wypełnia nadawca. 


BEMERKUNG 


+) Füllt der Absender aus, falls er selbst ladet. 


UWAGA 


Die stark umrahmten Teile des Frachtbriefs füllt der Absender aus. 


slh‏ :ده -—dL‏ :هو 
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igni) س--‎ — —— — 


3 223 PIE AF : Hisret »5bnasdA 200 
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Anlage — Zalacznik 1 
(Zu $ 8 der Verkehrsordnung — Do $ 8 regulaminu przewozu) 


^ vec fl A 1101111811 AN DEN Hätten. — WIÓR USTU PRZEWOZOWEGO ML اك"‎ 
1 / GEWÖHNLICHE FRACHT - PRZESYEKA ZWYCZAJNA 


ه٥‎ kontra kolei ie” 
NU Ad Die Beförderung erfolgt auf Grund der Verkehrsordnung für die Beförderung von Gütern und der Gütertarife 


er, Przewóz odbywa sie na podstawie Regulaminu przewozu przesyłek towarowych oraz taryf tewarowych 


Kontrollnr — Kontrolny Nr, Versandbahnhof (Stempel) — Stacja nadania (stempel) 
Ne 
دصاقم می اا‎ S A 
WAGEN — WA GON Bestimmungsbahnhof — Stacja przeznaczenia 
= EU NN — —— 
igentums- adefldche, Vor- ift d Idead ten — Imi isko i icvli 
Num EYES ANKE d) Gattung *) Bodenanzehl or- und Zuname und Anschrift des Meldeadressaten mig nazwisko i adres domicyliata 
Numer *) Cecha Rodzaj *) Ładowność, 
własności °) powierzchnla, | eee 
ilość pieter | 
BEZEICHNUNG DES GUTES Gewicht انا‎ 8# 
Zeichen Nummern Anzahl Verpackung Absenders-kg ١ dor 
Cechy Numery loss Opakowanie NAZWA TOWARU Waga perg Miis kolei. 19 


Vom Absender vorgeschriebener Beförderungsweg, Tarit l 
Żądana przez nadawcę droga przewozu, taryfa 
ee de nn ee ee äʒmääꝙä 
In der Verkehrsordnung und in den Tarifen vorgesehene Erklärungen des Absenders. Aufzählung der Beilagen. 
O$wiadczenia nadawcy przewidziane w Regulaminie przewozu i taryfach. Wyszczególnienie załączonych dokumentów. 
Der Absender bezahlt 
Nadawoa gps J en 19: 
—— — ͤ öũ4——̃ : 
Angabe des Interesses an der Lieferung (in Buchstaben) Der Empfänger zahlt Maga und 815 Anschrift 
Deklaracja wartości dostawy (stowami) Odbiorca płaci adawca i jego adres 
!! N ES 
Nachnahme (in Buchstaben) — Zaliczenie (stowami) | 
EE Vermerke des Absenders f. d. Empfänger (f. d. Eisenbahn 
TENET PU ET " unverbindlic 
Vom Absender bezahlt | Nr. des Nachnahmebegleitscheins Für kg, F 1 # y 
r EE i racht- Uwagi nadawcy dla odbiorcy (nie wiążące kolei 
Nadawca zapłacił Nr. przekazu zaliczeniowego an Kan g y y ażą ) 
) Za kg, asa | Stawka 
| X sztuk, m* N EL ⁰ Tr E A 
1 | | T 
GU EDE | Gebühr für die Angabe des Interesses an der Lieferung Bei der Auflieferung erhoben 
Oplata za deklaracja wartości dostawy Pobrano przy nadaniu (in Buchstaben — slowami) 
Er متاس‎ CE eee Nachnahmegebühr — Prowizja za zaliczenie . ......... A. 
EE oh EEE RAE RE NEE OE (Kassenstempel auf der Rückseite) Unterschrift des Kassenbeamten 
[CPU ER EE RD Be he ed e TO EDE RY (Stempel kasy na odwiozie) Podpis kasjera 
FF:. . . . —— 
F e Bei der Ablieferung erhoben 
EG Stempelgebühr — Opłata stemplowa . . . -- دن‎ Pobrano pray wydaniu (in Buchstaben — slowami) 
F Fracht — Przewoźne ((m.) | -------- |.-------.].----------------.|----- 


(Kassenstempel auf der Rückseite) Unterschrift des Kassenbeamten 
(Stempel kasy na odwrocie!  POQpIS kasjera 
nn 


Nachträgliche Verfügung: ~ Dodatkowe zlecenie: 


————————— 


Stempel des Versandbahnhots Wiegestempel Doppel angefertigt Nachträgliche Verfügung angenommen 
i Stempel wagi i dzono (Stempel des Versandbahnhofs) 
Stempel stacji nadania p g Wtórnik sporzadzon Doi ee 
(Stempel stacji nadania) 

am MERE EA En chon 

dnia 

Unterschrift any ES SE ok 

Podpis 


ae terdee e De ENE N ̃ رب ید‎ EE gp Re —T— — . ۶971 
Bemerkung: Die Vordrucke sind auf weiBem Papier mit einem gelbfarbigen Netz auf der Vorderseite zu drucken. 


Bestätige den Empfang der Sendung 
Potwierdzam odbiör przesytki 


(Empfänger, seine Unterschrift und Anschrift) 
(Odbiorca, jego podpis i adres) 
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Anlage F 
(Zu 8 8 der Verkehrsordnung) 


Bahnhof ٢-٢ کټ ات‎ EE AN EE 


Beſcheinigung iber bie Aufgabe 
der Sendung mit einem Frachtbrief an den Inhaber Des Frachtbriefdoppels. 


H. (Name des Absenders) RE ER hat auf dem Bahnhof 4% 


Eilfrachtbrief“ 
mit an den Inhaber des Frachtbriefdoppels nachſtehende Sendung aufgegeben: 


Bezeichnung des Gutes 
Zeichen und Nummern oder Wagenn nn. 
AR N OR ses ee satte tad Gewicht in k 
Verpackung. PES E LAU Höhe ber 0610116 کا‎ 
DULD وسن‎ Iii 
Der Abſender Hat eememeennnemenennenennnennnennnenenenenen als Koſten vorausgezahlt. 


Dieſe Beſcheinigung berechtigt nicht zur Verfügung über die Sendung und dient nur für die in der 
Verkehrsordnung für die Beförderung von Gütern beſtimmten Zwecke. 


Es UU ose DA EA A 19. 
„Tagesſtem⸗ 
pel des 
Verſand⸗ 
j5ßkI mn هو‎ ME 
ee ددم‎ 4 (Unterſchrift) 


*) Das nicht Zutreffende iſt zu ſtreichen. 
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F appin Anlage G 
(enundsaerdirs®- 180 8 2- HO (Zu $ 12 ber Verkehrsordnung) 
Ane 
Fehlen oder Mängel der Verpackung. 
Allgemeine Erllärung. 
Der Bahnhof. um 555 E تا‎ ٢ ٢ übernimmt 


vom heutigen Tage an af 1 mein Guder bie e nachbezeicneten Sien die von mit zur Beförderung 


aufgegeben werden: 


SEE DEE ED ED DEE ED Oe OE RR ER EE REIT T.T و‎ er ee ee 


Ich erkenne hiermit an, daß dieje Güter, wenn fie von einem Frachtbrief begleitet ſind, der einen 
Hinweis auf ur AS az enthält: 


unverpadt =) 


aufgegeben find. 


or 
Ur 


a EA ed EE EE ES GE Ee سار‎ CHEND * den r 1 9 I AD 
P11! . ĩͤ . Sr, 
es REKE OS) 


) Das nicht Zutreffende ijt zu ſtreichen. 


in der nachfolgend beſchriebenen mangelhaften Verpackung 20) 
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Anlage H 
(Zu 8 21 ber Verkehrsordnung) 


Nachträgliche Verfügung. 


Den Bahnhof او‎ sad EE مو‎ Der z لو موو وه‎ E Bahn 
erſuche ich folgende er des Frachtvertrags bei ber nachſtehend bezeichneten Sendung durchzu⸗ 
führen: 


2 e Anzahl | Verpackung کا‎ des Gutes Gewicht in kg 


Die mit namentlichem Deere An delt 21001061 ““”. 8 
Frachtbrief IE 
l. EE 19 me ORE pus de KOP 8 
f OE a RE aufgegeben wurde 
1. die. Sendung auf dem Verſandbahnhof nun zurückzugeben; 


2. zwecks Abwartung weiterer Verfügungen unterwegs anzuhalten; 

3. in Erwartung weiterer Verfügungen nicht abzuliefern; 

4 able AN: nnn d ٢ 
in Amis N DEE EE اوو‎ Eiſenbahn; 


5. abzuliefern nur gegen Bezahlung einer Nachnahme von 
(in Buchſtaben) 


(in Buchſtaben) 
6. abzuliefern nicht gegen Bezahlung der im Frachtbrief angegebenen Nachnahme, ſondern gegen Be⸗ 
3001110 einer Nachnahme von =: 


(in Buchſtaben) 
7. abzuliefern ohne Erhebung einer Nachnahme; 
SE e e د‎ EG 7 


(andere in ber Verkehrsordnung oder im Tarif vorgeſehenen Verfügungen) 
Gleichzeitig beantrage ich telegrapziſche uperſendung der Benachrichtigung über dieſe Verfügung. 


fernmündliche 
AR EEE ES LEO ANI 
(Unterſchrift) 
Das nicht Zutreffende iſt zu ſtreichen. 
i he BOS و ود‎ V: j; ال کد‎ Eiſenbahn. 


Vorſtehende Verfügung des Berechtigten wird zur Ausführung unter Beachtung der Vorſchriften 
des § 22 der Verkehrsordnung für die Beförderung von Gütern überſandt. 

Dieſe Verfügungen wurden auf dem vom Berechtigten vorgelegten Frachtbriefdoppel wiederholt. 
Die dem Abſender ausgegebene Nachnahmebeſcheinigung wurde en Dieſe Erklärung bezieht 
Telegramm 
pu do 


icum P metu Tonnan mod (on re: qn aoa POE due 19.... 


ur d 
s 5 


ſich auf unſer 


Nl 4 r , . ͤ ... ee dead E ͤ EI EA که به‎ 


LE (Anterſchrift) 
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Anlage J 
(Zu 8 52 der Verkehrsordnung) 


Vorſchriften für die Beförderung von Privatwagen 
$1 
Allgemeine Vorſchriften. Begriff der Privatwagen 

1. — Die Beförderung leerer und beladener Privatwagen erfolgt nach den Bedingungen der Ver⸗ 
kehrsordnung, ſofern die Vorſchriften dieſer Anlage nichts anderes beſtimmen. 

2. — Als Privatwagen gelten die Wagen, die auf Grund eines beſonderen Vertrags auf den 
Namen eines Privaten (Einzelperſon, juriſtiſchen Perſon, Firma oder öffentlichen Amtes) in den 
Wagenpark einer Eiſenbahn eingeſtellt und mit einer beſonderen Bezeichnung verſehen ſind. Dieſe 
Wagen können Eigentum deſſen ſein, der ſie in den Wagenpark einer Eiſenbahn einſtellt, oder auch 
durch dieſen zur ausſchließlichen Benutzung von der Eiſenbahn oder einem Dritten gemietet ſein. Bei 
Anwendung dieſer Vorſchriften gilt als Eigentümer des Privatwagens, wer die Einſtellung erwirkt hat. 

3. — Solche Wagen ſind: 

a) Keſſelwagen, Tankwagen, Behälterwagen, Wagen mit dauerhaft befeſtigten Fäſſern, Behältern, 
Bottichen, Steinzeug⸗ oder anderen Gefäßen; 

b) ſonſtige Wagen, die zur Beförderung genau beſtimmter Güter eingerichtet ſind, z. B. Kühl⸗ 
wagen für die Beförderung von Fleiſch, Milch, Fiſchen, Bierwagen für die Beförderung von 
Bier, Wagen für die Beförderung von Geflügel, Vieh und dgl., Wagen mit Heiz⸗ oder Kühl⸗ 
vorrichtungen, Wagen mit Motoren zum Pumpenantrieb, Wagen mit Verbrennungsmotoren 
und dgl.; 

e) gewöhnliche Wagen: gedeckte und offene Wagen, Rungenwagen und dgl., ohne beſondere 
Einrichtungen. 

Auf jedem der vorſtehend unter a) und b) genannten Privatwagen müſſen folgende Anſchriften 
vorhanden ſein: 

(1) Eigentumsmerkmal der Bahn, in deren Wagenpark der Wagen eingeſtellt wurde, 

(2) Nummer des Wagens, Wagenſerie ſowie das Zeichen [EI (Privatwagen), 

(3) Name der Einzelperſon, juriſtiſchen Perſon, Firma oder des öffentlichen Amtes, die den 
Wagen in den Eiſenbahnpark eingeſtellt hat, 

(4) Name des Heimatbahnhofs, 

(5) Bezeichnung des Gutes, für deſſen Beförderung der Wagen beſtimmt iſt, 

(6) andere, nach den Eiſenbahnvorſchriften erforderliche Anſchriften. 

In derſelben Weiſe müſſen auch die im Abſatz e) genannten Privatwagen bezeichnet ſein mit Aus⸗ 
nahme der Wagen, die Eigentum der Eiſenbahn ſind und an Private vermietet ſind, die ſtatt des 
Zeichens [E] das Zeichen ® (von ber Eiſenbahn gemieteter Wagen) erhalten. 


4, — Die Eifenbahn, in deren Wagenpark der Wagen eingeſtellt ijt, hat allein zu entſcheiden, ob 
nach den vorſtehenden Vorſchriften der Wagen im Verkehr zuzulaſſen iſt. 


8 2 
Verfügungsrecht 

1. — Das Verfügungsrecht über einen Privatwagen ſteht grundſätzlich dem Einſteller zu. 

2. — Der Abſender eines leeren oder beladenen Privatwagens, der nicht Einſteller dieſes Wagens 
iſt, muß dem Verſandbahnhof zugleich mit dem Frachtbrief eine ſchriftliche Erklärung des Wagenein⸗ 
ſtellers übergeben, in der dieſer ſich mit der beabſichtigten Beförderung des Wagens einverſtanden er⸗ 
klärt. Die Eiſenbahn kann auf dieſe ſchriftliche Erklärung verzichten, wenn der Verſandbahnhof des 
leeren oder beladenen Wagens derjenigen Verwaltung angehört, bei welcher der Wagen eingeſtellt 
iſt, und wenn der Einſteller damit einverſtanden iſt. Dieſe Zuſtimmung muß der einſtellenden Eiſen⸗ 
bahn ſchriftlich mitgeteilt werden und kann ſich entweder auf einen Teil oder die Geſamtzahl der auf 
den Namen des betreffenden Einſtellers eingeſtellten Wagen beziehen. 

Eine Erklärung des Einſtellers iſt nicht erforderlich, wenn ein von ihm leer zur Beladung auf⸗ 
gelieferter Wagen vom Empfänger auf dem Bahnhof, in dem er leer eingelaufen ilt, beladen zur Bes 
förderung übergeben wird. : 

Der Abſender eines leeren Wagens kann ohne Einverſtändnis des Einitellers den Frachtvertrag 
nicht abändern. i 
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3. — Wird ein leerer oder beladener Privatwagen von einem Abſender, der nicht zugleich Cin- 
ſteller des Wagens ilt, zur Beförderung übergeben, jo ruht vorbehaltlich der Vorſchrift bes § 3 Ziff. 5 
das Verfügungsrecht des Einſtellers für die Dauer der Beförderung. | 

4. — Verfügt der Cinjteller nichts anderes, fo ijt ber Empfänger einer in einem Privatwagen an- 
gekommenen Sendung berechtigt, den leeren oder beladenen Wagen an den Einſteller nach dem Heimat- 
bahnhof zurückzuſenden. 

5. — Wenn der Einſteller nichts anderes verfügt und der Empfänger von dem ihm nach Ziff. 4 
zuſtehenden Recht keinen Gebrauch macht, iſt die Eiſenbahn berechtigt, den Wagen nach Entladung ohne 
weiteres auf Koſten des Einſtellers mit einem auf ſeinen Namen und an ſeine Anſchrift lautenden 
Frachtbrief an den Heimatbahnhof zurückzuſenden. 

Dieſe Vorſchrift gilt auch für leer zur Beladung angekommene und vom Empfänger nicht binnen 
acht Tagen nach der Ankunft beladen aufgegebene Privatwagen, wenn der Einſteller vor Ablauf der 
Friſt nichts anderes verfügt hat. 

Die Vorſchriften dieſer Ziffer gelten nicht für Wagen, die auf Privatanſchlußgleiſen ſtehen. 


8 3 
Beförderungsbedingungen für Privatwagen 

1. — Die leeren Privatwagen ſind mit namentlichem Frachtbrief zur Beförderung aufzuliefern. 

2. — Der Abſender hat im Frachtbrief außer den in der Verkehrsordnung vorgeſchriebenen Ein⸗ 
tragungen folgende Angaben zu machen: 

a) bei leeren Wagen in der Spalte „Bezeichnung des Gutes“ die Bezeichnung „leerer Wagen“ 
mit der Angabe der Urſache ber leeren Beförderung (3. B.: „Zur Beladung von ان‎ 
(anzugeben das Gut, für deſſen Beförderung der Wagen beſtimmt ijf) oder „leer zurück“ oder 
„zur terminmäßigen Unterſuchung“ oder „nach ber terminmäßigen Anterſuchung zurück nach 
dem Heimatbahnhof“, „zur Ausbeſſerung“ oder „nach der Ausbeſſerung zurück nach dem 
Heimatbahnhof“); 

b) bei leeren oder beladenen Wagen in der Spalte „Eigentumsmerkmal“: die Bahn, die den 
Wagen eingeſtellt hat, Nummer, Serie, das Zeichen E] oder ſowie den Heimatbahn⸗ 
hof des Wagens. 

3. — Der Privatwagen darf nur zur Beförderung derjenigen Güter benutzt werden, für die er 
beſtimmt iſt. 

4. — Iſt ein Privatwagen mit beſonderen Einrichtungen (Kühlvorrichtungen, Waſſerbehältern, 
maſchinellen Einrichtungen und dgl.) verſehen, ſo hat der Abſender oder der Empfänger für die Be⸗ 
dienung dieſer Einrichtungen zu ſorgen. 

Beſitzen Privatwagen an den Achſen angebrachte Antriebsvorrichtungen, ſo iſt bei einem Antrag, 
ſie in Betrieb zu ſetzen, im Frachtbrief in der Spalte „Bezeichnung des Gutes“ der Vermerk einzutragen: 
„Kraftabnahme von Wagenachſe verlangt“. Die Eiſenbahn iſt berechtigt für die Benutzung der 
Triebkraft von der Wagenachſe die tarifmäßige Gebühr zu erheben. 

5. — Wird ein leer zur Beladung aufgelieferter Wagen unterwegs ſo beſchädigt, daß er nach dem 
Ermeſſen der Eiſenbahn nur noch in leerem Zuſtand weiterlaufen kann, ſo hat der Bahnhof, auf dem 
die Beſchädigung feſtgeſtellt wird, den Wagen auszuſetzen und ſofort auf Koſten des Einſtellers deſſen 
Anweiſung unmittelbar durch Privattelegramm einzuholen. Iſt der Einſteller nicht zugleich Abſender 
des Wagens, ſo hat der Bahnhof, auf dem die Beſchädigung feſtgeſtellt wurde, auch den Abſender 
durch Vermittlung des Verſandbahnhofs zu benachrichtigen. 

Erteilt der Einſteller binnen acht Tagen nach Abſendung bes Telegramms keine Anweiſung, jo iit 
die Eiſenbahn berechtigt, den Wagen ohne weiteres mit einem auf den Namen und die Anſchrift des 
Einſtellers lautenden Frachtbrief an den Heimatbahnhof zurückzuſenden. Die Gründe für die Zurück⸗ 
ſendung des Wagens ſind im Frachtbrief zu vermerken. 

Die Beförderungskoſten und die ſonſtigen bis zum Ausſetzungsbahnhof aufgelaufenen Koſten ſo⸗ 
wie die Koſten, bie fid) aus der Ausführung der Anweiſung des Einſtellers oder daraus ergeben, daß 
die Eiſenbahn den Wagen von ſich aus an den Heimatbahnhof zurückſendet, haften an der Sendung. 

Die Rechte des Einſtellers nach den Vorſchriften des nachſtehenden § 5 bleiben gewahrt, wenn 
die Ausſetzung des Wagens durch die Eiſenbahn verſchuldet worden iſt. 

Die Vorſchriften dieſer Ziffer gelten auch: 

a) für leer zur Beladung aufgelieferte oder leer zurücklaufende Wagen, die unterwegs durch eine 
Beſchädigung laufunfähig werden. Leer zurücklaufende Wagen, die unterwegs beſchädigt werden, ohne 
dadurch laufunfähig zu werden, ſind an ihren Beſtimmungsbahnhof weiterzuleiten; 

b) für beladene Wagen, die infolge einer Beſchädigung laufunfähig oder zur Weiterbeförderung 
der Sendung ungeeignet werden. In dieſem Falle hat die Eiſenbahn, ſofern ſie es nicht vorzieht, den 
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Wagen umzuladen, bie Anweiſung des Abſenders darüber einzuholen, was mit der Sendung zu ge⸗ 
ſchehen hat. Handelt es ſich um leicht verderbliche Sendungen, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, ſie ohne 
weiteres beſtmöglichſt zu verkaufen; der Abſender iſt hiervon telegraphiſch auf ſeine Koſten zu benach⸗ 
richtigen. Iſt die Sendung von Amts wegen oder auf Verlangen des Abſenders umgeladen oder iſt ſie 
verkauft worden, ſo hat die Eiſenbahn den Einſteller um Verfügung über den Wagen zu erſuchen. 


Die Verfügung des Einſtellers braucht nicht eingeholt zu werden, wenn es ſich nur um geringfügige 
Ausbeſſerungen zur Wiederherſtellung der Lauf- oder Verwendungsfähigkeit des Wagens handelt und 
die Eiſenbahn ſie auf eigene Koſten ausführt. 


8 4 
Ausſchluß von Nachnahmen, Barvorſchüſſen und der Angabe des Intereſſes an der Lieferung 


1. — Sendungen von leeren Privatwagen dürfen weder mit Nachnahmen noch mit Barvorſchüſſen 
belaſtet werden. Jedoch kann die Eiſenbahn ſie mit den Vorfrachten und allgemein mit allen ihr ent⸗ 
ſtehenden Koſten belaſten. 


2. — Bei Beförderung von leeren Privatwagen ijt eine Angabe bes Intereſſes an der Lieferung 

unzuläſſig. 
$5 
Haftung 

1. — Für bie Aberſchreitung ber Lieferfriſt eines mit dem Zeichen | P| verſehenen leeren Wagens 
haftet die Eiſenbahn nur gegenüber dem Einſteller. 

Die Lieferfriſten ruhen während der Zeit des Stillſtands des Wagens bei Beſchädigungen, die 
eine Fortſetzung der Beförderung verhindern. 

Für die Überſchreitung der Lieferfriſt eines mit dem Zeichen 0 verſehenen leeren Wagens haftet 
die Eiſenbahn nicht. : 

2. — Bei Überſchreitung ber Lieferfriſt für Sendungen, bie in Privatwagen verladen find, wird 
für verſpätete Zuftellung des Wagens keine Haftung übernommen. 

3. — Bei Verluſt oder Beſchädigung eines Privatwagens oder bei Verluſt feiner Beſtandteile haftet 
die Eiſenbahn nur gegenüber dem Einſteller des Wagens. : 

4, — Bei Verluſt oder Zerſtörung eines Privatwagens haftet bie Eiſenbahn nur nach den Be- 
dingungen des Einſtellungsvertrags. 

5. — Bei Beſchädigung eines Privatwagens oder bei Verluſt von Beſtandteilen hat die Eiſenbahn 
den Tatbeſtand nach 8 43 Ziff. 1 der Verkehrsordnung feſtzuſtellen. Wenn der Einſteller des Wagens 
nachweiſt, daß der Schaden durch ein Verſchulden der Eiſenbahn verurſacht iſt, ſo hat die Einſtellungs⸗ 
bahn dem Einſteller auf ſein Verlangen die ihm erwachſenen Wiederherſtellungskoſten des Wagens unter 
Ausſchluß aller weiteren Anſprüche vorbehaltlich der nachſtehenden Vorſchriften zu erſtatten. 


6. — Für den Verluſt oder die Beſchädigung von loſen Wagenbeſtandteilen haftet die Eiſenbahn 
nur, wenn die Beſtandteile auf beiden Wagenlängsſeiten oder bei gedeckten Wagen im Wageninnern 
angeſchrieben ſind. Die Eiſenbahn haftet nicht für den Verluſt oder die Beſchädigung von loſen Geräten. 

7. — Die Eiſenbahn haftet für Beſchädigungen von Gefäßen aus Ton, Glas, Terrakotta uſw. 
nur dann, wenn dieſe Schäden mit einer anderen Beſchädigung des Wagens zuſammenhängen, für 
die nach den vorhergehenden Vorſchriften die Eiſenbahn haftet. 

Sie haftet auch für die Beſchädigung von Gefäßen, die im inneren eine Verkleidung (Email, 
Ebonit uſw.) haben, nur dann, wenn das Gefäß ſelbſt Spuren einer äußeren Beſchädigung aufweiſt, 
für welche die Eiſenbahn haftet. 

8. — Die Eiſenbahn haftet nicht für Beſchädigungen des Wagens, die durch Brand oder Ex⸗ 
ploſion verurſacht werden. 

9. — Der Einſteller haftet für alle Schäden, die der Eiſenbahn oder Dritten durch die Sonder⸗ 
einrichtungen (Heiz⸗ und Kühlvorrichtungen uſw.) und ihren Betrieb, durch den geſtellten Begleiter, 
durch die im Wagen mitgeführten notwendigen Betriebsmittel für dieſe Einrichtungen, durch mangel⸗ 
haften Verſchluß oder durch ein ſonſtiges Ereignis entſtehen, das durch die Verwendung oder den 
Lauf des Wagens verurſacht wird. Der Einſteller haftet jedoch nicht, wenn die Schäden auf ein Ver⸗ 
ſchulden der Eiſenbahn zurückzuführen ſind. 


05 


Die Eiſenbahn ijt berechtigt, vom Einſteller Sicherheitsleiſtung für bie Schadenerſatzforderungen 
zu verlangen, die ihr auf Grund der vorſtehenden Vorſchriften gegebenenfalls gegen ihn zuſtehen. 

Für die Forderungen aus dieſen Schäden ſteht der Eiſenbahn ein Pfandrecht an dem Privat⸗ 
wagen zu. 

10. — Für den Stillſtand des Wagens während der regelmäßig wiederkehrenden Unterhaltungs- 
arbeiten und während der Dauer der Ausbeſſerung von Beſchädigungen kann der Einſteller keine Ent⸗ 
ſchädigung beanſpruchen. 

11. — Reklamationen und Klagen auf Grund der obigen Ziffern können nur vom Einſteller 
erhoben werden. Reklamationen und Klagen nach den Ziffern 4 bis 10 können nur gegen die Ein⸗ 
ſtellungsbahn gerichtet werden. 


Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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